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tik schadet eher als sie nutzt." Sdrließlidr ist ,,nidrt alles un-
ridrtig und abzulehnen, was die NPD sagt". So etwa ,,die
Redrte Deutschlands in seinen Grenzen von 1937". Und
NPD-Thadden etgàîzt den Katalog wesentliùer Übereinstim-
mungen mit der CDU/CSU in seinem SPIEGEL-Interview:
,,Daß bestimmte Kompromisse zum Beispiel in Sachen Mit-
bestimmung nadr dem Einzug von 50 NPD-Âbgeordneten in
den Bundestag noc"h sdrwieriger durchzusetzen sein werden,
als das jetzt sdrou der Fall ist, das ist klar. Das gilt auù fi¡r
eine Ratifizierung des Atomwaffenspervertrages."
So sieht ein Ausschnitt aus dem Tagebudr des Reútskurses
âus:
rz. funi: Die Demokratisdre Aktion beriùtet über die ge-
heime Gründung einer militanten Siùerheitsgruppe der CSU.
Die VYN meldet, daß die NPD ebenfalls eine parqmilitärisùe
Organisation, angeblidr zum Sùutz ihrer Vers¡mmlungen
und Persönliùkeiten, aufbaut, die unter der Abkürzung SG
{Sdrutzgemeinsc}aft) firmiert und von ehemaligen SS-OfIizie-
ren geführt wird. - 17. funi: Bundeskanzler Kiesinger hältim Bundestag eine sdra¡fe antikommunistisóe Propaganda-
rede gegen die Anerkennung der DDR (er nennt das ,,Beriùtüber die Lage der Nation", es wâr aber nur einer über die
Lage der Reaktion|. - 18. funi: Das baden-württembergisùe
Innenministerium muß bestätigen, daß in diesem Bundesland
neonazistisùe fugendorganisationen wie der Bund Heimat-

Liebe Leser,'Wir erleben in diesen Wo-
ôen die beispiellose Eskalation
eines Reùtskurses. Kein Tag
vergeht ohne Zeitungssùlag-
zeilen mit Ministerzitaten, die
man bisher nur als Thadden-
Reden kannte. Da will sidr die
CSU niùt reùts überholen las-
sen und Kiesinger wiederum
nidrt durdr seinen Rechtsaußen
Strauß. Thadden: ,,So wollen
wir's haben."
Die CDU hat ihre Verhaltens-
regeln gegenüber der NPD in
einer streng vertrauliùen Bro-
schüre der Mitgliedsùaft mit-
geteilt. Motto: ,,Zu sdrarfeKri-

treuer fugend und die Wiking-|ugend militårisdre Übungen
vero.staltet haben, um siù auf einen Einsatz vorzubereiten,
der sidr ,,morgen oder übermorgen gegen Feinde im Inngm"
riôten werde (so die Veranst¿lterf. - 18. frni: Kiesinger for-
dert auf einer Tagung des Bundeswehrverbandes, deß die
Bundeswehr künftig ,,eine große Sùule der Nation für un-
sere iungen Leute" wird. Begriffe wie ,,Bürger in Uniform"
und ,,Innere Führung" seien ,,alte Klisùees". Analog zu die-
eer Haltung seines Kanzlers fordert Mi¡rister Súrö'ôer auf der-
selben Tagung, daß in den Sùulen meh¡ Wissen fter d¿s
Militär verbreitet werden soll. - Und sr*rließliù am 19. funi:
,,Llnter dem Beifall von mehreren hundert Industriellen ¡us
dem ganzen Bundesgebiet hat Bundeskanzler Kiesinger in
Bon. die Unruhe unter Studenten als Bürgerkriegssituation
bezeidrnet, der man zu begegnen habe." {Ftankfurter Rund-
sùauI
NPD, CSU und Neonazijugend proben den Bürgerkrieg. Aber
der Bundeskanzler verliert dazu kein Wort In Fortführung
seiner eigenen fasôistisùen Tr¿ditionen führt er seinen Bür-
gerkrieg gegen die unruhige |ugend, die demokr¿tisôe Ver-
änderungen will und den neuen Fasdrismus niót widerstands-
los heraufkommen lãßr Die Industriellen applaudieren ihrem
Kanzler. Sie h¿ben Klassenbewußtoein.
Kiesingers Rede ist niùt isoliert zu sehen. Gleiózeitig haben
Irämliç[¡ die Studenten, Sùüler, Lehrlinge und Arbeitdr durú
eine ges.hlossene Aktion in H¡nnover die Zurild<n¡hme un-
versdiTmter Nahverkehrstarife erzqungen. Ein ähnliùer Streik
fand in Heidelberg statt. Die Bevölkerung wat' solidarisù mit
ihrer fugend. So etwas versetzt die Kiesinger in Angst und
Súrecken. Die einfaùe Diffamierung reiòt nidrt mehr ¿u¡l
Die Bürgerkriegsdrohung muß her! Notstandsgesetze gibt :cs
sôon, nun müssen sie auó genutzt werden.
Gemeinsam sind wir stärker! - formulierten Sozi¿ldemokra-
ten, Kommunisten, Gewerksúafær und Studenten in einem
Flugblatt, das in Bayern gegen die NPD verbreitet wurde. fa,
gemeinsam. Nun muß endliù das Gez?ink, die Eifersüùtelei,
das Sektierertum unter den Linken aufhören. þ¡mi3 ds¡
Kampf geftihrt wird- Gegen den Reùtgkurs. Jetzt, zu¡ Br¡n-
destagswahl und euù danaù. Der Gep.er sùenkt u¡s niôts.
Daran sollten wir in diesen \troúen denken.
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3.
Der perfekte
Not
standsstaat
Der perfekte Notstand droht: die Bundes-
wehr kann im lnnern eingesetzt werden,
der Bundestag wird durch den Gemein-
samen Ausscñu8 entmacfitet, das Postge-
heimn¡s ist im Eimer, unbequeme Arbei-
ter können dienstverpflicfrtet werden. Dies
¡st das Verdienst der Großen Koalition,
die am 29. Ma¡ 1968 verwirklicht hat, was
alle Regierungen vor ihr nicfrt vermocfr-
ten.
Die demokrat¡sche öffentl¡chkeit wird durcfi
Polizeiterror eingescfrüchtert. Gegen 2000
Bürger, die von ihrem Demonstrat¡ons-
recht Gebrauch gemacfit haben, laufen
Prozesse. Streikende lngenieurstudenten
wérden zur Bundeswehr einberufen, oder
man streicht ihnen die Stipendien. Zu all
dem wird eine Vorbeugehaft vorbereitet,
die sogar den Vorsitzenden des Straf-
rechtsausschusses der Bundesrecìtsan-
waltskammer, Prof. Dahs, fatal an díe
Schutzhaftbestimmungen des Dr¡tten Re¡-
ches erinnern.
Nach Gestapo-Vorbild form¡ert man in
Bonn eine zentral¡sierte Staatspolizei: Die
Befugnisse des Bundeskriminalamtes und
seiner Sicherungsgruppe Bonn sollen er-
weitert werden. Wieder soll es E¡nsatz-
möglicñke¡ten einer zentralen Polizeige'
walt gegen nonkonforme politische Re-
gungen geben.
Das KPD-Verbot ist n¡cht aufgehoben wor-
den. Selbst ein Programmentwurf der KPD
durfte nicfrt verbre¡tet werden. Durch das
KPD-Verbot sollen die demokratischen Or-
ganisat¡onen, die in Opposition zur Bun-
desregierung stehen, eingescfrüchtert und
in Verbotsnähe gebracht werden, beson-
ders die neugegründete DKP.
Die bedingungslose Aufhebung der Ver-
jährungsfrist für Nazi-Verbrecñen ist nicht
Wirklichkeit geworden. Mord soll nach 30
Jâhren verjähren; NS-Mordgehilfen kön-
nen straffrei ausgehen. Die Vorsdrriften
über Verjährung von Völkermord haben
kerne rückwirkende Anwendung. wie Ju-
stizminister Ehmke versicherte.

Klammern

"Bunderlurtlzmlnlttcr Hor¡t
Ehmke hrt dlvor gew¡rnl,
das Problem der Aufhebung
der Verlährung für llord zum
Wahlkampllhema zu madten..
(AP-iletdung vom 18. ilal 69)

,Dcr t¡n¡sler ltr Ge¡amt-
deut$ùe Fragen und stellyer-lretende SPD-Vor¡ltzende
Herbert Wehner wlll da¡ Pro-
blem einer Anerkennung der
DDR aus dcm Proze8 derpolltiscñen Willeneblldung
heraushalleD. AucNr der Atom-
waffensperrvertrag soll nur
hlnler veræftlosi¡enen Tllren
behandelt ugrden."
(Frankturtêr Rundsdrau am
14. ilal 1969)

"Das äbe¡las¡en Sle dodr
bltle mlr, was ldr rage und
nHrt $ge. ldr denke nldrt
daran, lú Wahlkampf dle
Fehler de¡ SPD Jrervorzuslrel-
dæn, dac wäre llloyal."
(Gi¡nler Grass laut ,Konkrel',
am 16. 6. f969)

oDas Auswårtlge Amt ln Bonn
hat geelern sehr empfindlicNrauf Yercudre reag¡erl, dle
Au8enpolltik in den Wahl-
kampf elnzubezlehen."
(Westläll*ñe Rundsrlrau vom
3{1. Mal 1969)

"Was l¡l e¡ anders als elne
ItllBacñtung der Verfas¡ung,
wenn lührende Polltlker lm-
mer mehr Themen au¡ dem
Wahlkampf heramhallen woþ
len? Der Bundeskanzler und
CDU-Vorsltzende Kurt Georg
Klesinger wlll Währungsfra-
gen aueklammem."
(Gerhard Zlegler in ,Frank-furter Rundsc|rau vom 14. 5.
196e)

Ungeheuerlicñes ge¡clriehtl
Da glbt ee tateädrl¡dr Leute,
dle wollen Poll$k lm Wahl-
kampf madren. Wo doch dle
wahlen m¡t Polltlk n¡cùt das
gerlngste zu lun haben . . .
Gegen elnen ¡oldpn lllB-
brauclr wehren ¡lclr dle Bun.
destagsparlelen natl¡rlldr ent
¡c|rleden. Sle ragen katego.
rlscñ: Au¡klammernl

W¡r melnen:
D¡ese Parte¡en wollen dle Be'
völkerung l¡ber dle wahren
Itlacftlverhältnlsle und llber
dle Auswlrkungen der Regle'
rungspolltlk täuscñên.elan klammert e¡nl
Wr nennen dle S0nden dla'
rer Reglerung.
Und gemelnsam mlt unaoritn
Lerem ¡lnd wlr aktlv, um
dle¡c Polltlk zu übcrrlnden.
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Tfrdstlnden

Die Tage dieses Parlamenls sind gezählt. Am 28. Seplember sollen die Wahlbe'
redrtlgten wleder lür yier Jahre lhre politisdren Entscñeldungsrechte an Abgeord-
nete übertragen und dann sclrweigen. So denken es s¡dr die herrsclrenden Politlker.
RecfienscNraftslegung yor den Wählern, llitbestimmung der Wähter aucfi während
der Legislaturperlode, Abwahl sclrlecfiter ,Volksvertrels¡r' - das Ist im bundes-
deutscfien Parlamentarismus nl.fit vorgesehen. Deshalb mu8 zum Wahltag beson-
ders krlllscñ Bilanz gezogen werden - dam¡t dle Riclrtigen gewählt werden. Und
aucfi, damlt man nicfit auf dle Augenblldcversprecñungen der Herrsclrenden her-
einfällt.

,Dleser Entwurf ist ein kühner Sclrritt, der nur in der Zusammenarbeit der beiden
íioalillonsparteien, in der GroBen Koailtion, mögllcNr vv¿¡* - spracñ Arbeitsmlnister
Han¡ Katzer (CDU), ats er das naclr UnternehmermaB gesclrnittene Berufsblldungs'
gesetz felerte. Er iratte so unre.trl nicñt. Und er hätte aucNr iede belieblge andere
Entsclreldung nennen können: ob demokrallezehrende Notstandsgesetzgebung
oder Riesenjewlnne lür Unteinehmer, ob Forcierung der Ríistung oder Fortbesland
der Allelnveltretungsfrecfiheit gegenüber der DDR, ob Anwaclrsen dee Neonazis'
mus oder pollzelterror gegen Úemonstranten - kelnen dieser okühnen Sclrrltte'
n"At t".ftrc, kelne Sünde in der Tat und der Unterlassung hätten CDU und CSU
alleln tun kbnnen. Sle braudrten stets die Krüd<e sozialdemokratiscñer llinister
und Abgeordneter.

Genügt es atso, dle Aullösung der GroBen Koalition zu verlangen? Sidter nlcfit.
1965 hatte keln SPD-Wähler geglaubt, daB er CDU-Politik unterstÛtzt, wenn er
SpD wählt. Der Wahlbetrug elolgte ein Jahr später. Aucñ heute slnd keine anderen
SlcNrerheilen gegeben ats iene, die die Gewerksclraftsiugend ¡n e¡nem Besdilu8
lhrer 7. Bundeelugendkonferenz (Braunscfiweig, November 1968) vorsclrlägt:
oVon der Antwort der Kandldaten auf die Fragen nadt Notstandsgesetzen, verbes'
serter Blldung und Ausblldung und demokralisclren Recfiten der Jugend sowie
von lhren Taten in der Vergangenhelt muB abhängig gemacñt werden' ob sie ge-
wählt werden. tn den Bundeslag gehören Abgeordnete, die im lnteresse der Arbelt'
nehmerhandeln."
Und die Jugend der lG Chemle forderle unlängst auf ihrer 8. Zentralen Jugend'
konlerenz dazu auf, audr dle Elnstellung der Kandidaten zur Vorbeugehaft und zur
Ausdehnung der llitbestlmmung sowle ihre Haltung während der NS-Zelt zum
ilaBstab für dle Unterstützung zu madren.
Das slnd klare Worte.
etan hat dle Politlk der CDU/GSU gepräft, dle dlese mil Hllfe der SPD-lllnister und
-Abgeordnelen maolren konnte. Die Bilanz: Sieben Todsünden der GroSen Koall.
tlonl
lm Slnne der Arbelterjugendbeedrlilsse ¡ind dle Abgeordneten, dle dleee Tod-
sünden zu verantworlen haben, nldil mehr wählbar!
4
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Die Herabsetzung des Wahlalters - wer
er¡nnert sich noch an das versprochene
Trostpflästerchen aus der Zeit wacisender
Jugenddemonstrationen? Doch dieses
Grundrecht der Jugend geriet bei den
Herrschenden ebenso in Vergessenheit,
wie die von den Jugendverbänden gefor-
derte Mitbestimmung der Jugend in allen
sie betreffenden Fragen.
Sogar die wenigen bestehenden Recite
der Jugend werden angetastet: Das Grund-
recfit auf Wehrdienstverweigerung soll den
im Dienst befindlichen Soldaten genom-
men werden;.ein,,lnternationaler Jugend-
austausch- und Besucherdienst" (IJAB) des
Bundesfamilienmin¡ster¡ums wurde instal-
l¡ert, um die internationalen Kontakte der
Jugendve¡bände im Sinne der Bonner
Außenpolitik zu kanalisieren; unbequemen
Jugend- und Studentenorganisationen, wie
dem VDS, werden die Förderungsmittel
gestricñen. Aucfr die Förderungsmittel für
die politiscùe Bildungsarbeit der Jugend-
verbånde wurden geküzt.

Nichts ist geschehen,r um die Position der Betriebsjugend-
vgrtreter durch KündigungsscfruÞ zu ver-
bessern (¡m Gegente¡|, unbequeme Ju-
gendsprecñer wurden entlassen);r um einen bezâhlten Bildungsurlaub ge-
setzl¡ch zu verankern;r um junge Menscñen in Parlament und
Ministerien anzuhören (dalür wurden aber
Altnazis wie Dr. Fritz Arlt vom BDI in Be'
ratergremien für Jugendfragen berufen);r um Jugenddebatten im Parlament im
Sinne der Jugend zu lühren (stattdessen
werde sie bescfiimpft und der Pol¡zeiter-
ror gegen sie verstärkt);r um Springers Macht einzuschränken:r um die Dauer der Wehrdienstzeit zu
verringern;¡ wirkliche Chancengleicfrhe¡t durch bes-
sere Ausb¡ldungsförderung zu sichern.

Es ,,soll die Verstärkung der beruflichen
Bildung dazu beitragen, daß sich die fürein ausreichendes Wachstum der Wirt-schaft notwendigen strukturellen Anpas-
sungsprozesse vollziehen können". Sowird im schr¡ftlichen Bericht des Bundes-
tagsausschusses für Arbeit die Zielstel-lung des neuen Berufsbil{ungsgesetzes
charakterisiert. Also Ausbildung für die
Bedürfnisse der Wirtschaft (sprich: Unter-
nehmer). Von Mitbestimmung der Betrof-
fenen ist keine Rede. Die gèsamte beruf-liche Bildung und Ausbildung bleibt im
Einfluß der Unternehmer-Kammern. -Das Jugendarbe¡tsschutzgesetz ¡st nichtim lnteresse der Jugendlichen novelliert
worden. Die von den Aroeiterjugendver-
bänden erhobenen Forderungen nãch ge-
nerellem Verbot der Kinderarbeit und Nacfrt-
arbeit, nach Verbesserung der Urlaubs-und Pausenregelungen wurde überhaupt
nicht behandelt.
Die Berufsausbildung im lnteresse der Un-ternehmer wird ergänzt durch eine ähn-lich strukturierte Schul- und Hochschul-
ausbildung. Schülern wird verboten zu de-monstrieren. Politisch mißliebige Studen-ten sollen nach einem neuen .Ordnungs-recht" von derUniversität verwiesen wér-den kön¡en. Jegrrche oppositionelle poli-tische Haltung soll unterdrückt werben,um die Ausbildung im Sinne von Ezie-hung eines Fachidiotennachwuchses fürdie Unternehmer n¡cht zu gefährden.
Alle geschatfenen Regelungen für die Aus-bildung in Betrieb, Schule und Universi-tät gehen nicht von einer Bildungsverm¡tt-
lung aus, die dem einzelnen eiñe beruf-liche Perspektive garant¡ert, sondern vonder Eziehung systemkonformen, unkriti-schen Nacfiwuchses.
,,Die Schulen tn unserem Land sind auto-ritär organisiert Sie sind fast überall
darauf eingestellt, zum Gehorsam gegen-
über dem Obrigkeitsstaat und gegénùbereiner selbsternannten Herrschaffsschichtzu er¿iehen. Sie sind darauf eingestellt,die Herrschaft einer sozialen Schìcht zu
verewigen, die Bildung und Besitz lür sicfr
monopolisieren konnte", stellten B0 Ge-
werkschaftsfunktionäre Ostern 1968 in
einem Appell fest.

2.
B¡ldungs
misere n¡drt
beseitigt

í.
Keine Redrte
für die
Jugend
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4.
Alles für die
UnternehtTtêr-
Herrschaft
Das waren Jahre der Konzernherren!
lm Konzept der GroBen Koalition ist sie
genau richtig, die ,,soziale Symmetrie".
Denn das heiBt: Alles für die Monopole.
Am 5. 2. 1969 übergab Schiller den Jah-
reswirtschaftsbericht 1969 der ötfentlich-
keit. Danach ist geplant, die Unterneh-
mergewinne 1968/69 gegenüber den Jah-
ren 196268 um 17 Prozent zu steigern(: zl0 Mrd. DM).
Den Arbeitern wird eine Erhöhung der
tarillicfren Löhne um 5,50/o - 6,5o/o in
,,Aussicfrt gestellt". (Orientierungsdaten
werden diese Lohnleitlinien vornehm ge-
nannt. Mit Tarifautonomie hat das wenig
zu tun.)
Die Monopole danken es Sch¡ller, daß
er sich ihren durch die Krise entstande-
nen Problemen angenommen hat, So me¡nt
Fritz Berg, Präsident des BDl, einen bes-
seren Wirtschaftsm¡n¡ster könne er sicfi
nicht vorstellen. Julius Lehlbadt, DGB-
Landesbezirksvorsitzender von Rheinland-
Pfalz sagte zu der Wirtschaftskonzeption
Scñillers auf dem 8. Bundeskongreß des
DGB in München: ,,B¡sher hat die ,,Kon-
zertierte Aktion" weder ihren Namen, nocfi
den Lärm um sie herum gerechtfertigt. Es
bleibt festzustellen, daß nach den Anga-
ben des Bundeswirtschaftsministeriums die
pro Kopf verfügbaren Nettoe¡nkommen der
Unternehmer trotz Konzert¡erter Aktion
mindestens doppelt so stârk gestiegen
sind, wie die verfügbaren Nettoeinkom-
der Arbeitnehmer."
,,Da sie (die Unternehmer) Risiken tra-
gen, müssen s¡e selber entscheiden und
Gewinn haben können." (Welt, 6. 11. 68)
Das war die Meinung Barzels zur Mitbe-
stimmungsdebatte auf dem GDU-Partei-
tag 1968. Das Risiko des Arbeiters ist der
CDU egal. Die SPD-Führung macht das
Thema Mitbestimmung zum Wahlkampf-
sc,hlager, ist aber nicñt bereit, sich ernst-
haft dalür im Bundestag e¡nzusetzen. Die
CDU hoflt, nach Erringung der absoluten
Mehrheit, die Mitbestimmungsdebatte ab-
würgen zu können. Die Meinung der
Herrschenden zur Mitbestimmung:
,,Die Demokratisierung der Wirtschaft isl
so schwierig wie eine Demokratisierung
der Scùrule, der Kasernen oder der Zucftt-
häuser." (lndustriekurier, 7. 10. 1965)

6

e l a n tgstete d¡s Parteien der GroBen
Koalition. Wir zeigen hier sieben Todsún-
den auf. Wer in sieben entscfreidenden
Fragen dem lnteresse der Wähelr zuwi-
dernandelt, ist nicfrt mehr wählbar.
W¡ê stehts aber mit der FDP, der parla-
mentariscTten Opposition? Schneidet s¡e
nicùt alte Zöplø ab? Bei näherem Hin-
sehen wird klar: Diese Partei ersetzt je-
den abgeschnitt€nen Zopf durch eine noch
plundrigere Perücke. Als da sind: keine
völkerrechtlich verbindliche Anerkennung
der DDR, keine Mitbestinlmung der Arþci-
ter, Verjährung der Naziverbrecñen, un-
terstützung der Berulsbl¡dungskonzeption
der Großen Koalition. Die älteste Perücke
dieser Partei: Erictr Mende mit seinem
reaktionären Anhang.
Unser Test hat aucfr ergeben: Die Kandi-
daten der Aktion Demokratiscñer Fort-
schritt (ADF) haben s¡cñ keine der Tod-
sünden zuschulden kommgn lassen. ,,Von
ihren Taten in der Vergangenheit muß ab-
hängig gemadrt werden, ob sie gewählt
werden", stellte die Bundesjugendkonfe-
renz des DGB über die Bundestagskandi-
daten fest. Einer solcfien Präfung halten
ADF-Kandidaten stand: Sie gehörten zu
den Akt¡vsten der Bewegung gegen die
Notstandsgesetze; als Betriebsräte und
Gewerkschafter setzen sie sicfi für die
Durchsetzung gewerkschaftlicher Beschlüs-
se ein; bei den Ostermärschen sind sie
dabei, wie auch bei den Aktionen gegen
Vorbeugehalt und Springer-Hetze. Braune
Westen fanden wir bei ihnen nicftt, statt-
dessen rote Fâhnen.
Die ADF-Kandidaten sagen: Wir machen
nur das, wozu d¡e Wähler uns beauftra-
gen. Was wir gemeinsam fordern, kön-
nen wir auch nur in gemeinsamen Akt¡o-
nen der Wähler und Gewählten durcfi-
setzen. Die ADF ruft díe Wähler zur tÊiti-
gen Selbsthilfe auf. Vor und nach der
Wahl. Das ist der Schlüssel zur Demo-
kratisierung díeses Landes.

Ulrldr Sandcr

Eln oReg¡erungsprogramm der lG Metall"
legte diese Gewerkschaft am 26. November
1966 - wenige Tage vor Bildung der Gro-
ßen Koal¡tion - der öffentlichkeit vor. ln je-
dem der fürnf Punkte handelte die Regie-
rung clen Arbeiterforderungen zuwider.
1. Voraussetzung für die B€s€¡tigung dor Haus-

haltsscñw¡origkeit€n und für weileren sozialen
Fortschr¡tt ¡sf êin sofortiger Stopp und allmäh-
l¡cher Abbau von Rüstungsausgabên.

2. Die neue Bundesreg¡orung muB alsbald sine ent-
scfiied€ne Entspannungspolitik belr€¡bon und
vor allem das Verhältn¡s zu den ostouropå¡schen
Völk€rn normalisieren. Dazu gehört audr 6¡ne
Verstärkung d€s wirtscüaftl ¡cñen Auslausdres.

3. Von der neu€n Regierung w¡rd €nvartet, daB sie
unv€rzüglicfi d¡e Rsstriktionsmaßnahm6n der
Bundosbank durcñ eine ontscñied€ne Wacñs-

4. Die Tar¡fautonomie ist ¡m voll€n Umfang anzu-
erkenn€n. Es dürlen kein€rl€¡ Versucùe unter-
nommen werden, don Taritvertragspert€i6n durcfi
Lohnleitlinien oder ähnlidro staall¡cñe Empfeh-
lung€n Fesseln anzulegen.

5. Diê Gowerksdìaft€n habon sich w¡od€rholt gogon
die von früheren Bundosreg¡€rungên vorango-
triebenen Plåns fi¡r e¡ne Notstandsgesetzgebung
ausoesorodt€n. Sie orwarten von der neugn
Bunîeiregierung, daB si6 âuf e¡ne zusåtzlicñe
Notslandsg€setzgobung ver¿icfi tot. -

tumspolitik ablöst und gleicñze¡t¡g €inon Bei-
trag zur Preisstab¡litåt durdr V€rzicñt auf wei-
lere politisdre Preissteigerungen leistet. Di€
n€ue Begigrung muß d¡e bestehend€n Struktur-problem€ in der Wlrtsdraft lös€n sowie die
M¡tbest¡mmung und den sozialen Sdrutz der
Arbêitnehmer S¡ch€rn und ausbauen.

5.
Redtskurs
fördert
Neonaz¡smus
,,Niemand wird uns rechts überholen",
sagt die CSU. Und auch Kiesinger will
sich nicTrt von Strau0 rechts überholen las-
sen (FR 31. 5. 69). Dazu meint Thadden:
,,Es ist e¡ne der vornehmsten Aufgaben
der NPD, die anderen Parteien zu einem
Ruck nach recñts insgesamt zu veranlas-
sen. So wollten wir's haben." (Spiegel
26. 5. 69.) Der Erfolg dieses Rechtsrucks
der Regierungsparteien ist, daß die NPD
bereits mit 61 Abgeordneten in 7 Land-
tagen eingezogen ist. Schon hat sie den
Marscfr auf den Bundestag angetreten.
Bis heute ist die NPD nicht nach den Be-
stimmungen des Grundgesetzes aufgelöst
worden, obwohl das Material, das sich bei
lnnenminister Benda angesammelt hat zum
Verbot ausreicñen würde. Noch immer fin-
den die Kundgebungen der NPD unter Po-
lizeischutz statt. Bei der Bundespräsiden-
tenwahl stimmten NPD, CDU und CSU
für Schröder, der danact eine klare Stel-
lungnahme gegen eine Koalition CDU/
NPD verweigerte.
ln der Bundeswehr wäcfrst der EinfluB der
NPD ständig. Unter den Kandidaten der
NPD sind Offiziere der Bundeswehr.
Das alles kann nicht verwundern, solarrge
bei uns diejenigen an der Macht sind, die
schon im Dritten Reich mit an der Spitze
standen oder doch zumindest der Naz¡-
partei angehörten: Kiesinger, Schröder,
Schiller, Flick, Blessing. lmmer frecher for-
dern die Vertriebenenverbände - völlig
einig mit der Flegierung - einen ,,gerech-ten" Frieden in den Grenzen von 1937.
Denn ihr Frieden ¡st erst dann ,,gerecht",
wenn die Ergebnisse des vom faschisti-
schen Deutschland angezettelten Kr¡eges
rückgängig gemacht worden sind. - Und
schließlich: CSU und NPD sind dabei,
nach SA-Vorbild pol¡zei-ähnl¡che, inner-
Darte¡l¡che Sicherungsgruppen zu bilden . .

,,Es ist bei der zweifachen Aufgabe ge-
blieben, ... die Wirtschaft uno Gesell-
schaft Mitteldeutschlands freiheitlich zu
tormen, um sie so mit Westdeutschland zu
einem einheitlichen deutschen W¡rtschafts-
und Sozialkörper zu ¡ntegrieren", heißt es
¡n einem Tätigke¡tsber¡cht des Forschungs-
beirates beim Gesamtdeutschen Ministe-
rium. Noch deutlicher kann nicht gesagt
werden, was mit Alleinvertretungsanspruch
und Nichtanerkennung der DDR erreicht
werden soll. FÍlr Bundeskanzler Kiesinger
ist die DDR led¡glich ein ,,Gebilde", des-
sen Anerkennung für ¡hn nicht in Betracht
kommt. Wie sehr die Politik der N¡cht-
anerkennung die ¡nternationale Atmosphä-
re verg¡ftet und Spannungen hervorruft,
zeigt sich in der Bonner Reaktion auf die
DDR-Anerkennung seitens Kambodschas
und anderer Staaten. Baron von Wrangel
(CDU) am 25. 4. 69 im Bundestag: ,,Wenn
wir ¡n der internationalen Politik einer Ent-
wicklung Vorschub leisten, die dazu führt,
daß Staaten und Staatengruppen Ost-Ber-lin anerkennen, ist die völkerrechtliche
Anerkennung nicht aufzuhalten. Deshalb
müssen wir diese Nichtanerkennungspoli-
tik ganz entschieden fortsetzen."
Das ganze Gerede von einer angeblich
neuen Ostpolitik wird durch die praktische
Regierungspolitik widerlegt. Wer n¡cht an-
erkennen will, wer die Repr¡vatisierung
der volkseigenen DDR-Betriebe plant, wer
Kontakte mit sozialistischen Staaten nur
sucht, um die DDR evtl. isolieren zu kön-
nen, gefährdet den Frieden aufs schärfste.
Denn eine solche Politik ist nur mit Ge-
walt durchzusetzen. Wer sich darüber hin-
aus weigert, die bestehenden Grenzen in
Europa ãnzuerkennen (Oder-Neiße-Grenze)
und gleichzeitig jährlich einen neuen Re'
kordrüstungsetãt- beschließt, provozie.rt
Spannungen und kalkuliert die bewaffnete
Auseinandersetzung zur Durchsetzung set-
ner Politik e¡n.

Nie war der Rüstungsetat so hoch wie
se¡t B¡ldung der Großen Koalition. Als
Bundesfinanzm¡nister Strauß den Haus-
haltsentwurf der Großen Koalition am 16.
10. 1968 dem Bundestag vorlegte, stellte
er einen Scùwerpunkt heraus: Bereitstel-
lung höherer Beträge für die Ri¡stung.
Für Verteidigung u. Zivilschutz 19352Mi||.Bundesgrenzschutz 324 Mill.
BundeshilfefürWest-Berl¡n 2723Mtll.
Das macht zusammen 22 399 Mill. zusätz-
lich I075 Mill. soziale Leistungen für
Kriegsfolgen. Diese Leistungen tauchen
zwar im Haushaltsplan immer unter ,,So-
zialle¡stungen" auf.
zuzurechnen.
Die Steuerzahler müssen also 3 0474 Mill.
DM fürs Militår (und seine Folgen), das
sind 37olo des Gesamthaushalts, aufbrin'
gen. Seit 1950 wurden ungefähr 260 Mrd.
DM für die Rüstung verpulverl.
Die Mehrausgaben in der Rüstung seit der
Wahl 1965 betragen gegenüber der vor-
herigen Wahlperiode 5,1 Mrd!. Schröders
Plan, von 1968 bis 1972 über den Rah-
men der mittelfr¡st¡gen Finanzplannug hin-
aus den Rüstungsetat um 2,5 Mrd. zu er-
höhen, wurde vom Bundeskabinett am 15.
1: 1969 gebill¡gt. Hinzu kommen noch Sub-
vent¡onen, die in erster Linie der Rü-
stungsindustrie zugute kommen.
Docfr es wird nicht nur in der Bundes-
republik aufgerüstet. Die Bundesregierung
le¡stet zudem einen enormen Beitrag zur
Us-Aggression in Vietnam - mit Geld
(Devisenhilfe, Entwicklungshille) und po'
litisch-moralischer Unterstützung der Ag-
gressoren. ln ihrem ,,Bulletin" iom 29. 2.
1968 te¡lt die Bundesregierung mlt: ,,lm
Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung
stehen für 1697 bis 1971 iährl¡ch 30 Mio.
DM für die humanitäre Hilfe in Süd-Viet-
nam zur Verfügung."
Die forcierte Rüstungspolitik ist verbun-
den mit der Nicùtunterzeichnung des
Atomwaffensperrv€rtrages. 90 Staaten,
u. a. aucfi die DDR, haben den Vertrag
þereits untezeichnet. Die Bundesregie-
rung weigert sicfr, tlen Verzicfrt auf Atom'
waffen zu unterschreiben. Franz Josef
Strauß erklärt sogar oflen in GroBbritan-
n¡en, daB eine europåische Atomstreit-
madrt gescfiaffen werden müsse.
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Die ganz gro0e Koalition
,.Es íst eine iler votnehmsten Bemúhungen
der NPD, die anderen Partøien zu einem
Ruck n¿dl rcdús insgesamt zu vøtanlcssøn.
So wolJen wir's haben.'
(NPÞVorsitzender Adoll von Thadden im
SPIEGEL-Gêspråch vom 26. Mâi 19€S)
.,Yerteidigungsminister Sdtröilq hat vor der
lungen Union in Oberhausøn eine klare
StøIlungnahnrc gegen eine mögliùre Koali-
tion mit der NPD verwøigert."
(Kölner Stadtanzeiger, 28. 4. 69)
,,Sie haben seit lahren mit wiederholtøn
Appellen zur Aussöhnung und lriedlidten
Zusamrnønarbeit mit den Völkern in Osr-
europa, mit ausdnid<&&em Yerciù.t aat'
Radte und Vergelus.ng einen nidz.t zu übet-
sehend,en Beitrag fifu den Fúeden geleístet.Mit lhrem Sfteben um Zusamm:enarbeitund Ihten geduldigen Bemühungen Èm
mögli&tst intensivø Begegnttngen mjt Men-

¡ii, !_iiI'.
'/t'.. r:' :. .:

schen aus lhrer fúheren Heimat ist der
deutschen. Fñedenspolitik wirksame IJ nter -
stützung zuteil gewotden."
(Bundesaußenminister und SpD-Vorsitzender
Willy Brandt am 29. 4. 1969 vor Vertriebenen-
tunktionären)
,,Die Pilìsenz der døuudtøn Vøuíebenea
und insbe¡ondere dq sudetend.øuædtøn aul
d.ieser Rundgebung verleihen unseten Wün-
sdten und dem, was wit zu sagen haben,
das Gewicht einu innenpoliüsãten Reali-tät. So mandte, die da glaubtzn, :uns vøÍ-
höhnen, übenennen und. ausUammer¡ zukönnen, wørdøn dieses Gewidtt seht baldzu spüren bekommen. Die Sudøtendeut-
sdtan Tagø sind Wøgmarken dq Antwort
øinos gesunden Volkes aul den Cøist dørpermanenten Zersetzung unseter morali-
sdten und politìschen Þositionen.'
(Sprecher der Sudetendeutschen Lanctsmann-
schaft Dr. Walter Becfier, CSU-MdB, auf dem
Sudetêndeutscfren Tag)

NalÍonal
,,Es sind gercde die Vütriebenen, die zu-
sammøn mit clen übúgen national gøsinn-ten Kiliften maSgebliù zur ntaruIis&tøn
-un4- po¡itisdl en Sølbstbehaupülng unsø¡¿sVolkes bøitragøn."
(Bundesminister Dr. Wernêr Dollinger, CSU,
als Sprecfier de¡ Bundesregierung lur Erôff-
nung des Sudetendeutechen Tages.)
,.Idt sehe keineh Nadtteil ãarin, wenn in
bestimmten nationalen Fragøn eine U:ber-
øinstimmung über die Partéigrenzen hin-
aus vorhanden ist."
(NPD-Vorsitzender Adolf von Thadden im
SPIEGEL-Gespråch. vom 26. Mai 1969)

'& g¡bt au$er der CDtl nw no&. einePartøi, ídz braudtø sie nidtt mit Ncmenzu nennen, die unserc Belange dur&aus
vertritt.'
(Dr. Holunder, Spracher de¡ Obersehlesischen
Landsmantsc*raft, "Die Zø!t", 29. Mai 1969)
,,Ich gehöre nidtt zu ilanen, die die NpD
von votnherein vetdammen. betontz BedterIaut dpa.
(Frankfurter Rundschau, 21. Mai 1 96g)

Venldrt
..Wir vøtzidtten niùtl letzt witd 'Widør.
stand teleistet." - ,,Das Münd¡ene¡ Ab-
kamrnen bløibt rcchtsgllltig." - -Der Atam-
wøflenspernertrag ist unannehmbaTj -,,Iunk und Femsøhen prcpagiercn Ver-
zidtt."
( Schlagzeilen des NPD-Sonderdrucks ,,DN'
zum Sudetendeutschen Tâg)

,,Wønn es um trrts¿r Re&t geht, um un-
serc Heimat und unsq I¿nd, kann kein
Deutsdtq ,Radikøl' gønug sein!'
(NP&Sonderdrudr,,DN' zurn Sudetendeut-
scten Tag)

.,Yon den in Not und Untetihíi&ang Ie-
bønden europäisdten Völketn, den Tsdte-
chen, Slowaken unil andercn, können diepeiladis&. wieilerkøhrøndøn Døuædtland-
p\äne, Aaerkentrutrgl-, Venidtæ- und Nidl-
tigleiæerklärungøn nidtt anilerc Zewettetwetden, als einen Venat tn ihrem Frci-
heitswillen."
(Vizepråsident des Bundes der Vertriebenen,
Dt. Franz Bôhm, Nürnberg, 25. Mai 1969)

Fährerbeflehl ...
,,Wir hegen ilie Übeneugung, da$ øur diø
Koopetation des Fleißes von Tsùeùen und
Sudetendeuædten imstande ist, d¿s gemein-
saÁe Heimatlanil aus dem Elend dei Okku-
pation und" ilq kommunistisch¿n BeÍøhls-
witædtaft zu ienam Wohlst¿nd zurüd<zv-
fährøn, der einstmals diø bedeutsømste Ir1-
dustriegrovinz MittøL- und Mittelast-Euro-
pas gesùalføn und gesi&ãt hat. Der Weg
døs ts&ødtisd¡at Yalkes zu Freiheit und
Wohlsund lühn übæ die wieàererstandene
Zvsammenarbøit mit døn Denædten døt
böbmisch-mährisdten-sdtlesisd¿n kìndet."
(Landsmannschattssprecher Dr. Becher, CSU-
MdB, aul dem Sudetendeutschen Tag)
Die Überwindung du ,Teilung der euro-
päisdten Völkergemeinsdtaft" kann,,nicht
dadurdt gesdtehen, da$ man, wie es bei
mandten unseret deuædten Politiket Mode
geworden ist, einen ernseitigen S&uldkom-
plex pflegt. Es ist einfadt nidtt wahr, dap
an allem Llnredtt der Vørgangenheit nur
das deuæ&e YoIk sdtuld trÌigt.-
(V¡zepråsident des Bundes der Vertriebenen,
Dr. Franz Böhm, Ntirnbetg,25. Mâi 1969)

Deulsche Jugend des Ostens
.,Gløidtzøítig täomte et (Bechet) ein, dapdie Landsmannscltalt Naùwudrsprobleme
habe, Wer aIs Kjnd. sudetendeutsdlet Elterneßt nach døm Rriøg gøborøn worden seí,
könne nidtt Erlebnís-Sud.etendeutsdtet, san-
detn müsse,BewuP*eins-Sudøtendeutsdtzr'
sein. Geradø darum wetd.e ein politisdtet
Dynanisierungsprozep ainsøtzen; st¿itkeî
als bisber werde sicb die Landsntannsdtalt
a(s ein F¿ktor in der deutsùen Politik e,t-
weisen."
(Frankfurter Rundschau, 21. 5. 1989)
,,Die Natutftøundeiugend D¿utschlands ist
der AuffassunC, daß die Politik det Deut-
schen lugend des Ostøns nicht mit den
Ridttlinien des DBIR úbereinstimmt. Sie
heauftragt alle Leitungsgremien det Natut-
Ireundeiugend, die Publikationen der DIO
&enau zu verfolgen, um Mateîialiøn aus-
zuarbeiten, die bei einern evtl. Ausschluß-
anfiag im DBIR voryplegt werden könnei."
(Antrag von Siegtried Mâtzat, Landesjugend-
leiter Niedersacñsen, und 14 weiteren Ju-
gendleitern an den Bundesiugendausschu8
der Nalulreundejugend Deutschlands)
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Das mußten sich auch jene Superrevolutio-
näre sagen lassen, die in Köln mit Flugblatt-
massen erschienen und in den ,,Gewerk-
schaftsbürokraten" ihren neuen Hauptfeind
erblicken. Wenn es sie in Köln nicht gegeben
hätte, die Unternehmerseite håtte sie erfin-
den mrissen, so nützlicfi waren ihre Stör- und
Spalter-Aktionen lür die Feinde der Arbeiter-
jugend.

Blldungerlece DDR
Auf dem Offenbachplatz lormiert sich der De-
monstrationszug. ,,Haut den Bossen auf die
Flossen", lautet ein Sprechchor. Auf Trans-
parenten ist u. a. zu lesen: ,,Der Bildungs-
riese DDR impon¡ert uns sehr". ,,Wir wollen
lernen, aber man läßt uns nicht." ,,Gott segne
das ehrbare Handwerk".
Tausende ziehen in diesem Demonstrations-
zug zur Sporthalle, in der für 15 Uhr die Kund-
gebung angesetzt ist. Es hätten nocfi viel-
mehr sein können, wenn nicht an einzelnen
Orten vom DGB bewußt gebremst worden
wäre. Zum Beisp¡el durdr mangelnde Busbe-
stellungen. Kritik daran ist aus den Reihen
der Arbeiterjugendverbände zu hören, die zu
dieser Demonstration aufgerufen haben. Und
das sind: Gewerksdraftsjugend, SûAJ, Na-
turf'eundejugend und Falken.
ln den vordersten Reihen der Sporthalle for-
miert sich von Beginn an eine gröhlende
Truppe von 300 ,,Umfunktionierern", bunt zu-
sammengewürfelt aus Trotzkisten, Maoisten
und Anhängern anderer selbstverliehener

.,,-¡smen". Das einzige was ihre Störakt¡o-
nen hier bewirken können, ist ein Verwischen
des mobilisierenden Elements der Kundge-
bung.

WIr slnd lür die APO
Sympathien unter den Lehrlingen und Jung-
arbeitern erwerben sie hier nicht. Maria We-
ber vom DGB-Bundesvorstand wird nieder-
gebrüllt. Knallfrösche fl¡egen auf die Bühne.
Papierkugeln werden geworfen.
Herbert Rautenberg, Betriebsjugendvertrerer
aus Essen ergre¡ft das Wort: ,,Bei unserem
Kampf um eine zeitgemäße gesetzliche Rege-
lung der Berufsausbildung geht es uns auch
um einen Fortschritt im Kampf um Demokra-
tie. Unser Kampf in diesen Fragen geht so-
lange, bis die Verantwortlichen in diesem
Staat unsere Forderungen erfüllt haben wer-
den."
Franz Woschech, neugewähltes Mitglied des
geschäftsführenden DGB-Bundesvorstandes
und dort für Jugend verantwortlich, leitet
souverän, wenn das auch teilweise sehr
schwerfällt.
Georg Benz, Mitglied des Hauptvorstandes
der lG Metall, läßt sict trotz der Wurfge-
schosse nicht provozieren: ,,Wir sind für die
außerparlamentar¡sche Oppos¡tion, weil wir
glauben, daß auch außerhalb des Parlaments
politische Willensbildung betrieben werden
muß".
Heftig wendet er sich gegen die Bundestags-
abgeordneten, die keine der wesentlichen
Forderungen von Gewerkschaften und Arbei-
terjugendverbänden in ihrem Berufsbildungs-
gesetzentwurf verwirklidrt haben. ,,Er steht
in krassem Widerspruch zu unseren gewerk-
schaftlichen Forderungen".

Gesetz filr Unternehmer
,,Die Berufsausbildung ist nach den Bedürf-
nissen der Wirtschaft organisiert, damit un-
terwirft man sie zwangsläufig auch den dort
vorherrscfienden Prinzipien, den Gesetzen
von Angebot und Nacfrfrage, dem Grundsatz
der Gewinnmaximierung, dem Anordnen und
Ausführen." So charakteris¡ert Georg Benzdas Berufsausbildungssystem in unserem
Land. ,,Die Berufsausbildung w¡rd nicfrt mehr

aus der öffentl¡chen Diskussion verschwin_den, bis sie für di6 arbeitende ¿uqend iu_friedenstellend goregelt ist. Wir wei¿en OenHerren in den Kammern und Betrieben nichtsschenken... Dieses Gesetz bringt nur denUnternehmern Vorteile. Es sicheit ¡nre Uis_herigen Vorrechte und gibt ihnen neue dazú.,,Unter dem Beifall der Anwesenden folgertBenz, daß dieses Gesetz schlechter sei alsgar keines.
Der.übergroßen Mehrheit in der Sporthalleist. klar: die eigenen Forderungen' können
nicht ohne das Macfìtpotential del einheiilictr
handelnden Arbe¡terjugend und der Gewerk-schaften durchgesetzt werden. Ebenso klarwrude, daß mit der Verbschiedung des Be-rufsbildungsgesetzes der Kampf nicht ein_gestellt werden darf.
ln der folgenden Diskussion charakteris¡erte
49tt .lür-g_en. Priemer diese Bewegung:
,,Kampf _ für bessere Berufsausbildun! iõtKlassenkampf." Daß das keine pñrase
bleibt, zeigen die weiterlaufenden örilichen
Akt¡onen, in denen jetzt der Kampf um die
Mitbestimmung der Jugend zum Mittelpunkt
des Wahlkampfes wird!

Oue¡l.n
1) Georg B6nz auf der Protestkundgebung der
Lehrl¡nge und Jungarb€iter am 7. Juni 1969 in Köln.
2) Ebenda
3) Der Geselzeslext ist zu bezlehen (gegen Ge-
bühr) bei: Verlag Dr. Heger, 532 Bad Godesberg,
Postfacù 821.
4) Sieh6 aucñ elan Nr.6/69, S. 12 und 23
5) Ebenda

Zehntausend gcgen Bonn

Glühende Hitze liegt über Köln. Auf dem
Offênbachplatz sdtwitzen Uniformierte und
Protestierende. Rote Fahnen werden entrollt,
letzte Transparente mit dem Filzschreiber
hergestellt: ,,Braucfrst Du einen billigen Ar-
beitsmann, schaff Dir einen Lehrling an."
Und immer wieder Busse, vollbesetzt mit
Lehrlingen und jungen Arbeitern. An den
Scfieiben kleben Plakate: ,,Opas Berulsaus-
bildung ist tot". Und: ,,Lehrlinge fordern Mit-
bestimmung".
Die Demonstranten auf dem Kölner Offen-
bachplatz sind die Betroffenen eines Berufs-
bildungsgesetzes, das der Bundestag vier
Tage später bescñließen will.
(Kommentar zum lnhalt dieses Gesetzes
siehe Seite 13).

"Wlr wolllen nedr Bonn'
Unter den Demonstranten findet sich eine
große Zahl von Betriebsjugendvertretern. Sie,
die ohne Kündigungsscfrutz unter völlig unzu-
reicienden Bedingungen die. lnteressen ihrerjungen Kollegen vertreten wollen, haben zur
Selbsthilfe gegriffen. An vielen Orten wurden
sie zum Motor der Bewegung ,,Lehrlingsde-
monstrat¡on in Bonn für bessère Berufsaus-
10

þildung".
,,Wir wollten nictt in Köln demonstrieren. Wir
wollten nach Bonn. Dahin, wo schließlich das
neue Gesetz beraten wird, das sicfi in sei-
nem lnhalt doch wohl e¡ndeutig gegen uns
Lehrlinge ricfitet. Meine Kumpel s¡nd sauer.
Die wollten erst gar n¡cht mit, als es hieß,
wir fahren nadr Köln und nicfrt nach Bonn.
Und dann auch nocfr alles in der Halle".
Das sagt mir der Jugendvertreter eines
Bremer Metallbetriebes.
Viele junge Gewerkschafter fühlen sidr vom
DGB-Bundesvorstand verschaukelt, der ent-
gegen dem erklärten Willen des DGB-Bun-
desjugendausschusses auf Köln als Demon-
strationsort bestanden hat. ,,lm Wahljahr ist
Bonn taþu" vermuten diejenigen, die an den
Orten die Vorarbeit für dieses Massenmee-
ting der 100@ geleistet haben.
Wohl oder übel, zum Teil mit Zähneknirscten,
haben die Junggewerkscfrafter Köln akzep-
tiert. Nacñ dem Motto: ,,Köln ist besser als
gar nicfrts". Eíne einheitlicfre Kundgebung hat
Vorrang gegenüber einer Kritik am DGB-Bun-
desvorstand. Darüber wird auf den Konfe-
renzen der Gewerkscñaftsjugend zu reden
sein.

Lehrlinge st¡mmen
für Mitbestimmung
,,lch verurteile die gegen den Willen der Ar-
beiterjugend erfolgte Verabschiedung des
Berufsbildungsgesetzes und die Machen-
schaften der Bonner Parteien, die die Jugend
rechtlos halten - und verlange das Mitbe-
stimmungsrecht der Jugend in allen Fragen
sowie insbesondere die Herabsetzung des
Wahlalters auf 18 Jahre." Stimmzettel mit die-
sem Text verbreitet die Dortmunder SDAJ
unter nicht wahlberechtigten Lehrlingen,
Jungarbeitern und Schülern. Damit soll den-
jenigen die Möglichkeit einer demonstrativen
Enlscheidung gegeben werden, die sich am
Wahltag nicht für die jugendfeindliche Politik

von Regierung und Parlament revanchieren
können. Bei einem Mitbestimmungs-Teach-in
auf dem Alten Markt konnten die Dortmunder
schon auf mehrere Tausend abgegebener JA-
Stimmen verweisen. Die Aktion ,,Kampf für
Mitbestimmung der Jugend" soll fortgesetzt
werden.

NFJ in Aktion
Die verstärkte Aktivität in Betrieb und Ge-
werkschaft; intensivere Seminartät¡gkeit zum
Problem Berufsausbildung,; die Mitarbeit in
Lehrlingskomitees und die Vorbereitung und
Durchführung von Aktionen für moderne Be-
rufsausbildung hat die 11. Bundesjugend-
konferenz der Naturfreundejugend Deutsch-
lands beschlossen. Einheitlich vertrat die
Naturfreundejugend dabei die Auffassung,
daß der vorliegende Gesetzenlwurf lediglich
die Profitinteressen der Besitzenden vertrete
und nicht die lnteressen der in Abhängig-
keitsverhältnissen befindlichen Arbeiter und
Lehrlinge. Angesichts dieser Tatsache übte
die Konferenz praktische Solidarität mit den
Lehrlingen. Die Delegierten unterbracñen ihre
Konferenz für eine Stunde und verteilten Flug-
blätter zur Berufsausbildung vor Dortmunder
Berufsschulen und in der lnnenstadt.

Unternehmer-
Sündenreg¡ster
Die Aktion,,Unternehmer-Sündenregister"
geht weiter! Fragebogen können nocfr bei der
Redaktion angefordert werden: elan, 46 Dort-
mund, Brüderweg 16, Tel. 5720 10.

11. Juni 1969. Die jugendlichen Demonstran-
ten waren Mitglieder der Gewerkschaftsju-
gend und der SDAJ, der DKP und der SpD.
lhr Protest richtet sich gegen die Verfahrens-
weise des Bundestages, hinter dem Rücken
der Lehrlinge und Jungarbeiter ein Gesetzzu verabschieden, das sich gegen ihre ln-
teressen richtet.Der Bundesvorstand der SDAJ hat sich mit
der Aktion der Jugendlichen solidarisch er-
klärt.

1t

7. Juni: Lehrlingsdemonstration in Köln
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Jugendprotest im
Bundestag
Dies ist ein Auszug aus dem Wortprotokoll
der 236. Sitzung des V. Bundestages am

Ich danke den Berid¡terstatte¡n, den Abgeordneten
Wolf und Diebådrer, für ih¡en Schriftlictren Beridtt.
Wird eine Ergänzung gewùnscht? - Bitte sehr, Herr
Abqeordneter Wolf.

(Andauernde Unruhe. - Glodre des Prási-
denten.)

- Ich bitte um Ruhe für den Herrn BeridÌterstatter.

Woll (SPD): Herr Pr¿isident! Meine sehr verehr'
ten Damen und Herren! Der Ausschuß für.Arbeit
legt lhnen heute den Entwurf eines Berufsbildungs-
qesetzes vor, das zum Ziel hat, eine umfassende und
bundeseinheltlldre Grundtage für die berufltdre Btl-
dung zu sdraffen. Mit der Verabsdriedung dieses Ge-
.setzes wird eine sdton vor 50 Jahren e¡hobene For-
derung endlidt Wirklidrkeii.

(Auf der Besudre¡tribùne ertônt eine Tril-
lerpfeife. - Mehrere jugendliche Demon-
stra[ten werfen Flugbltitter in den Saal.

- Eiñ Tribünenbesudrer versudrt zu spre-
dren. - Der Ordnungsdienst beginnt, die
Demonstranten zu entfernen. - Unruhe. -Glodce des Präsidenten.)

Dieser vorliegende Entwurf wurde erarbeitet aus
dem von der SPD eingebradlten Entwurf eines Ge-
setzes zur Anpassung des Arbeitsmarktes - -

(Ein Teil der Demonstranten leistet dem
Ordungsdienst Widerstand, so daß sidl ein
Handgemenge entwid(elt. - Anhaltende

Unruhe.)

Vizepräsldent ltr. Jaeger! Meine Damen und
Herren, idr bitte Sie, weiterzuarbeiten und sidr nidtt
daran zu stören. Die Tribúne wird geräumt werden.
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¡16 Dortmund, BrÛdcrucg 16
Tel. 57 20 10

Schallplatten
aus der DDR

8. Novcmbcr l96t
In Hamburg domonstrieren 5ü) Iæh¡[nge
und Jung¡¡beiter fr¡ Mitbestirnmung der
Jugend und moderne Benrfsausbildung.

23. Novcmbcr 1968
Die 7. Bundesjugendkonferenz des DGB
fordert in Braunschweþ dazu auf,,,überall
gezielte Aktionen" fih ein modemes
Benrfs¿usbildungsgesetz durchzufüh¡on-
14. t¡mr 1969
In Essen stellt sich eine AúeitsgemeiÈ
schaft gewerblicher Lehdinge der öffent-
lichkeit vor, die die Ausbildung in den
Betrieben testet und Demonstrationen der
Lehrlinge oæanisiert. Solche l¿hrlingsaus
schüsse bestehen auch in Hamburg; Dort-
mund, Kõþ München, Stuttgtrt, WuPPer-
tal und in anderen Stãdten.
12. Fetmr¡ 1969
Der Bundesvorstand der Sozialistischen
Deutschen Arbeiterjugend richtet einen
Offenen Brief an die Parteien mit Gn¡nd-
fordemngen nach einer einheitlichen, fort'
schrittlichen B erufsausbildung.
z4.Milz1969
In Briefen an alle Arbeiterjugendorganist
tionen schl¡igt der Bundeworstand der
SDAI vor, Gespräche zu frhlen, t¡m eine
gemeinsame zentrale Aktion vonube¡eiten
1r. Apdl 1969
Der Bundeworstand der Sozialistischen
Deutschen Arbeiterjugend ruft zu einer
AktioninBonn arn2l. Juri 1969 e¡f'
(Gewerbeordnung 100 Jahre alt,
25. AFil 1969
In Dortmund demonstrieren 300 Iæhdinge
und Jungarbeiter, einem Aufnrf von SDAJ-
und Gewerkschaftsfunktionãren sowie Bo-
triebsjugendsprechern foþend, fü¡ eine
bessere Benrfsausbildung. In f,iuppertal,
Offenbach, Frankfurt, Köln, Bremen, Han'
nover, Peine und anderen Stãdten schlie
ßen sich ãhnliche Demonstrationen mit
insgesamt äber 5.000 Teilnehmern an.

1. Msi 1969
3.000 Jugendliche demonstri€ren in Bonn
für eine bessere Berufsausbildung Aufgenr-
fen hatte die CAJ.
2. Md 196e
Das Dzutsche Industrieinstitut wâ¡nt Yo¡
de¡ SDAI:
-Er ist .zu noffen, daß die vernänftþen
Krãfte in den Gewerkschaften diesen
Venn¡chen widetstehen", schreibt das Un-
temebmer-Institut
9.Iúli 1969
Der Bundeworstand der SDAJ veröffent'
licht den Entwurf des Ben¡fsar¡sbildungs
g¡esetzes, der bis dato geheim gehalten
wurde, in ei¡er Pressekonferenz in Essen
rO. M¿i 1969
Es s'ird bekannt, daß derBundestagin der
Zett vom I l- bis 13. Juni den EnüInrrf des

Ben¡fsausbildungsgosetzes ve¡abschieden
wilt
12.!13. Mai 1969
In getrennten Sitzungen tagen der ge'
schäftsführende DGB-Bundewontand, der
Bundesjugendausschuß des DGB und der
IG Metallvorstand. Der DGB-Bundes
þgendausschuß beschließt, mit einem
Sternmarsch nach Bonn gegen den reaktio'
nãren Gesetzentwurf zu protestieren und
für die Forderungen der Arbeiterjugend
einzutreten. IG Metall und IG Chemie
stimmen diesem Plan zu. Der geschäfts
frhrende DGB-Bundeworstand lehnt ab
und schlägt eine Pressekonferenz vo¡. Die
SDAJ beg¡üßt den Plan des DGB'Bundes"
þgendausschusses,
l?. Mai 1969
kn DGB-Bundeworstand setzt sich der
Gedanke des Sternmarsches nicht durch, es
wird eine Kundgebung in der Sporthalle in
Kötn beschlossen. Angeblich wa¡ in Bonn
kein geeigneter Platz zu finden, und die
Bonne¡ Hallen wurden als zu klein
bezeichnet. Andere Gründe, die genannt
wurden: Mögliche Störversuche des SDS.
Ausschlaggebend dürfte jedoch der Loyali-
tätskonflikt ge$/esen sein, in dem sich
führende Gewerkschafter befanden, die
den SPD-Ministem den Anblick von
10.000 jungen Demonstranten gegen dio
von der SPD mitzuverantwortende Politik
eñ{raren wollten.
17. Mai 1969
Die 12. Bundeskonferenz der ,,Falken"
n¡ft zur Teilnahme an der Aktion der
Gewerkschaftsjugend auf .
18. Mai 1969
Mitglieder des DGB-Bundesjugendauschu*
s€s verteilen an die Delegierten des
DGB-Kongresses in München einen Offe-
nen Brief, in dem sie Mitbestimmung der
Jugend im DGB fordern und auf die
Umstände dos Stornmarsch-Planes hinwei'
sen.
22.Ms11969
Der Bundeworstand de¡ SDAJ bedauqrt'
d¡ß keine Aktion in Bonn stattfinden soll'
Um der Einheit dor Arbeiterjugend willen
und um einen machtvollen Höhepunkt dor
Bewegung zu unterstützen, nrft,9t zù:
Teilnahme an der Kundgebung in Kötn au¡'
Wegen der geplanten Debatte irn Bundestag
am- I l.
Veranstaltung am 21.6. entfallen uns
durch örtlichã Aktionen ersetzt werden'
29. M¡t 1969
Die Sondervollversammlung des Bundeqiu'
gendrings protestiert in Düsseldorf einstiltl-
ät ægãï ¿un vorgelegten Gesetzentwurf'
7. ft¡ûi 1969
I0.OOO Lehrlíngo und Jungarbeitet aus dsr
gafi¿en Bundesrepublik demonstrieren rn
Kõln für ih¡e Forderungen

Wenn 300 Bundeetagcabgeordneto von lh-
ren Bånken aulsprlngen und fludrtarllg den
Plonarsaal dee Bundeehausgs vorlagSen,
darl man elnen besonderen Grund vormu-
ten. Am 11. Junl um 20.30 Uhr war eln der.
artlger Grund gegeben: Bundestagsvlze Dr.
Jaeger (CSU) hatte den Punkt 5 der Tages-
ordnung aufgerulen. ,,Beratung übor don
Entwurf eines Beruls ,blldungegesetzos ¡n
zweiter und dritter Lesung."
Nur 80 Abgeordnete hlelten die Stellung;
auf der Regierungsbank die Minlster Kalzer
(Arbeit und Sozialordnung) und Ehmke (Ju-
stiz). ,,Dieses Gesetz", so hatte lG Metall-
Vorstandsmitglied Georg Benz r) vier Tage
zuvor in Köln €rklårt, ,,bringt nur den Unter-
nehmern Vorteile. Es sicfiert ihre bisherigen
Vorredrte und g¡bt ihnen neue dazu."
Der bericfiterstattende Abgeordnete Die-
bäcker (CDU) bestätigte das unumwunden.
Die Berufsausbildung sei kein Experimen-
tierfeld lür g€sellscñaltspolitisdre Vorsteþ
lungen, melnte er. Keine Experimentel Die
Ausbildung bleibt in den Händen der Unter-
nehmer-Kammernl Kein Abgeordneter er-
hob Widersprucfr. Widersprudr, artikuliert
durdr eine Trillerpfeife, und die Fragestel-
lung, ob dieses Gesetz für die Unterneh-
mer oder die Arbeiterjugend gemadrt wer-
de, kam nur von der Zuscñauertribüne. Es
wareñ Milglíeder der Gewerkscfiallsjugend,
der SDAJ, der DKP und der SPD, die von
dort Flugblåtter mit ihren Forderungen inden Plenarsaal warfen. Und daraufhin
prompt aus dem Saal geprügelt wurden.

*
20 Jahre lang hat der Burtdestag die Ver-
abscfiiedung e¡nes Berulsausbildungsgeset-
zes vor sich hergesdroben. 20 Jahre lang
sind ihm Vorscfrläge von den Gewerkscfiaf-
ten und Arbeiterjugendorganisationen un-
tsrbreitet worden. Nicfrts von alledem lin-
det sicfr ,,Berufs bildungsgesetz". Dieses
Gesetz legalisiert die vorhandene Ausbil-
dungskalastrophe. Es sidrert einen Zustand
ab_, von dem Georg Benz 2) sagt: ,,Die Be-
rufsausbildung ist nach den Bedürfnissen
der Wirtscfraft organ¡siert. Damit unterwirft
man sie zwangsläufig audr den dort vor-
h€rrscfìenden Prinzipien, den Gesetzen von
Angebot und Nadtfrage, dem Grundsalz der
Profitmax¡mierung, dõm Anordnen und Aus-
!üh-rgn. Die Folgen sind bekannt: mehr ais60o/o aller Auslubildenden mußten ihrenBeruf wecfìseln.,,

Das Berufs bildungsgesetz ") tst ntcn¡ nur
tn selnem lnhalt autoritär. Scfron bei der Er_arbeitung des Gesstzentwurfes zeigte sicfi,¡n w€ssen lnteresse die Berufsauõbildunçjgeregelt werden soll. Der federführendõ
Bundestagsausscfruß lür Arbeit mit seinemUnterausscfruß,,Berufs bildungsgeselz"hat weder die Forderungen der-Giwerk-scfìaften und Arbeiterjugeñdverbånde in sei_nem Entwurf verarbe¡tõt, nodr die der Bi¡-oungs.komm¡ssion des Deutsdren Bildungs.rates a)

!", qiç Betroffenen wurden nid¡t einmalangehört. Gegen diese prax¡s wanOte'ücfru.,4. aucfì der Sozialaussctrul3 ¿es HeiJi_
:ff â b::.ñ:,.ä:åijlses :,, Der soziarau j-

i[ïr,r.rl'i*#i]gl]ï:gÊjrlïd"J
;Hi::';nff '"1"åXT"¿5IJ,li5,il,T,Iî

itrî,tr!*4*:.iili¡¡i¡¡¡;:ru

Ghron¡k einer Kampagne Berufsbildungsgesetz

il3
Paragraphen

fiir
Unternehmer

Erst zwe¡ Tage vor der entscñeidenden 2.
Lesung lm Bundestag konnte der einfacñe
Bundesbärger in Bonn den offiziellen Text
des Gesef entwurfes erhalten.

*
Gewerksdraften und Arbeiteriugendverbån-
de hatten gemeinsam mit den Sachverstån-
digen der Bildungskommlssion gefordert:

r Finanzierung der Berufsausbildung durclr
alle Betriebe.
Das Geseu sagt dazu nicüts aus.

r Erridrtung öflentlicher Ausbildungsstät-
tsn.
Das Gesetz zement¡ort das Ausbildungsmo-
nopol der Betriebe.

r Einheitlidrkelt des Gesetzes für alle Be-
reidre.
Das Gesetz s¡€ht ¡nsbesondere fär das
Handwerk weitgehende Sonderregelungen
YOr.

r Gleidrberedrt¡gte M¡tb€st¡mmung der Ar-
beilnehmer und der Lehrllnge in allen Be-
reidren der Berufsauebildung.
Das GesoÞ bsstimmt daB dic Bcrufsaus-
blldung.nadr wie yor nur von den Unter-
nehmerkammem bsolnflu8t wird (g 75).

Kommentar des Bundestags-Unleraus-
sdru8vorsitzenden Harry Liehr (SPD) zu den
Forderungen der Bildungskommission und
den Beratungen in seinem AussdruB: Das
hohe MaB an sadtlicfier ûber€¡nst¡mmung
sei bemerkenswert. . .5)

*
Das 113 Paragraphen umfassende GeseE
s¡sht u- a. dle Sdraffung yon Berufsbil-

dungleuardr{¡s¡en auf Bundc¡- und Lan-
deccbcne vor, eberro bel den Kammern
(S ffi}. Nur bcl den Kammern werdenlle ptrltfilrdl mlt Arbcltnehmcruertretcrnbcsct¿ Dalflr haben dlese Aus¡dtüsse
praktlrdr kelnerlel BesóluBredltc. Sle clndln lhrur Tåtlgkclt von den Unt€rnehmer.
kammem abhånglg.

AuBerdem i¡t als neue Elnricfitung ein Bun-
doslnlt¡tut lär Berufsausbildungslorschung
vorgesehen. Praktiscñ wird dem lnstltut d¡e
Aufgabe zudlkllert, im lnt€resse der Unter-
nehmen Ausbildungslorsdtung zu betrel-
ben- Im sdrrlftlldren Beridtt des Bundes-
tagsaussdrusses fär Arbeit wird dao unum-
wundcn zugegeben:
, ... Die Verstårkung der berullidten Bil"
dung (soll) dazu beitragen, daB sió die
fär ein ausreidrendes Wachsturt der W¡rt-
scñaft notwendigen strukturellen Anpas-
sungsprozesso vollziehsn können." Die Be-
triebe sollen den Beauftragten des Instituts¡n Ausbildungsfragen auskunftspflidrtlg
s6in. Allerd¡ngs wird im gleldren Atemzug
die Möglióke¡t genommen, konkrete Aus-
bildungsmiBstånde be¡m Namen zu nsnnen.
.Verðffentlidrungsn von Ergebnissen auf
Grund von Erhebungen und Untersudrun-
gen d€s lnstituts därfen keine Einzelanga.
ben enthaltefll (S72,5).

*
Nadr dem Willen des Bundestages soll dasBerufs bildungsgesef am 1. Septembei-
1969 in Kraft treten. Damit wi¡d die hundert-
¡ãhr¡ge Oma Gewerbeordnung nicfit auBer
Kraft gesetzt. Sie wird weiterhin Gültigkeit
für die Regelung einzelner Fragen der Aus.
bildung haben. Besonders reaktionåre For-
mulierungen lallen weg. Trotzdem: das 100
Jahre nacfi der Gewerbeordnung geschaf-
lene Berufsausbildungsgesotz br¡ngt ke¡nen
Fortsôritt Es atmet den gleidren Ge¡st aus,
wie se¡ne Vorgångerin.
So wie die Gewerbeordnung 18ô9 gesetz-
lidte Regelungen der Berufsausbildung im
Sinng der Herrscñenden beinhallete, so er-
fällt das Berufs öildungsgesetz 1969 die
gleidre Funktion. Daraus ergibt sicùr logi-
s<ñerveise, daB das Berufs liildungsge-
seE für die Arbeiterjugend genauso unan-
nehmbar ¡st, w¡e es die Gewerbeordnung
war-
FF muB ¡oEt we¡terh¡n darum gehen, selbst
Offentlkfikeit herzustellen fär die eigenen
Forderungen und die Praxis der Berulsaus-
bildung ¡n den Betrioben unseres Landes.
Die elan-Aktion "Untsrnshmer-Sfindenregi-ster- wird zu diesem Zwed< weiterlaufen,
ebenso w¡e Akt¡onen zu konkreten Ausbil-
dungsmiÀstãnden in den Betrieben. Bei aþ
Ien Aktionen sollte deutlictr werdsn: es geht
nicñt nur um die Berufsausblldung, es geht
insbesondere um das Mitbestimmungsredtt
derJugend,r das ¡hr in den Betríeben vorenthalten
wird (dafür .sorgen" das neue Gesetz und
das Betriebsverfassu ngsgesetz),r das ihr in der Gesellscñaft vo¡enthalten
wird (das macfiten die Vorgänge um die
Verabsdriedung des Berufsausbildungsge-
sotzes emeul deutlidr).
Dagegen wird ietrt angetreten. So organi-
s¡erts d¡o D,ortmunder SDÀJ eine Abstim-
mungsaktion unter denen, die zwar vom
Berufsbildungsgosetz betroffen sind, slcfr
aber arn Wahltag nicfit dafär revandrleren
können - den nacù dem Wllen der Herr-
sdrenden n¡cñt wahlber€dttigten Jugendli.
cñen in Botri€ben und Scfiulen (siehe aucfrSeiteil).

Hüdöry H¡nn¡drc
13

Die Weh veröndern wir
u. a. Lied von der blauen Fahne, Lied
der Werktätigen, Die Welt verändem
wir
33 Upm
Hanns-Eisler-Lieder

Brüder, zur Sonne, zur Frciheit
Arbeiterkampflieder
u. a. Brüder zur Sonne, Bandiera rossa
Rotgardistenmarscfi , lnternationale
33 Upm

Wir lieben dos Leben
Jugend- und Kinderlieder
u. a. Auf zum Sozialismus, Wir singen
sdron heute die Lieder von morgen,
Lied der Pioniere
3Íl Upm

t00 Johre
Deutsches Arbeiterlied
Eine Dokumentation (Doppeltasde)
u: a. lnternationale, Sozialistenmarscfi,
Solidaritätslied, Spaniens Himmel, Und
weil der Mensdt ein Menscfi ist
33 Upm

Sponien 1936 - 1939 I und ll
Ernst Buscfr mit Kameraden der lnter-
nationalen Brigaden
45 Upm

GesamtangeÞot (Katalog in Vorberei-
tung) anfordern:

Weltkreis-Verlo gs-GmbH
Sdrollplqilen
46 Ddrlmund
Brüderweg 16
12



Slegfrled Thomas

IAHRE

Die wahre
Story

von der

Deutschlands
Mlt der Unlerzeicfinung und Verkündung des Grundgesetzes am 23. Mai 1949 ,,trat
dle Bundesrepublik ein in die Gescfiicfite". So scñrieb Konrad Adenauer in seinen
Erinnerungen. ,,lcir unterscirreibe nictrt dle Spaltung Deutscfilands!" Der diese ïYorte
ln dle leierlicñen Orgelklänge von ,,ldr hab micfr ergeben" hineinrief, war der
kommunistiscñe Abgeordnete des Parlamentarisdren Rates Heinz Renner.
ln den Gedenkreden und -artikeln, die aus AnlaB des 20. Jahrestages des Grund-
geselzes gehallen bzw.,veröffentlicfit wurden, vergaB man eine wic*rllge Kleinigkeit:
DaB mit der Verabscñledung dieser Verfassung - die 1949 nocfi provisoriscfi ge-
nannt wurde - dle poliliscñe Zerrel8ung Deutscfilands vollzogen wurde.
ln unseren Geschicfrtsbüclrern liest man es gewöhnlicfi anders. Da wird die ,,Bol-
sclrewisierung" der sow¡el¡scfien Besatzungszone für die Spaltung Deulsc*rlands
verantwortlicfi gemaclrl, die bereits 1945 oder spätestens zwei, drei Jahre später
vollendel worden sei. Da wird die Gründung der Bundesrepublik als einzigmögliche
Antwort auf ,,sowieliscfie Expansionsversucfie" dargestellt. Als ein Akt, um dem
deutsdren Volk aul dem grö8ten Teil seines Terriloriums das Recfit auf Selbslbe-
stimmung und Selbstverwaltung zurüdrzugeben.
Große Worte! Docfr erinnern wir uns der Tatsacfien. Der Historiker Siegfried Thomas
scñrleb lür elan die Gescfiicfite der Spallung unseres Landes. Er eröflnet damit
eine Serie von Artikeln versclriedener Autoren über die Spaltung, über Restauration
und Macñtverteilung in der Bundesrepubllk. Zum zwanzigsten Geburtstag der bei-
den deutsctren Staaten wollen wir Klarheit haben über die Vaterscrralt der Geburts-
tagsklnder. Und die Wahrheit siehl anders aus als die Legende von der russischen
Vergewaltlgung und der Liebeshelrat der weetllcfien Alliierten mlt dem Volk ln
Westdeutscñland.
t4

Am 5. Oktober 1945 fTihrte der Oberbür-
germeister von Köln, Konrad Adenauer,
ein Pressegespräch mit Vertretern der
,,New Chronicle" und der Nachrichten-
agenùur ,,Associated Press". Nach eigenen
Angaben führte er u.a. aus: ,,Es sei
notwendig, die drei Teile des nichtrussisch
besetzten Gebietes ,. . in einem staats-
rechtlichen Verhältnis miteinander zu
belassen. Es könnte das evtl. bundesstaat-
lich sein. Vor allem aber sei es meine¡
Ansicht nach nötig, die Wirtschaft dieses
Teiles, insbesondere die Wirtschaft des
Rhein-Ruhr-Staates, mit derjenigen Frank-
reichs und Belgiens zu verflechten, damit
dadurch gemeinsame wirtschaftliche Inter-
essen entsttinden." ( l) Wenige Wochen
später äußerte Adenauer in einem Brief an

den Duisburger Oberbürgermeister Weitz
ähnliche Gedanken: Bildung eines bundes-
staatlichen Zusammenschlusses der drei
Westzonen und enger wirtschaftlicher An-
schluß an Frankreich und die Benelux-
staaten. (2)
Adenauer war kein Einzelgänger. Auch im
schleswig-holsteinischen Gründungskreis
der CDU wurde offen eine Konzeption
vertreten, die den Anschluß der Westzonen
an die im Entstehen begriffene antisowjeti-
sche Bündniskonstellation forderte. (3) Der
Leiter des Zentralamtes fÌir Ernährung und
Landwirtschaft der britischen Zone, Hans
von Schlange-Schöningen, prominentes
Mitglied der CDU und ehemaliger Gro&
grundbesitzer, sprach sich Mitte Mai 1946
in einer Denkschrift an die britische
Militärregierung .gleichfalls fìir die sofortige
staatliche Zusammenfassung der drei West-
zonen aus. Er schrieb darin, es sei jetzt
,,notwendig, die drei Westzonen im Sinne
einer zielklaren Westpolitik unter einer
deutschen Zentrahegierung mit Exekutiv-
gewalt zu organisieren und damit einen
wirtschaftlich gezunden und politisch ge-
festigten Block gegen die russischen Bestre-
bungen zü schaffen, der einen festen
Anschluß an die westeuropäische Politik

und Kultur findet." (4) Ein bekannter
publizistischer Verfechter der Politik des
deutschen Monopolkapitals, Arnold Rech-
berg, Bruder des bekannten Kalikönigs, ein
Mann, der sich schon in den zwanziget
Jahren ñir die Schaffung einer westeuro-
päischen Industrie-Allianz eingesetzt hatte,
schlug 1945 der US-Militärregierung den
Plan einer Wirtschaftsunion zwischen den
Westmächten und Deutschland vor. Als
Grundlage einer solchen,,Verständigung"
bot er im Oktober 1946 den Westmächten
an, sie sollten 23 bis 30 Prozent des
Kapitals der in ihren Besatzungszonen
befindlichen Aktiengesellschaften überneh-
men. (5) Zu den Befürwortern dieser
Gedankengänge gehörte der damalige bay-
rische Wirtschaftsminister Ludwig Erha¡d.

Regierung, die offen die Aufgabe der von
Präsident Rooser¡elt befolgten Ventändi-
gungspolitik mit der Sowjetunion befür-
worteten und daflir plädierten, den Sozia-
lismus in Europa und Asien zurückzudrän-
gen. Schon im März 1946 rief der
ehemalige britische Premierminister Chur-
chill im Beisein des amerikanischen Präsi-
denten Truman dazu auf, ein antisowjeti-
sches Bündnisgstem ins Leben zu rufen.
Im Verlaufe der Jahre'1948149 zeichneten
sich seine Umrisse - der Vertrag von
Dünkirchen zwischen Großbritannien und
Frankreich, der Brüsseler Militärpakt -
bereits ab.

Brucñ des Potsdamer Abkommens
Diese außenpolitische Wende blieb nicht

und versuchten, die Sowjetunion zlt
Aufgabe des Potsdamer Abkommens zu
veranlassen. Nachdem dies mißlang, gingen
die USA und Gryßbritannien dnz,lr über,aus ih¡en Zonen ein separates west-
deutsches Staatsgebilde zu errichten. Ein-
flußreiche amerikanische IVirtschaftsleute
und Politiker, wie der ehemalige Präsident
Herbert Hoover, der Industrielle Lewis H.
Brown, Botschafter Averell \ü. Harriman,
hatten sich dafìir ausgesprochen. In einer
großen Rede im New Yorker Waldorf-'
Astoria-Hotel empfahl der spätere US-
Außenminister John F. Dulles am 19.

Januar 1947 die Einbeziehung des west-
deutschen Industriepotentials in den ge-
planten westeuropäischen Zusammen-
schluß. (6) ,,Als unsere Delegation Moskau

Die Quintessenz dieser Pläne - enge
Anlehnung an die Westmächte zur Rettung
der wirtschaftlichen und politischen
Grundlagen des deutschen Imperialismus
bei Preisgabe der nationalen Einheit -wurde zum außenpolitischen Leitpro-
g¡amm der Interessenvertreter der deut-
schen Großbourgeoisie, die sich nach 1945
in den neugegründeten bürgerlichen Partei-êr, vor allen Dingen in der CDU
sammelten. Die Hoffnung dieser Kreise
beruhte auf dem Konflikt zwischen den
Siegermächten des zweiten ìVeltkrieges,
zwischen der Sowjetunion und den West-
mächten.
Die Kapltallsten setzen auf den Kalten
Krleg
In den USA, aber auch in Großbritannien
wu¡den die Ergebnisse des zweiten Welt-
krieges, die nicht nur die Zerschlagung des
faschistischen Deutschlands, sondern zu-gleich einen gewaltigen politischen und
moraüschen Machtzuwachs fìir die Sowjet-union und damit fìir die ldeen der
Demokratie und des Sozialismus gebracht
hatten, mit wachsender Sorge zur Kenntnis
genommen. Es verstärkte sich der Einfluß
derjenigen Kräfte in der amerikanischen

Wln¡ton Ghurrùllt, Franklln D. Roo¡evetÇ
Josel Stalln - die Staatsclrels der Sle.
germäcñte la8ten 19{5 ln Potsdam Be-
scNrlüsse zur Beseiligung yon Nazismus,
llilitarismus und Konzernherrscl¡aft

ohne Auswirkungen auf die Besatzungs
politik in Deutschland. Die Durchfühnrng
der Bestimmungen des Potsdamer Abkom-
mens blieben in den Westzonen in den
Anfängen stecken. Die vorgesehene Bil-
dung gesamtdeutscher Staatssekreta¡iate
kam durch den Widerstand der französi-
schen Besatzungsmacht nicht zustande.
lVäh¡enddessen betrieb die USA-Regierung
den Anschluß der übrþen Besatzungszonen
an die amerikanische Zone. Bereits am 2.
Dezember 1946 wurde zwischen Washing-
ton und London ein Abkommen übe¡ die
Zusammenlegung des amerikanischen und
britischen Besatzungsgebietes ztt einer
Doppelzone unterzeichnet. Auf der Sit-
zung des Rates der Außenminister in
Moskau, die im Frähiah1 1947 stattfand,
lehnten die Westmãchte die Yon der
Sowjetunion vorgeschlagene Bildung eines
deutschen Einheitsstaates ab. Sie bestan-
den auf einer Föderalisien¡ng Deutschlands

Junl 19f8: Verkllndung der Währungs-
geselze (Währungsreform). Mlt Hilfe der
We¡lmãclrte wlrd Deutscñland ¡n zwe¡
Wãhrungs- und tVlrt¡cùaftsgebiete ge-
tellL

nach dem Fehlschlagen der Deutschland-
konferenz von 1947 verließ", berichtete
zurückblickend derlangiährþe politische
Berater des amerikanischen Militärgouver-
neurs in Deutschland, Robert Murphy,
,,vereinbarten die drei Westmächte mit den
Westdeutschen die Errichtung der deut-
schen Bundesrepubük." (7)

19471ßz DerlVesten beæñliett dle Spah
lung
Am 25. Iuni 1947 wurde auf Befehtr ðer
anglo'amerikanischen Milìtãrtcgien4g ein
Wfüschaf,tçmL der Bizone gebjlde^Ç.der' abo
einer Art parlamentarische¡ V¡¡¡trgtüng -
54 von den Landtagen gewählteni\bgqotd'
neten. - und einer Exeh¡tive - frdÞ
Di¡ekforen von sogenanntcn Véhr"ðlti¡qtl,,
ãmtern - bestand. Damit. wa¡en befþlts
deutliche Umrisse einer Regien¡ng gÊschaf-
fen worden.
Auf einer Konferenz westeuropäischer
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Staaten, die vom 12. Juli bis 22.
September in Paris tagte, wurde die
Einbeziehung der drei Westzonen in das
Marshallplansystem bescilossen.
Nach dem vom amerikanischen Außen-
minister Marshall am 15. Dezember 1947
provozierten Abbruch der Tagung des
Rates der Außenminister in London
begannen die angloamerikanischen und
bald auch die französischen Militärbehör-
den mit dem offenen staatlichen Ausbau
der lüei¡tzonen. Im Ergebnis einer Separat-
konfe¡enz der Westmächte wurden Anfang
Juni 1948 die ,,Londoner Empfehlungen"
veröffentlicht, in denen die Errichtung
eines westdeutschen Staates auf föderativer
Grundlage beschlossen wurde. Ein solcher
Staat aber konnte ohne die tätige Mithilfe

Max Relmann, Vorsltzender der KPD,
lm Parlamentadscñen Rat

deutscher Politiker nicht geschaffen wer-
den.
Die schrittweise Abkehr der Westmächte
von den Potsdamer Beschlüssen wurde von
den führenden Vertretern der bürgerlichen
Parteien und der Sozialdemokratie mit
Genugtuung zur Kenntnis genommen. Sie
begrüßten die Bildung der Bizone und des
Wi¡tschaftsrates, berieten die Militärbehör-
den beim weiteren Ausbau der bizonalen
Körperschaften. Westdeutsche Politiker,
vor allen Dingen der spätere Wirtschafts-
minister und Bundeskanzler Erhard, hatten
weæntlichen Einfluß auf die Ausarbeitung
der Währungsgesetze, die, am 18. Juni
1948 verHindet, zur Teilung Deutschlands
in zwei Währungr und Wirtschaftsgebiete
führte. Im Juli 1948 übernahmen die ll
Regierungschefs der westdeutschen Län-
der, ,,mit sichtbarer Erleichten¡ng", (8)
wie der langjährige sozialdemok¡atische
Bürgermeister von Bremen, Kaisen, in
seinen Erinnerungen schreibt, den Auftrag
entgegen, die letzten Vorbereitungen ftir
r0

die vorgesehene separate Staatsbildung zu
treffen: die Einberufung einer verfaszungs-
gebenden Versammlung lÌir die Westzonen.
Die elf Herren hatten durchaus ,,Manschet-ten", gestand Reinhold Meier (FDP),
damals Ministerpräsident von Württem-
berg-Baden, später ein, ,,einen deutschen
Beitrag zttt Teilung Deutschlands ztt
leisten', (9) doch sie überwanden diese
Skrupel. .
Der Parlamentar¡sdre Rat - lflelsungen
von der Militärregierung
Am l. September 1948 trat in der
rheinischen Universitätsstadt Bonn der
,,Parlamentarische Rat" zusammen. 65 aus'
den Landtagen delegierte Abgeordnete
begannen mit der Ausarbeitung des
,,Grundgesetzes". .,Es gibt wohl kaum eine
Verfassung in de¡ Geschichte der westli-
chen Welt, an deren Entstehung die
öffentliche Meinung so wenig Anteil
genommen hat", (10) charakterisiert ein
bürgerlicher britischer Historiker die Ent-
stehungsgeschichte des Grundgesetzes.
Umso gößer war de¡ Einfluß der Besat-
zungsmächte.,,Wfo mußten. zahl¡eichen
Wünschen von seiten der Militä¡regierung
Rechnung ttageln", ( I l) mußte selbst
Adenauer, 1948149 Präsident des Parla-
mentarischen Rates, eingestehen. Am 8.
Mat 1949 wu¡de das Grundgesetz mit 53
gegen 12 Stimmen angenommen, danach
von den Militärgouvqrneuren genehmþt,
von den Landtagen ntifiøiert und schließ-
"lich am 23. Mai 1949 n Kraft gesetzt.
Als die sevölkerung derWestzonen am 14.
August 1949 an die Wal¡lurnen gerufen
wurde, um das efste Parlament der
,,Bundesrepublik Deutschland" zt wählen,
waren alle wesentlichen Entscheidungen
bereits gefallen. Die sozial-ökonomische
Struktur, die Staatsordnung und der
außenpolitische Kurs der Bundesrepublik
standen fest. Das Bonner Staatswesen -
man sprach 1949 ¡och von einem Proviso-
riuln, von einer tjbergangslösung - wÍu
ohne Mitwfukung des Volkes entstanden.
Der Kreis der Mitwi¡kenden beschränkte
sich auf die Fühmngsspitzen der bürger-
lichen Pa¡teien und der Sozialdemokratie,
auf die Ministerpräsidenten der Länder und
auf die Vertreter der Besatzungsmächte.
In der Präambel der Verfaszung heißt es
anmaßend, das deutsche Volk in den I I
westdeutschen Uindern habe bei der
Schaffung des Grundgesetzes ,,auch für
jene Deutsche gehandelt, denen mitzuwi¡-
ken versagt war." ( l 2)
Schon damals: Kelne geoamtdeutsclren
Verhandlungen
Weder die Meh¡heit des Parlamentarischen
Rates noch die westdeutschen Ministerprä-

sidenten haben sich 1948149 darum
bemüht, mit den Repräsentanten der
deutschen Bevölkerung der sowjetischen
Besatzungszone überhaupt ins Gespräch zu
kommen. Anfang Juni 1947 w¡u es zum
ersten und letzten Male zu einer Zusam-
menkunft fÌihrender deutscher Politiker
aus Ost und West gekommen. Die Konfe-
re¡z dq deutschen Ministerpräsidenten aus
allen vier Zone¡ in München mußte aber
scheitern, weil die elf Regierungschefs der
Westzonen nicht bereit waren bzw. ihnen
von ihren Besatzungsmäçhten verboten
wurde, über das damals entscheidende
Problem - über die Frage der Herstellung
der deutschen Einheit mit ihren
ostdeutschen Kollegen zu sprechen. Schon
vorher hatten ftihrende Funktionäre der

Dr. Kurt Sclrumadrer,
Vorsltzender der SPD.

CDU und SPD - vor allem Adenauer und
Schumacher - die Bildung einer gesamt-
deutschen Repräsentation aus allen deut-
schen Parteien verhindert. Im Dezember
1947, als die Führung der SED zu einem
gesamtdeutschen Volkskongreß nach Ber-
lin aufrief, verweigerten die gleichen Kräfte
ihre Mitarbeit. Als die Volkskongreß-
bewegung Anfang 1948 auch in den
Westzonen an Einfluß gewann, wurde. sie
von den Besatzungsmächten verboten.
Untersagt wurde auch die DurchfÌihrung
eines Volksbegehrens für die Abhaltung
eines Volksentscheids über die deutsche
Einheit.
Noch vor der Verabsshiedung des Grund-
gesetzes schlug die ostdeutsche Seite
Verhandlungen über die Herstellung eines
einigen deutschen Staates vor. Doch alle
Verhandlungsangebote zur Wiederher-
stellung der deutschen Einheit aus Berlin
wurden vor und nach Gründung der
Bundesrepublik abgelehnt. Im Grunde ging
es Bonn nicht um die Wiedervere'inigung

Deutschlands, sondern um die Übertragung
der restaurierten gesellschaftlichen und
staatsrechtlichen Verhältnisse Westdeutsch-
lands auf Eanz Deutschland, um die
Beseitigung der in der sowjetischen Besat'
zungszone und später in der DDR entstan-
denèn neuen Gesellschaftsordnung',,Wir
wollen . . . daß die Ostzone zu den gleichen
Zuständen gelangt, in denen wir leben,
damit. wi¡ dann die Einhcit lnd Freiheit
Deutschlands als gesichert ansehen kön-
nen", (13) erklärte Adenauer schon am 8.
VIat 1949 im Parlamentarischen Rat.

Restauratlon des Monopolkapitallsmus
Um dieses Ziel, nämlich die Wiederherstel-
lung eines Deutschlantls der Monopolher-
ren in den Grenzen von 1937, zu erreichen,

Dr. Konrad Adenauer,
Präsident des Parlamentarisclren Rates

hatten die ve¡antwortlichen Politiker der
Westzonen bedingungslos die westlichen
Pläne zur Bildung eines Separatstaates
unterstützt. Nach Schaffung der Bundes-
republik konzentrierten sich die herrschen-
den Kreise in Bonn darauf, diesen west-
deutschen Staat fest in das westliche
Bündnissystem einzugliedern, um auf diese

Weise zum gleichberechtþten Partner der
Westmächte zu avancieren und schließlich
mit Hilfe der Verbündeten Deutschland
,,wiederzuvereinigen". Über die westeuro-
päische Integration zur deutschen Einheit,
hieß die Losung, unter der die Adenauer-
regierung 1949 antrat. 1950 erfolgte der
Beitritt zum Europarat. l95l unterschrieb
Adenauer den Vertrag über die Bildung der
Montanunion. 1954 endlich wurden die
Pariser Verträge abgeschlossen. Die Bun-
desrepublik wurde souverän, mit empfind-
lichen Einschränkungen allerdings, Mitglied
der NATO und der westeuropäischen
Union. Die Bundesregierung konnte end-
lich mit der Realisierung der seit 1950
angestrebten Remilitarisierung beginnen.
Jeder Schritt in die ,,europäische Gemein-
schaft" wurde gegenüber der öffentlichkeit
als Sch¡itt auf dem Wege zur rrViedervereini-
gung hingestellt. ,,Wer auf den Anschluß
der Bundesrepublik an die Gemeinschaft
der freien Völker verzichtet, gibt die
deutsche Einheit preis, ob er will :'odei
nicht, ob er es weiß oder nicht'¿, (14)
verktindete Franz Josef Strauß im Bundes"
tag. Vor den Folgen dieser Politik wurde
gewarnt, von der Sowjetunion, der DDR,
von der KPD, ja selbst von der SPD, die
ansonsten die Bildung der Bundesrepublik
und die Westorientierung der Bonner
Politik unterstützt hatte. ,,Alle Verträge,
die der Herr Bundeskanzler abzuschließen
plant, werden Barrieren aufrichten, die
deutsche \üiedervereinigung hemmen, er-
schweren, wenn nicht noch schweiere
Konsequenzen für die Wiedervereinigung
haben", (15) sagte der außenpolitische
Sprecher der sozialdemok¡atischen Bundes.
tagsfraktion, Dr. Gerhard Luetkens, am 16.
Oktober 195 l. Genau das trat ein.
1955, als sich Konrad Adenauer auf dem
Höhepunkt seiner Erfolge wähnte, war die
deutsche Wiedervereinigung fiir unabseh-
bare Zeit verspielt. Der 1949 mit der
Gründung der Bundesrepublik gezogene
Graben zwischen den beiden Teilen
Deutschlands war tiefer geworden, die
Konzeption Adenauers, mit den Mitteln
einer Politik der Stärke das Deutschland-
problem auf imperialistische Weise zu
lösen, schon damals gescheitert. Diese
Konsequenzen wurden vom offiziellen
Bonn allerdings erst nach 196l zvr
Kenntnis genommen. Seitdem bemüht man
sich um neue Wege, um die alten nicht
aufgegebenen Ziele dennoch zu erreichen.
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Kl¡us Kuhnke:
GROSSE ANFRAGE
ALLER FRAKTIONEN

Hier, im Hohen
Heuæ çht doch
alles
unsern Q¡ng,.wechalb
qrricht m¡n
denn von Aufruhr
4raußen
im Volk?

In det Bundesrepublik gibt es viele Vereine.
In der Bundesepublik gibt es viele Verbände.
In der Bundesrepublik gibt es viele Gedenktage.
In der Bundesrepublik gibt es viele Kindergärten.
In der Bundesrepublik gibt es viele Waisenhäuser.
Außer der Bundesrepublik gibt es viele Länder.
Für Gustav Heinemann ist vorgesorgt.

Peter Maiw¡ld:
VORSORGEJoachim Fuhrmann:

DIE NEUE ORDNT]NG

Die Herrschenden die sich nicht
nach dem Willen des Volkes
richten erheben den An¡pruch
Vertreter des Volkes zu sein.
Arbeiter scheinb¡r
um Traditionen erleichtert werden
A¡beitnehmer gen¡nnt.
Die um ihre larife kämpfen
setzt man rrrs ds
3ozialpartner vor.
Das sind die Grundrnauern
der neuen Ordrirmg.
Der Lachende
hat ihre Nachricht
nur noch nicht empfangen

I)er Vorsitzende der
Sozialdemokratischen Partei,
Willy Brandt,
sagle,
Sozialdemokraten und
Kommunisten
hätten keine Gründe sich
zusammeni¿usetzen.
Er irrt.
Sozialdemokraten und
Kommunisten
hatten schon einmal Gründe sich
zusammeruzusetzen.
lmKZ.

KURZSICHTIG
Maiwald:

ÜBER
,,BEWUSST KALTSCHNÄUZIGE
R"EVOLUTIONÄRE"

Als einer der Studenten
mittels Notwehr
zur Strecke gebrecht
worden wat,
legte det diensthabende Beamte
prüfend seine Eand
auf die erk¡ltenden LiPPen
des Sterbetrden.
Der Kanzler
hat Recht çhabt'
sagte er.

M¡iwald

Sie sind für Freiheit
Sie sind für Gerechtigkeit
Sie sind für Frieden
Man hält eie für gute Menschen
Siè sind fîir Freiheit und Vorbeuçhaft
Sþ sind für Gerechtigkeit und brar¡ne Richter
Sie sind fïir Frieden und eine starke Armee
Noch immer: Man hält sie fìir gute Menschen
W¡nn endlich begreift ihr daß
Ihre Freiheit nicht eure Freiheit
Ihre Gerechtígkeit nicht eure Gerechtigkeit
Ihr Frieden nicht euer Frieden ist?
Wann endlich durchschaut ihr de?

Joachim Fuhrmann:
JENE DROBEN...

VOM,,QUALITATIVEN SPRUNG"

Sie lebten auf großem Fuße. Als der lange Marsch
sich in die Länge zog, taten die Genossen kurzerhand
einen qualitativen Sprung: sie setzten sich hinweg
über die Bedenken dercr, die Schritt für Schritt vorgehen,
sþ stürmten davon: wie aus der Pistole geschossen
rmd waren über Nacht ihrer Zeit soweit voraus,
daß die Zeit unbekümmert über sie hinwegschritt.

Schütt:

oo

orm muß der Jugend
ttl¡tbestimmun g bringen

7 t6g

Die Jugend auf dem DGB-Kongreß

,,Die DGB-Jugend ist mit rund 600.000
Mitgliedern fast doppolt so stark wie die CDU.
Dennoch darf sie auf dem 8. DGB-Kongreß in
rler Münchner Bayernhalle nicht einen Delegier-
ten stellen". So das örtliche Boulevardblatt..tz"
in seiner Ausgabe vom 21. Mai 1969. Und nicht
ohne Hohn schlußfolgert das Blatt: ,,Und dieser
Kongreß erhebt die Mitb€stimmung zum
zentralen Thema."

3eißende Kommentare d¡eser Art mußte sich der
DGB vielfach gefallen lasen, als der 8.
ordentliche Bundeskongreß in der bayríschen
Landeshauptstadt tagte. Von den 430 Delegier-
ten des ,,Parlaments der Arbeit" waren lediglich
4 unter 30 Jahre alt und som¡t der
Gewerkschaftsiugend ¡m weitesten Sinne zuzu-
rechnen. Kein einziger Bundesjugendsekretär war
delegíert. kein einziger Gewerkschaftsiugend-
funktionär. Die Mitglieder des Bundesjugendaus-
schusses waren als Gäste auf den letzten Flängen
der Bayernhalle plac¡ert, nicht einrnal e¡n
Rederecht wurde ihnen auf dem Kongreß
zugestanden. Das fiel besonders angesichts der
Tatsache ins Gewicht, daß die Gewerkschaftsju-
gend eine ganze Reihe positiver Anträge an den
Kongreß gestellt hatte, nun aber n¡cht einmal die
Chance bekam, diæe vor dem Plenum zu
begründen. \
So sahen die anwesenden M¡tglieder des
DGB-Bundesjugendausschusses ihre e¡nzige
Möglichkeit darin, mit einem Flugblatt bei den
D€legierten um Verständn¡s zu werben. Dar¡n
hieß es u.a,:
,,Die Unruhe der Jugend in allen gesellschaft-
lichen Bereichen z¡elt auf Mitbestimmung und
einen größeren Frelh€¡tsraum, Da d¡e arbe¡tende
Jugend sich davon in ihrer Haltung n¡cht
untersch€idet. muß der Handlungspielraum der
Gewerkschaftsiugend ¡n der Gesamtorganisation
im Gegensatz zu der Entwicklung in den letzten
Jahren verqrößert werden.".

Gewerkschaf ten qm Scheidewege
Konkret wurde der Bundesiugendausschuß in
seinen Anträgen an den Kongreß. Als Vorauset-
zungen für eine konsequente Friedenspolitik
wurde ein 7-Punkte-Programm vorgelegt, das
vorsah: die Anerkennung der DDR, die
Bereitschaft zum Austritt aus Warschauer Pakt
und NATO, Anerkennung.der Oder'Neiße-Gren-
ze. Annullierung des Münchener Abkommens
von Anfang an und Verzicht auf ¡ede Form des
Besitzes von Atomwaffen sowie Unterze¡chnung
des Atomwaf fensperrvertrages.
Nach Überlormulierung durch die Antragskom-
mission blieb vom Antrag - und so wurde er
dann angenommen - nichts weiter übrig als die
Feststellung, daß Probleme durch die ,,Gründung
zweier verschiedener Staaten auf deutschem
Boden" entstanden seien, d¡e durch Verhand-
lungen ,,ohne jede Vorbedingung' zu lösen
wären.
Der 8. ordentliche Bundeskongreß stand stark im
Zeichen des Wahlkampfes. Bei den meisten
Delegierten war das Bemühen spürbar, die SPD
weitgehend von Kritik abzuschirmen. Das betraf
besonders d¡e Tät¡gke¡t sozialdemokrat¡scher
M¡nister in der Großen Koalit¡on, Einziger
prom¡nenter Kritiker an gewerkschaftlichen
,^.npassungstendenzen war der DGB-Landesvor-
s¡tzende vcn Rheinland-Pfalz, Julius Lehlbach.
Schon vor dem Kongreß hatte er kritisch
eingeschätzt, daß sich die Gewerkschaften in der
,,Vorbeugehaft der konzertierten Aktion' befän-
den,
Lehlbach auf dem Bundeskongreß: ,,Dis
deutsche Gewerkschaftsbewegung steht wie
Herakles am Scheidevrege: Sie kann den
bequemen Weg einer quasi öffentlich-rechtlichen
lnstitution, und sie kann den schweren,
dornenvollen Weg der autonomen Widerstands-
organ¡sation der arbeitenden Menschen gehen,
E¡nes se¡ iedenfalls gesagt: Wenn díe Gewerk-
schaften ihre geschichtlíche Aufgabe als hu-
manitäre, soziale Bewegung weiterführen wollen,
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dann werden sie in Unabhängigkeit gegenüber
allen wirtschaftl¡chen und soz¡alen Mächten
denken und arbeiten niüssen. Es wird dann für sie
darauf ankommen, daß sie überall dort, wo
arbeitende Menschen von sozialer, politischer
oder w¡rtschaftl¡cher Fremdbestimmung bedroht
werden, als aktive Widerstandsorganisãtion
auftreten. "
Jugendarbeit - bedeutsam für die Zukunft
Eine wesentliche Rolle sp¡elten auf dem
Bundeskongreß Forderungen und Vorschläge für
eine ,.Reform' des DGB, Allerdings wurde die
Beschlußfasung darüber ausgeklammert. Eine
Kommiss¡on wurde berufen, die sich mit den
vorhandenen Vorstellungen beschäftigen und für
1971 einen außerordentlichen Bundeskongreß
zur Beschlußfassung einberufen soll, Deutlich
wurde allerdings, daß die meisten Deleg¡erten
keine Bereitschaft ze¡gten, die Entscheidungs-
gewalt weitgehend von den Einzelgeraærkschaften
an die Spilze des DGB zu verlagern,
Und wenn dieser 8. Bundeskongreß ,die
Jugendarbeit des DGB als einen wichtigen. für
die Zukunft der Gewerkschaften bedeutenden
Teil der Arbeit des DG8'' anerkennt, so wird
auch die Forderung der Gewerkschaftsiugend
nach Verbesserung ihres Standortes in der
Gesamtorganisation akzept¡ert werden müssen.
Nur so könnte der eigenen richtigen Einschät-
zung oine lebendige Grundlage gegeben werden.

Ein wesentlicher Schr¡tt ín dieser Richtung -
auch im Hinblick auf eine geplante Neufor-
mierung der Le¡tsätze der DGB-Jugend - wurde
durch die Annahme des Antrages 438 erreicht, in
dem die Aufgabenstellung der Gewerkschafts-
¡ugend formuliert ist:
Die gewerkschaftliche Jugendarbeit soll
-,,junge Arbeitnehnrer für lie geranrkschaft-
lichen Aufgaben interess¡eren und sie als
Mitglieder und Mitarbeiter gew¡nnen;
-pol¡tische u nd gernærkschâftliche Bildungsarbeit
nach modernen pädagogischen Erkenntnissen
durchführen, die die iungen Arbeitnehmer in die
Lage versetzt, für ihre eigenen politischen und
gesellschaftlichen lnteressen zu kämpfen;
-d¡e pol¡t¡schen, w¡rtschaftlichen, sozialen und
kulturellen lnteressen der arbeitenden Jugend
durch Stellungnahmen und Aktivitäten im
gesamten gesellschaftlichen Bereich, vor allem in
Betrieb, Verwaltung und Schule vertreten;
-der Pf lege internationaler Solidar¡tät und
Förderung internationaler Jugendbegegnungen,
die zur Völ kerverständigung beitragen. dienen ;
-gegen Militarismus, Faschismus, lmperialismus
und alle antidemokrat¡schen Einflüsse sowie
gegen die Einschränkung von Grundrechten
wirken."

Hans-Jörg Hennecke
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8. Zentrale Jugendkonferenz,tagte

Ein Kampfprogramm dor årbo¡tenden Jugend
haben die Delegierten von 35.000 jugandlichen
M¡tgliodern der lG Chemiþ-Papier-Keramik zum
Abschluß ihrer L zentralsn Jugendkonferepz in

.' Saarbrücksnbeschlossen. Über 120 Anträge und
Entschließungen standon zur Beratung. An
ihnen, wie am .Hauptreferat des designierten
lG-Chemie-Vorsíúenden Karl Hauen¡child und
am Gsschäftsbericht des Juçndsékretärs Hinrich
Oetjen entzündete ¡3ch eine viol¡tündige Dis-
kussion.
Nach Auffassung der Konferenz sollen im
Bundestagswahlkampf von den Gewerkschaften
nur solche Kandidaten unterstützt werden, die
,,1. die Einführung der Vorbeugehaft uneinge-
schränkt ablehnen; 2, für die Ausdehnung der
Mitbestimmung und Einführung der Lohnfort-
zahlung für Arbeiter im Krankheitsfalle ein-
treten; 3. gegen die Notstandsgesetze gestimmt
haben; 4. in der NS-Zeit keine Ämter in der
Polit¡k bekleidet haben,"
Entschieden demokratisch und ant¡monopoli-
st¡sch¡st d¡e Tendenz der gesellschaflspolit¡schen
Beschlüsse: Antikommunismus, N¡chtaner-
kennung .,der durch den 2. Weltkr¡eg in Europa
entstandenen Realitäten" und Beibehaltung der
,,w¡rtschaftlichen und gesellschaftlichen Ord-
nung, aus der sich ein Faschismr¡s entwickeln
kann" - diese Erscheinungen haben faschist¡sche
Tendenzen in der BRD verursacht. Die Kon-
ferenz forderte als einen Schritt gegen den
Rechtskurs ¡n unserem Lande die Auflösung der

NPD nach Art¡kel 139 GG als Nachfolgeorganisâ-
tion der NSDAP.
Durch Auswe¡lung der Mitbest¡mmung soll eine
echte Demokratis¡erung von Wirtschaft und
Gesellschaft eingeleitet werden, denn:,,D¡e
Konzentration des Kap¡tals hat ¡n der Bundes-
republik derartige Dimensionen erre¡cht, daß
wirtschaftliche Macht ständíg mißbraucht wird."
Nachdrücklich er¡nnerte die Konfsrenz an d¡e
Waffe der Vergesellschaftung von Prciduktions-
m¡tteln, und dies auch im Falle des Springer-
Konzerns. Kritisch setzte sich d¡e Konferenz mit
der konzertierten Aktion und ihren Folgen
ause¡nander. Die Deleg¡erten verlangten die
unverzügliche Unterzeichnung des Atomwaffen'
sperrvertrages und die Senkung des Wehretats.
Die Friedensbeteuerungen der Bundesregierung
se¡en .,unerträglich", solange der Wehretat '
wachse. die Stärkung der NATO und d¡e Grenzen
von 1937 gefordert würden und das Münchener
,Abkommen nicht annulliert werde, Nach leb-
hafter Diskussion wurde die Auf hebung des
KPD-Verbotes gefordert,. da es'sich gegen alle
oppos¡t¡onellen Gruppen r¡chte.
Eine Kampfform der iungen Gewerkschafter. u.m
ihre Ziele zu erreichen, ist die beschlossene
Unterslützung der Ostermärsche der Kampagne
für Demokratie und ,Abrüstung. Die Delegierten
bekannten sich zum uneingeschränkten Recht
auf Wehrdienstverweigerung und forderten die
Aufnahme gewerkschaftlicher Ostkontakte zu
allen Warschauer-Pakt-€taaten, auch zur DDR,

worden; für die internationale ,qrbeit der DSJ sei
der Zuschuß ¡n der gleichen Zeitspanne von
310.000 auf 818.000 DM aufgestockt worden.
Andere Diskussionsredner machton unmißver-
ständl¡ch klar, daß e¡ne vìre¡tere Verschiebung
zugunsten der Sportjugend dle kle¡nen Verbände
in ¡hrer Substanz bedrohe.
B€i Stimmenthaltung der Sportjugend-Delegier-
t6n wurde festgestellt, daß der Bundesiugendring
weiterh¡n als Arbeitsgemeinschaft wirken wolle.
Eine Parlamentar¡siorung ¡st ohneh¡n ¡m DBJR
nicht möglich, weil dazu die Urwahl der
Verbandsvertreter durch die Jugend der Bundes-
republik erforderlich wäre. Die Mitgl¡edszahlen -
selbst wenn man unterstellt, daß sie zutreffen -
können kein MaÍlstab zur Feststellung der
Delegienenzahlen se¡n, ûveil Doppelmitglied-
schaft, verschíedene M¡tgliedskrit€rien, unter-
schiedliche Schwerpunkte ¡n Arbeit und Altors-
struktur dem entgegenstehen. Unter Hinweis auf
die Wostberliner Beschlüsse der Sportjugend
schrieb d¡e Ze¡tschrift des Westberliner Landes-
iugendrings,,Blickpunkt" vor der Düsseldorfer
Tagung: ,,Warum will die unpolitische und
unparlamentarische Sportiugend die Pol¡tis¡erung
und Parlamentarisierung des Bundesjugendringes,
koste es, was es wolle. und wann es die Einheit
des DBJR wäre7 Jenen Stimmen. d¡e oft als
böswillig gslten und me¡nen, das Ganze ssi e¡ne
konzertierte Aktion pol¡tisch ¡nteress¡erter Krei-
se, um dem in Bonn neuerdings heftiger w¡der
den Stachel liickenden DBJR einen Dämpfer zu
verpæsen, ist hierorts jedenfalls nicht d6r Mund
gestopft worden.
únd daß die Bonner ihre Finger drin haben, kann
auch nach der außorordentlichen Vollver-
sammlung in Dibseldorf n¡cht geleugnet vwrden,
Díe CDU, die durch ihre Min¡ster d6r Sport-
¡ugend bers¡ts in der Vergangenhe¡t inanche
Vergünsti gung gewåhrte, I ieß i hren Staatssekretär
Dr. Barth (Bundesfamilienministerium) zwar
rnanch Pæsondes in Sachen ,,Einh6it" saf¡en, am
Schluß gab er in Düsseldorf dennoch den
Spaltern einen Wink mit dem Zaunpfahl:
.,Welcho Entscheidung Sie auch immer treffen,
w¡r werden sie respektieren" - die Jugendver-
bände brauchten .,unter den Folgen ihrer
Entscheidung materiell nicht zu leiden",
ùie SPD-Führung setzte auf den Rest der
Verbände. Helmut Schmidt. Fraktionsvors¡tzen-
der '¡n Bonn, schrieb dem Bundeslugendring
einen Brief und sang darin das hohe Lied der
Einheit. We¡ter schretþt Schmidt: .,Sie wissen,
daß sich dle Sozialdemokrat¡sche Parnli Deutsch.
lands für eine verstär'kte Koordin¡erung zwischen
den freien Jugendorganisationen und Parlamen-
ten sowie Regierungen bei Wahrung der vollen
Unabhängigkeit einsetzt,a Als ob je viel von der
Unabhängigkeít übrig grsôlieben ist, uìrenn man
sich m¡t diesem Parlament und dieser Regierung
,,koordinierte' .
Ðer DBJR hat eine neue Satzungl Überschattet
von der Kontroverse mit der Sportjugend war
seit längerem der Satzungsstre¡t rechter Kråfte
m¡t der Gerarerkschaftsjugend. Allerdings, von
dem, was im Herbst 1967 als Satzungsänderung
durchgesetzt werden sollte, ist n¡cht mehr viel
übrig geblieben. Diê Stärkung der Sp¡tze
zuungunsten der Mitolieds\rorbände - ùvie o¡nst
geplant und von der Ger¡nrkschafts-

jugend bekämpft - i¡lieb aus. Die Vollver-
sammlung ble¡bt das obefste Srgan des DBJR.
Sie wird künftig regelmäß¡g z$re¡mal im Jahr
tagen - das forderte Walter Haas für die
DGBJugend, '.,¡nd das wurde in Dikseldorf
beschlossen,
Die Präambel wurdo erweitert und zugleich
entrümpelt - einen .,Jugendring für ganz
Deutschland" will niemand mehr bilden. lm
Aufgabenkatalog wird rnanches konkret gesagt,
anderes ble¡bt verschwommen. Die Aufgabe,
,.gesarmdeutsche Jugendkontakte anzuregen und
zu fördern mit dem Ziel, ein Auseinanderleben
der Jugend in den beiden Teilen Deutschlands zu
wrhindern und auf eine Wiedervereinigung
hinzuwirken," bls¡bt unzureichend formul¡ert,
solange die Anerkennung der DDR und der
Oder-Neiße-Grenze. Grundlage ieder friedlichen
Polit¡k heute, nicht gefordert wird. Unklar auch
das,,Bekenntnis zur freiheitlichdemokratischen
und sozialen Grundordnung ¡m Sinne des
Grundgesetzes", wie es für be¡tr¡ttswillige Ju'
gendverbände gefordert wird. Die Delegierten
Íp¡nten, daß dieses Land sozial und eín
Rechtsstaat sein soll, S¡e schrieben aber. daß man
sich zu dieser ,,sozialen Grundordnung'' der BRD
zu bekennen habe, Di€se ¡st aber noch immgr die
des Kapitalismus. Haben das dle Gewerkschafter

und Soz¡alistên nicht bemerkt? Der Fehler wird
e¡n wen¡g abgeschwächt dadurch, daß r¡an sich
auf den ,,Sinn des Grundgesetzes" oeruft, das ja
bekanntlich e¡ne gesellschaftspolitische Weiter-
entr^r¡cklung ermöglicht,
Neu ist in der Satzung, daß Anschlußverbände -
Verbände ohne Stimmrecht - künft¡g aufgenom-
men werden können, auch wenn s¡e nicht d¡o
sonst notwendige Mindestmitgliedszahl von
25.000 vorzuweisen vermögen. Beim alten ble¡bt
es mit der Grundsatzfrage. Als d¡e Sportjugend
heftig um ¡hre Mandatsmehrheit rang - letztlich
um d¡e Polit¡k des DBJR im eigenen Sinne in den
Griff zu bekommen - da. bahnte s¡ch e¡ne
konzertlerte Aktion zwischen den Führungen der
Sport¡ugend und der Katholischen Jugend an.
Katholische Delsgierte h¡elten der DSJ dle
,,Krücke" der E¡n$immigkeil in Grundsatzfragen
und des Anteils von 30 Prozent Delegierten hin.
Doch die DSJ-Führung schaltete auf stur. Bei.der
,,Grundsatzfrage" wird es dennoch bleiben;
gegen jede Änderung hätte die Katholische
Jugend ihr Veto eingelegt.

Und es bleibt beim Arbeitsgemeinschaftscharak-
ter des DBJR, wie es sich auch im Hauptaus-
schuß (früher Geschäftsführender Ausschuß)
zeigt: Weiterhin gilt das Prinz¡p ,.Ein Verband
und eine Stimme". Ulrich Sander

mpfprogramm der
Ghemie-Jugend

!n weitoren Anträgen forderte die Konfðrenz die
Herabsetzung des Wahlallers und e¡ne fortschritt-
liche Bildungs- und Berufsausb¡ldungspolitik.
Der Bundesiugendausschuß der Gewerkschaft
hatte den in Bonn zur Beratung stehenden
Entwurf eines Berufsbildungsgesetzês verùrteilt.
Als gebrannte Kinder - erinnert sei an die Fälle
DELOG und Boehringer - forderten die
Delegierten: ,,Es ¡st sicherzustellen, daß Jugend'
vertreter den gleichen Kündigungsschutz er-
halten wie die Betriebsrãte und daß Lehrlinçn,
d¡e als Jugendvertreter gewählt wurden, bei
Beendigung des Lehrvertrages èin Arbeiwertrag..
angeboten werden muß." Die Lehrlingslöhne
sollen im prozentualen Verhåltnis an d¡o
jeweiligen Löhne und Gehältsr angepaßt uærden.
ln die Satzung dør Gesamtorgan¡sât¡on soll åin
Art¡kel über das W¡derstandsrecht eingobaut
werden, der den Streik zur Verte¡digung der
domokratischen Grundrechte vorsieht, . '
Kritik am Abbau der Zahl von Jugendsekretären
des DGB und die Forderung nach modernsr
Sexualaufkläruñg in der Jugendbildungsarb€¡t
der Gewerkschaften r¡raren Gegenstand yìreiterer
Beschlüse,
Die Beschlüse dieser (onferenz sind insges¿mt
gesehen ein Programm, das dem Kampf der
arbeitenden Jugend wesentliche lmpulse g¡bt.
Nicht immer aber war die D¡skussion in
Saarbrücken so angelegt, daß sie der Festigung
der Sol¡darität in der Gesamtorgan¡sat¡on und
dem Wgrben um den e¡genen Standpunkt diente.
Hermann Rappe sah s¡ch genötigt, als geschåfts-
führendes Hauptvorctandsmitgl¡ed - zuständ¡gfür Jugendarbeit - darauf aufmerksam zu
rnachen, daß der Feind nicht in der Konferenz.
sondern draußen zu finden se¡, Links-
sekt¡erer¡sche Antireform- und Parlamentaris-
rnusdiskussionen deuteten zwar aul eine be-
rechtigte Enttäuschung über Praktiken in dsr
Gewerkschaft hin. Sie müssen aber überwunden
werdon. wenn sie nicht bei der Verwirklichung
der gestellten Aufgaben lähmend wirken sollen,

Ulrich Sander

war." Die Zuweisungen aus dem Bundesiugend-
plan für d¡e zsntrale Arboit d6r DSJ seien bei den
,.Schlûseldebatten" von 592.000 DM im Jahr
1964 auf 896.000 ¡n diesom Jahr ançhoben
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,,llie Unuollendete'o der llFJ
Zeitmangel und heiße Strategie -
Diskussionen auf der NFJ-Konferenz

Weiterhin
Arbeitsgeme¡nsehaft der
Jugenduerbände
Neue Satzung für DBJR

D¡o Sport¡ugondführung ging unter m¡t 6 zu 40
Toren. Ein Ergebnis, wie es sogar im Handball
selten wärs, bescherten ihr die Mitgliedwerbände
des Deutchen . Bundðsjugendringes. ln der
Schlußabstimmung über eine neue Satzung
st¡mmton nur die soch¡ Dêlegiertsn der DSI
gegen den Entwurf, dor von e¡ner Satzungs-
kommission des DBJR erarboitet worden ist.
Zwei Forderungen der Deutschen Sport¡ugend
bekamen allerdings eine Mehrheit im Hans-
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Böckler-Haus in Dibseldorf, wo die Deleg¡eften
der 17 Mitgl¡edwerbände und der elf Landes-
iugendringe am 29, Ma¡ e¡ne außerordentliche
Vol lversammlu ng durchführten. Aber die Sport-
jugendführung hält d¡e Aufnahme der Leibes€r-
ziehung in den Katalog der DBJR'Aufgaben und
die Einrichtung einer unabhängigen Kommission
zur Feststellung der M¡tgl¡edszahlen für ein zu
mageres Ergebnis. um sich zufrieden zu gebgn'
Auch daß die Zahl der Delegierten für die

Sportjugend verdoppelt wurde (nunmehi zwölf).
vermochte den Appet¡t der ,.3.GMillionen-
-Dampfwalze". die zur Ze¡t vom ,,Glanz der
aufgehenden Sonne der Olympischen Sþiele
1972" angestrahlt wird - so Hermann Kumpf-
müller vom Bayerischen Jugendring -, ¡icht zu
befriedigen. lhr ging es um ,,Geld und Einfluß' ,
wie Hinrich Oetien (Gewerkschaftsjugend) fest-
stellte. Und so kann bo¡ Redaktionsschluß dieser
Ausgabe noch nicht gesagt werden. ob die
Deutsche Sport¡ugend weiterhin dem Bundes-
jugendring angehören will oder nicht. Die
Entscheidungsgremien tagen Ende Juni.
M¡t dem Austr¡tt aus dem Bundesjugendring
hatte die Sportiugendführung für den Fall
gedroht, daß ihre Vorstellungen von e¡ner
,.Parlamentarisierung" des DBJR nÌcht ange-
nommen würden: 35 Prozent der Stimmen in
Vollvercammlung und Hauptausschuß für die
Sportjugend - en8prechend ihrer Mitglieds-
zahlen. Diskussionsboiträge und ln¡tiativanträge
aus den Reihen der DSJ machten klar, daß eine
solche Machwerschiebung besonders auch ¡m
H¡nbl¡ck auf eine finanzielle Bosserrtellung der
DSJ erfolgen sollte.
Eduard Piosch (DAGJugendl zu den Forderun'
gen der DSJ: Der DBJR hat .,getan, wðs mägllch

i

¡
I
r
I

I

l

Botrachtet man eineKonferenz als beendet, wenn
die Tagosordnung erfüllt ist, so muß die 11.
Bundesjugendkonferenz dor Naturf roundejugend
Deutschlands als die erste Unvollendete in die
Goschichte des Verbandes eingehen. Nur zehn der
rund 30 Antråge waren erled¡gt, als die Mehrzahl
der Delegationen nach zwe¡e¡nhalbtägiger Bera-
tung am 8.6. Dortmund verlassen mußte. Anträge
zur Anþrkennung der DDR und zur Unterzeich-
nung des Atomwaffensperrvertragés wurden
ebenso an den Bundesiugendausschuß überwiesen
w¡e d¡e Forderungen nach Bildung von Jugend-
freizeit- und Studienzentren, die unter der
alleinigen Verantwortung der Jugend stehen oder
nach Durchführung e¡nes Jugendtreffens, dessen
Mittelpunkt die kulturelle Betätigung ist.
Harte Worte fielen gegen d'r€ Deutsche Jugend des
Ostens, d¡e inhaltlich gegen den Willen und die
Ziele des Bundesjugendringes verstoße und
deshalb ausgeschlossen ì,ìrerden solle. Harte Worte
auch gegenüber der Sportjugend, die durch ihr
V€rhalten im Bundesiugendring eine Machtpolitik
betreibe, obwohl s¡e im eigentl¡chen Sinne keine
demokratische Jugendarbeit durchführe und im
eigenen Verband noch nicht einmal formaldemo-
kratische Vorâussetzungen geschaffen habe. Aber
auch zu DJO und DSJ war für die Beschlußfas-
sung keine Zeit mehr vorhanden.
Sieht man iedoch von diesen organisator¡schen
Mängeln ab. zeigt die Konferenz viele Vorteile
çgenüber ihren Vorgängern. Kr¡t¡sch wurde der

selbstgestellle Anspruch , der Jugendarbeit -
beizutragen zur Veränderung der bestehenden
Herrschaf tsverhältn isse i.¡ nd den E manz¡pations-
wunsch der jungen Menschen zu erfüllen. - mit
der Praxis im eigenen Verband verglichen. Trotz
eines Sammelergebnisses von über f 2.000 DM für
humanitäre Hilfe in Vietnam waren die Delegier-
ten nicht zufr¡eden, da die Gruppen nicht
genügend ¡n die Aktion mit eingeschaltet worden
seien. Die Naturfreundeiugend, von Beginn an
Bestandte¡l der Außerparlamentarischen Opposi-
tion ist m¡t ihrer Mitarbe¡t in dieser Bewegung
nicht mehr zufrieden. Bei den Aktionen dér
Lehrlinge habe man noch zu sehr âufþrhalb
g€standen, bemängelten viele Delegierte. Der
erste Schr¡tt zur Korrektur: Aus Solidar¡tät mit
den in Köln demonstrierenden Lehrlingen unter-
bricht d¡e Konferenz ihre Arbeit, um vor
Dortmunder Berufsschulen Flugblätter zur Be-
ruf sausbildu ng zu verte¡ len.
Doch auch Überspitzungen g¡bt . es in dieser
S¡tuation. Die Frage, ob eíne Reform Erfolg des
demokrat¡schen Kampfes sein kann oder Hilfs-
¡nstrument der herrschenden Gesellschaft ist,
steht im Hintergrund. Ausdiskutiert wird sie
nicht.
Die wenigen Anträge, d¡e verabsch¡edet wurden,
waren unproblematischer, Das Bild dementgpre-
chend geschlossen. Einstimm¡g für e¡ne bessere
Berufsausbildung, wenige St¡mmen gegen eine
Entschl¡eßung, die sofortige Akrronen gegen die
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e¡ner Vorbeugehaft fordert. Und nur
wenige Stimmen. die nicht die E¡nstellung der
Prozesse gegen Demonstranten fordern.
Einheitlich war auch d¡e Kritik der Jugend an der
Erwachsenenorganisation, dem Touristen-Verein
,.die Naturfreunde", lhre Forderungen: Partner-
schaft statt Bevormundung, finanzielle Selbstän'
digkeit als Bestandteil der Eigenverantwortlich'
keit der Jugend. Ob diese Forderungen die
Chance haben, erfüllt zu werden. wird aber erst

der Kongreß der Erwachsenenorganisat¡on zeigen'
Beschlossen wurde e¡ne neue Gl¡ederung der
Bundesjugendleitung, der ietzt neben dem 1. und
2. Bundesiugendleiter {Kun Sprenger, Wendlin-
çn und Fritz Amann, Darristadt) und den
Kassierern die Vorsitzenden von vier Kommis'
sionen angehören, die sich mit .der NFJ'Jugend-
ze¡tung, der Seminar- und Studienarbeit, interna-
tionalen Begegnungen und Freizeiten sowie kultu-
reller und praktischer Gruppenarbeit befassen.

Wieviel lnteresse die anderen Organisationen der
Naturfreundejugend be¡messen, ¡st aus der Liste
der Gäste zu ersehen. WalterHaas, Bundesjugend-
sekretär der Gewerkschaftsjugend, Ròlf Priemer,
Bunde$rors¡tzender der SDAJ, Vertretsr der
SJD-Die Falken und der Solidaritätsiugend
überbrachten ihre Grüße wie auch Delegationon
der FDJ, aus der UdSSR, der CSSR. aus
Jugoslawien und sechs westeuropäischen Lån-dern. Heinz-Jürgen Nieth

I

,] 4.-6. Juli 1969
7. Bundesjugendtreffen der
Bergbau und Energie, Bochum

14.-21. Juli 1969
Ausstellung ,,2O Jahre DDR". Ver-
anstalter: DFU, Dortmund (Westfa-
lenhallel

25. August 1969
Berufungwerhandlung gegen Beate
Klarsfeld, Westberlin

l,September 1969
Veranstaltungen der Arb€iterju-
gend zum Antikriegstag

28. September 1 969
Wahl zum 6. Deutschen Bundestag

5.-7. Oktober 1969
Treffen iunger Sozialisten. Berlin
{Hauptstadt der DDRI

'8./9. oktober 1969
Jugendarbeitstagung der Gewerk-
schaft Leder, Stadthalle Böblingen

9, November 1969
Kommunalwahlen in'Nordrhein-
Westfalen

20.-21 . November 1969
Zentrale Jugendtagung der Gewerk'
schaft Textil md Bekle¡dung, B¡e-
lefeld.

EiN EUROPÄISCHES JUGEND.
TREFFEN v6ranstaltet 6¿s polni-
sche Nationalkomitee für die Zusam-
nìenarbeit der Jugendverbände vom
14. bis 24. Juli aus Anlaß des 25.
Jahrestages der Volksrepublik Polen'
Für das Jugendmagazin elan wird
Bårnd Schönauer an dem Treffen
t€ilnehmen, Es werden we¡t€re Ver-
treter aus der BRD erwartet.

AM 7. JUNI WANDTEN sich 70
Vertreter der Deutschen Friedensge-
sellschaft Internationale der
Kriegsdienstgegner (DFG'lDK) mit
einer Erklärung an die Offentlich-
keit, ¡n der sie sich dagegen wenden,
rlaß die Schulen zur Werbung für deh
Kr¡egsdienst mißbraucht werden.

EINE SDAJ-DELEGATION fuhr
nach Rumänien, um an einem
Rundtischgespräch zum Thema ,,Eu'
ropäische S¡ch€rheit" tellzunehmen.
Auch andere Jugendverbände aus
der BRD nahmen an dem Treffen
te¡1,
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DAS EUqOPAISCHE KOMITEE
FÜR PHOTO UND FILM veranstal-
tot einen europäischen Wettbewerb,
Wettbewerbsbedingungen sind zu
erhalten beim Bundesgremium für

lG,schulphotographie, 6 Frankfurt,
Gutleutstr, 8-12.

INFORMATIONEN ÜBER'DIE
w¡chtigsten Photo- und F¡lmwettbe-
werbe sind zu erhalten bei der
Fachstelle für Jugendphotographie,
6 Frankfurt 1, Feldbergstr. 45.

EINEN WETTBEWERB FÜR iunge
Fernsehautoren veranstaltet der
Süddeutsche Rundfunk. (Teilnahme-
alt€r: bis zu 19 Jahren.l lnformat¡o-
nen sind zu erhalten beim Südfunk
Fernsehen, 7 Stuttgart 1.

DIE NATURFREUNOEJUGEND
DEUTSCHLANDS bietet ihre
deutsch-f ranzösischen Sportpro-
gramme auch für N¡chtm¡tgl¡€der an,
lnteressenten v\renden sich an: Na-
turfreundejugend Deutschlands, 7
Stuttgart-Untertürkhe¡m, G roßglock-
nerstr. 28.

GRIECHENLANDREISEN DER
DEUTSCHEN SPORTJUGEND aus
den Mitteln des Bundesjugendplanes
zu unterstützen, hält die Bundesre-
gierung für durchaus tragbar. Diese
Studien- und Begegnungsfahrten, die
zu den olympischen Stätten führen,
sollten nqch Meinung der Bundesre-
gierung in kê¡nen unmittelbaren
Zusammenhang m¡t der derze¡tigen
politischen Lage in Griechenland
gebracht werden. Das moldet die
Junge-Union-Zeitschr¡ft .,Éntschei-
dung".

IN EINEM 8-PUNKTE.PRO.
GRAMM verlangt die lG Metall. die
politischen und sozialen Forderun-
g€n der Jugend nun endlich. zu
verwirklichen: ' 1.) Gleicher Lohn,
gle¡ches Gehalt bei gleicher Leistung
der jugendlichen Arbeitnehmer; 2.)
24 Tage Míndesturlaub für alle
Jugendlichèn bis zum 21. Lebens-
jahr; 3.) Verbesserung und wirksame
Gestaltung des Jugendarbe¡t6schut-
zes; 4.1 Verabschiedung ein€s moder-
nen, zukunftsorient¡erten Eerufsaus-
bildungsgesetzes; 5.1 Ausdehnung
des Kündigungsschutzes auf alle
Jugendlichen; 6.) rechtliche Gleich.
stellung der Botr¡€bs¡ugendvertreter
mit den Betr¡ebsratsmitgl¡edern; 7.)

Urlaubsgeld für Lehrlinge und zu-
sätzlich bezahlter Bildungsurlaub;
8.) Wahlrecht ab 18 Jahre.

DE R CSU_LAN DTAGSABGEOR D-
NETE Prof. Dr. Friedrich August
von der Heydte wa.ndte s¡ch gegen
die studentischen Reformforderun.
gen, indem'er sagte, e¡n Student
habe .,nicht mehr Recht auf Mitbe-
st¡mmung als ein Lehrling in seiner
Werkstatt."

DER MITARBEIT lN polir¡schen
Parteien steht die Mehiheit der
Jugendlichen skeptisch gegenüber.
Nach einer INFAS-Umfrage sind nur
rund 30 7o der Großstadt¡ugend
grundsätzlich bereit, einer pollt¡-
schen Partei beizutreten, obwohl
¡mmorhin 63 % erklärten, grundsåtz-
lich an politischen Fragen ¡nter-
essiert zu sein.

AUF DER VOLLVERSAMMLUNG
des Landesiugendrings N¡edersach-
sens stellte di€ Deutsche Jugend des
Ostens (DJO) zu einer Erklärung
gegen den Rechtsradikalismus die
Grundsatzfrage, so daß die Vorlago
n¡cht verabschiedet werden konnte.

DIE BELGISCHE REGIERUNG will
das Alter für die Ausübung des
akt¡ven Wahlrechts von 21 auÍ 18
Jahre senken, das des passiven
Wahlrechts von 25 auÍ 21.

EIN TASCHENBUCH Ü8ER den
Notstandsmin¡ster Benda gibt d¡e
SDAJ heraus: ,,Unterm Arm zu
tragen. Vom lndustrisanwalt zum
Notstandsmin¡ster: Grundgesetz-
killer Ernst Benda." Für 1,- DM
erhältl¡ch bei der SDAJ. 43 Essen,
Bersoristr. 1 1.

Jugendpresse

geme¡nsam
Bei den iüngsten Haush¡lGboratr¡n-
çn in Baden-Württemb€rg ¡3t d¡{t
Zeat$hr¡ft des Rings Pol¡t¡¡dler
ù¡gBnd ,,Der gBme¡nsamo wsgr'
dem,,klerikal-faschistisc{nn
Wihgegriff zrim Opfer" gefalhn.
(ftSo-Funkt¡onär und Stadtrat
Kurt Hertfelderl.

Wie der Stuttgarter Sozialderno-
krat Hertfelder in einem AÞ
schiedskomnrentar an die Leser der
se¡t 20 Jahren von Jungdenokra-
ten, Jungsozialisten und Junger
Un¡on gemeinsam herausgegebenen
Zeitschrift berichtet, hat d¡e CDU
,,mit Hilfe der NPD-Faschisten"
d¡e SPD und FDP überst¡mmt. als
es um die Bewilligung der Hauç
haltsm¡ttel f ür die JugÊndzeit-
schrift g¡ng. Hertfelder uß¡st ferrìer
darauf hin, daß Vertreter der Jun-

çn Union an dem NPD-CDU-
Beschluß m¡tgewirkt haben, ob-
gleich sie m¡t zu d€n Hemusgebern
des Blattes gehörten. Ein 1964 von'
der CDU im Alleingng vorgetragp-
ner Angriff geçn den ,,Gemeinsa-
rnen Weg" blieb zu der Ze¡t ohne
Erfolg - es fehlte ihr ,damals die
Hilfe der Neofaschisten" lHertfeþ
derl.

Das Bündnis zwischen CDU und
NPD funkt¡onierte nicht nur bei
der Bundespråsidentenr¡nhl in
Westberlin. Nicht auf CDU:Linie
bef indliche Jugendze¡tschr¡fton
und Jugendverbände sind ¡etzt
dem çmeinsamen Druck der offen
und verdeckt neonaz¡st¡schen
Kräfte ausgesetzt, Der Fall des
R¡ngs Pol¡tischer Jugend in Ba-
den-Württemberg zeigt aber auch,
wohin die grofSe Koalition von Ju-
gendorgan¡sat¡onen der ,drei de-
mokratischen Parte¡en" - wie es
immer so schön heißt - führcn
kann: zur Koal¡tion mit den Neo-
nazis. FDP und SPD haben ihre
Schuldigkeit gptan, sie können ç-
hen.

Jungsozial¡sten und Juiìgderþkra-
ten wollen ¡etzt in Baden-Würt-
temberg e¡ne neue çmeinsame Ju-
gendzeitschrift herausgeben. Der
Kampf gegen alle Fgrmen des Neo-
nazismus wird im M¡ttelpunkt der
Arbeit dieser Ze¡tschr¡ft stehen
müssen. Uwe Sommsr

GIIU
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Soldat
gegen
Neonaz¡s
Soldaten des Versor-
gungsbataillons 106
ptoben Demokratie

Von
Hans-lötg Henned<e

Der Sdrütze Peter Tudrsdrerer
- Wehrpflichtiger beim Ver-
sorgungsbataillon ro6 in lffei-
den - muß ¡6 Tage auf Àus-
gang verzidrten. Ihm ist es
auch verboten, die Gemein-
schaftsräume zu besudren und
Besudr zu empfangen." Grund
war ein von Tuùscherer her-
ausgegebenes und an seine Ka-
meraden verteiltes Flugblatt,in dem u. a. zu lesen war:
,,Ist das Redrt auf freie Mei-
nungsäußerung tot? -
Die Panzersdrützen Horr¿tz
und Breuer hatten am r8. Mâi
1969 in ihrer Stube Plakate
mit dem Bild Lenins, über die
sc.hlechte Be¡ufsausbildung der
Lehrlinge, und Zeitungsartikel
über den wachsenden Ë,influß
der NPD-Nazis in ôer Bundes-
wehr aufgehängt.
Sieben Tage durften die Sachen
auch hängen bleiben. Bei Hor-
ratz hatte es der Zugführer
sogar ausdrüd<lich genehmigt.
Pfingstsonntag wurden die Pla-
durd'r den Komdpaniedref ge-
nahmt. Danadr erging der Be-
fehl, daß ietzt alle Bilder und
Plakate nur nadr Kontrolle
durdr den Kompaniedref de-
rahmt und aufgehängt werden
dürfen.
Das ist Meinungsfreiheit auf
Befehl (oder mit Genehmigung).
Das schlimmste an der S¿dre
aber ist, wie Maigr Frisch in
einem Gespräch mit mir die-sen politiscrhen Budenzauber
nadr Art der Frau Saubermann

begründeteir. ,,Die Bundeswehr ist keinOrt politisdrer Àuseinander-
setzung." (Frisôf
Dazu: Solange die Bundeswehr
ein Ort einseitiger politisúer
Meinungsbildung ist, muß sie
der Ort politisùer Auseinan-
dersetzung sein.
\illarum? Hauptmann Watzl
{Kompaniedref der z. Kompa-
nie des VersBtl ro6f kandidiertim Bundestagswahlkampf für
die neonazistische NPD. (Und
er ist niùt der einzige, - neù
einer wissensdraftlidren lJnter-
sudrung im Àuftrag des Ver-
teidigungsministeriums stehen
zo - zso/o der Bundeswehr-
oÍ.fizierc der NPD nahef.
feder darf behaupten, daß die
NPD ein.e Nazipartei ist - das
hat ein Oberverwaltungsgeriùt
¿usdrüdclidr festge.stellt! Daßdie NPD verfassungswidrig
ist, hat Innenminister Bendain den Materialien seines Mi-
nisteriums festgestellt. Er helt
sie für ein Verbot der NPD
filr ausreiùend. Wenn der Alt-
und Edelnazi Kiesinger als Re-
gierungsdref seinen ehemali-
gen und neuen Gesinnungsgé-
nossen kein Haar kriimmen
will, so wird diese Partei da-
durdr kaum demokratisdler.
2. ,,Wenn Hauptmånn Watzl
für die NPD kandidiert, so ist
das seine Privatsadre." lFrischl
3. ,,Lenin ist wehrk¡aftzerset-
zend." (Frisdif
Dazu: Wenn Bundeswehroffi-
ziere sich wieder offen zur
Ideologie de¡ Nazis bekennen
dürfen, so besteht die Gefahr,
daß sie die ihnen untergebe-
nen Soldaten audr in diesem
Geiste erziehen und beeinflus-
sen. Dieser Gefahr muß in de¡
politisdren Auseinandersetzungin der Bundeswehr entgegen-
gewirkt werden.
Was aber tut Maior Frisdrl -Er will genau diese Auseinan-
dersetzung verbieten - durdr
Befehl! Damit duldet er abe¡
stillschweigend die Tätigkeit
der Nazis in der Bundeswehr.
Denn sie sind seiner Meinungnadr n-icht ,,wehrkraftzerset-zend". Wer aber gegen den
Einfluß von Nazis in der Bun-
deswehr protestiert - der ist
wehrkraftzersetzend I
Ich frage midr: weldre Wehr-

kraft ist da gemeint? Weldrer
Geist herrscht da? Der alte
Geist der Unverbesserlichen?
Lassen wir noù einmal Ma-jor Frisch zu Wort kommen:
auf meine Frage, ob es denn
audr verboten sei, Bilder von
Graf Stauffenberg leinem der'Widerstandskämpfer vom 20.
luli 1944 gegen die Hitlerdik-
tatur| aufzuhänten, antwortete
et: ,,la!"
Das ist deutlidr! Wenn dieser
Geist wieder in der Bundes-
wehr herrsdrt, dann ist die po-

litisdre Âuseinandergetzung in
der Bundeswehr für jeden Sol-
daten, der .nidrt will, daß die
Vergangenheit des ,,3. Reiùes"
wieder Gegenwart wird, eine
demokratisóe Verpfliútung.
Darum habe idr zu Maior
Frisdr gesagt, daß idr midr mitden Soldaten llorra¡z, und
Breuer solidarisiere, indem iùmir ebenfalls ein Leninbildund antifasdristisùe Plakate
aufhänge, um d"mit gegen den
Einfluß der NPD in der Bun-
deswehr zu protestieren und

Fr,?'tSTP¡.#iñì'r':' rì''
i
I
{

Die ,,Schönheit des Waffenhandwerkes" will die Bundeswehr an-
scheinend in einer Ausstellung zeigen, die zur Zeit in vielen Klein-
städten Bayerns läuft. Dem staunenden Besucher wird in einem
lntormationszelt deutl¡ch gemacht, daß eine große und starke
Bundeswehr wegen der ,,Gefahr aus dem Osten" erlorderlich se¡.
Ob die Bundeswehr anges¡chts des wachsenden Aulbegehrens in
den Kasernen unruhig geworden ist?
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filr das Redlt euf freie Mei-
nungsäußerung zu demonstrie-
1en.
Frischs Antwort: ,,Das verbie-te ich lhnen" - und neben-
bei drohte er mir noih ,,Bau,,
an."Mein eigener Kompaniechef,
Hauptmann Mielenz, haute in
dieselbe Kerbe und fugte hin-zu, daß er im Falle der Be-
fehlsverweigerung den MA,D
benadrridrtigen werde.
Sie können androhen, was Sie
wollen - idr werde diesen Be-fehl verweigernl
Mein Vater hat bei den Nazis
aus politisdren Gründen drei
fahre im I1Z Sachsenhausen
gesessen. \ilenn sidr der alte
Geist wieder regt und mehr
oder weniger stillsdrweigend
geduldet oder dadurdr geför-
dert wird, daß man den Ìt¡i-
derstand dagegen unterdrückt,
dann kann ich niùt mehr
sdrweigen!
Dieser Befehl, daß keine anti-
fasdristischen Plakate aufge-h¿ingt werden dürfen, ist
grundgesetzwidrig. Darum ver-
weigere idr ihn!

Der Befehl, daß alle Bilderdurdr die Zensur müssen, ist
ebenfalls grundgesetzwidri!, daer dazu dient, demokreti¡ùe
Meinungen zu unte¡drticlen.
Deshalb lordere ic¡ Major
Frisch und Hauptm¿¡a ¡y1i"-
lenz auf, diesen Befehl sofort
zurückzunehmen und ihre po-
litisdre Einstellung mit únsvor allen Soldaten zu disku-
tieren.'Wenn unsere Offiziere auf das
Grundgesetz pfeifen, dann dtir-fen wir nidrt nach diesen Tö-nen marsdrieren!,,
Bataillonskommandeur probst

Tudrsdrerers Disziplinar-
vorgesetzter - mochte Kiesin-
ger nidrt als Altnazi und den
NPD-Kandidaten Hauptmann
Watzl nicht als Neonäzi be-zeicihnet sehen. Audr die
Frechheit in dem Ansinnen
Tuchsctrerers, zwei Kompanie-ftihrer sollten ihre politische
Einstellung mit den -soldaten
diskutieren, wurde als Straf-grund herangezogen.
Peter Tudrscherer hat gegen die
,,Diszi" inzwischen Besdrwerde
eingelegt.

Vorbilder
Trautlofts
Wie ein General-
Teutnant Verbrecher
zu Vorbildetn madtt

Von Gerd Bauet

,,Das Wirken der Legion Con-
dor in Spanien muß der bun-
desdeutscl'ren fugend als Vor-bild dienen", stellte Ex-|agd-
flieger der fasdristischen ie-
gion Condor und ietziger Ge-
neralleutnant der Bundeswéhr
Trautloft bei einer Tagung auf
der Burg Klopp in Bingen 1956
fest. Der Gefreite Kurt Mar-
kus, Angehöriger des Luftwaf-
tenversorgungsregiments 4 in
Trier, war anderer Ansicht alssein derzeitiger Vorgesetzter
Trautloft.
Der funge Demokrat madrte
kein Hehl daraus, was er von
Notstandsgesetzen, Vietnâm-
krieg und der Politik der Bun-
desregierung hielt. Als Kurt
Markus gegen Oberfeldwebel
Beppler Ànzeige wegen \azi-
propaganda und Singen des
Ho¡st-Wessel-Liedes erhob, han-
delte die Regimentsführung.
Markus wu¡de in die Arrest-
zelle gesperrt, um ihn zu ei-
ner Riid<nahme seine¡ Anzei-
ge zw zwingen. Dieses lJnter-
fangen blieb jedoch erfolglos
worauf Trautloft den Befehl

gab, Markus in die Strafkom.panie in Landsberß zu brin-
gen. Markus wurde mit Hsnd-
sdrellen en den Sitz dee feepsgefesselt und auf diese Weiãe
7 Stunden trânspottiert. zoo De-
mokraten und die SDAJ in
Trier protestierten gegen dieses
Vorgehen- auf einer Kundge-
bung und Demonstration.
Der Vollständigkeit halber sei
noch erwähnt, daß der Vater
von Kurt Markus wegen anti-
faschistisciher Tätigkeir zur Zeít
des Hitlerfasdlismus dem Straf-
bataillon 999 angehörte.

Gerhard Sdrmarander, ehema-liger Spanienkämpfer, bean-tragte Rentenleistungen âus
dem Bundesversorgungsgesetz.
In einem B¡ief des Bundes-
arbeitsministeriums erfuhr er,
daß sein Ëinsatz ftir die spa-
nisdre Republik als ,,nicht im
deutschen militärisdren Inter-
esse" liegend bezeidlnet wur-
de. Das Bundesarbeitsministe-
rium hat sidr wohl etwas da-
bei gedacht, wenn es Soldaten
der Hitlerschen Legion Con-dor nadr dem Bundesversor-
gungsgesetz behandelt mit dem
Hinweis, daß sie ,,zur Erpro-
bung der Kampftraft deutsciher
Truppen und des Kriegsmate-
rials im Hinblid< auf den spä-
teren zweiten \4reltkrieg bei-
trugen". Wenn ehemalige An-
gehörige des Hitlersdren Ge-
neralstabs 6oo ooo DM Renteim Laufe der letzten zo fahrebezoger¡ wârum soll bei die-
ser,,Wiedergutmadrung" dann
ausgeredrnet die Legion Con-
dor ausgeklammert werden?

26 Tage
Bau
Politisdte Betätigung
lrl:rr fin Offizierc

Von Bernd Sú,önauer

Hans W¿lter von Oppenkows-ki hat in Uniform am Partei-tag der DKP in Essen undaû der Bezirkskonferenz der
DKP in Hagen teilgenommen.In Hagen bezog er gegen den
Neofasdrismus in der Bundes-
wehr Stellung. Die Reaktion
des Truppengeriùtes: 5 Tage
Bau für Essen, 2r Tage für
Hagen.
Einen halben Tag, nadrdem
Oppenkowski seinè Haft an-
treten mußte, wurden bereits
Flugblätter vor der Kasernein Hemer verteilt. Zehn Freun-

de aus Düsseldorf standen mitsùnell angefertigten Sand-
wiúes-Sóildern vor dem Ka-
sernentor und diskutierten mitvorbeiko-menden Soldaten
die Frage, wie es denn mög-lich sei, daß ein Hauptmånn
Roß in Uniform für die NPDin Bayern den Wahlkampfftih¡t rin¿ niùt bestraft wirä,
der Gefreite Oppenkowski für
sein Aqftreten jedoù zr TageHaft bekom-t. Inzwisdrén
wurde Oppenkowski,,yerlegt".
Um weitere Unruhe zu ver-
meiden, muß er seine Haft inder ,,General-Feldmarsdrall-Rommel-Raserne" absitzen.
Diese Kaserne befindet sich in
Augustdorf im Lipperland, am
,,Ende der 'Welt". Die vetant-
wortlidren Offiziere, die sidr
nach Ruhe und Ordnung seh-
nen, haben sidr aber getdu$ùt,
,,Es wird keine Ruhe geben,wir protestieren in Hemer,
Augustdorf und in seiner Hei-
matstadt Velbert", heißt es in
einem neuen Flugblatt seiner
Genossen von der SDAf und
der DKP.

Hans-Walter von Oppenkowski (Mitte) auf der Bezirkskonferenz
Rheinland-Westfalen der DKp

Ku
de

Mi auf
Fludtt

Ministu Hobhoff hat,
Angst yor Diskussion

Von Wolfgang Bartels

K¿mens gute Bürger sind em-
pört. Hatten es doch tatsädr-
tich einige |ugendlidre dieser
Kleinstadt in der Nâhe Dort-
munds gewagt, den nidlt all-
täglichen Besudr eines Mini-
stefs zu stören. Der Kultus-
minister von Nordrhein-West-
falen, Holthoff, hielt einen
Vortrag über die ,,Ansprücheder Gesellschaft an die Bil-
dungspolitik". Es waren aud¡
einige aufmerksame Sdrüler
und junge Arbeiter unter dem
ehrfürdrtig vor der Minister-
würde l¿uschenden Publikum.
Ihnen fiel bald auf, daß der
Minister mit ,,Gesellschaft" die
Gesellsdraft der lJnternehmer,
Industriellen und'Wirtschaft-
ler meinte, von deren höhe-
ren Bildungsanforderungen der
Kultusminister sprach. Er ver-
lor kein Wort über die Mi-
se¡e im bestehenden Bildungs-
system und über 'Wege zur
Behebung dieser Mängel. Mit
Zwischenrufen wie ,,Zum The-
ma!" und ,,Erklären sie kon-
krete Maßnahmen!" brachten
sie ihren Unmut zum Aus-
druck und zerstörten damit die
Idylle einer Kleinstadt, die sieh
am Ministerbesuch ergötzt.

Holthoff vertröstete selne iun-gen Zuhörer auf später: Hört
mich dodr erst mal bis zu
Ende an, dann könnt ih¡ dis-
kutieren." Aber am Ende sei-
nes Vortrages wollte der Mi-
nister kneifen, obwohl er kurz
vo¡her verkündet hatte: ,,De-
mokratie bedeutet Diskussion."
So einfach ließen sich die jun-
gen Sdrüler und ,{,rbeiter ie-dodr nicht übertölpeln. Umdodr nodr die Velsprodrene
Diskussion zu erreichen, stell-
ten sie sidr vor des Ministers
Auto.
fetzt erwachte der Obrigkeits-
sinn der guten Kamener Bür-
ger, das ging ihnen entscåie-
den zu weit. Die weiteren Vor-
gãnge schilderten die Jugend-lidren in einem Flugblâtt so:

Flugblattautor Rüdlger Ragusc

,,Hier hatten sie ldie Jugend-lidrenf die Rechiruns' "ohne
Stadtdirektor Rethage und ei-nige anwesende Stadtabgeord-
nete gemadrt, die durch Faust-
schlage und Tritte die iungenLeute zu verscrheuchen sudl-
ten. Von der allgemeinen Hy-slerie angesteclt, bahnte sic.h
Holthoff gewaltsam einen Weg
durdr die Menge und verließ
fluchtartig den Ort, wobei er
redrtswidrig die Einbahnstraßein der f4lschen Ridrtung be-
fuhr."
Drei junge Leute wollten nun
Anzeige erstâtten wegen Kör-
perverletzung und verkehrs-
widrigen Verhaltens. Aber auf
der Polizeistation warf mân
sie mit der .{,ndrohung einer
Anzeige wegen Hausfriedens-
bruch hinaus.
Auf dem Nachhauseweg ka-
men die Drei an einer Ruf-
säule vorbei, deren Blaulidrt-
signal blinkte. Plötzlidr hielt
neben ihnen ein Einsatzwa-
gen der Polizei, aus dem meh-
rere Polizisten sprangen. Sie
braùten die drei Jugendlid¡ensqfort in Zusammenhang mit
der betätigten Säule und schlu-
gen mit cummiknüppeln auf
sie ein. ,,Didr darf idr dod¡

wohl nodr schlagen!,, begritn-dete einer der Polizisten dieMaßnahme. Polizeikommissar
Rauer sâgte spâter, ihm seivon dem Vorfall nichts be-kannt. Und ôer Stadtdirektor'stritt die Behauptungen aufdem Flugblatt ab: ,,Ich habe,wghl einen fulgen zurückge-
sdroben, um ihn vor Sdrle-gen zu sdrützen, die er vonden herumstehenden Erwadr-
senen angeboten bekam.,,
Er riùtete eine Klage an das
Dortmunder Landgericht, in
der Rüdiger Raguse, der Autordes Flugblattes, aufgefordert
wurde, _seine Darstellung zu
wider¡ufen. Dieses Verfãhren
wurde ausgesetzt, bis ein wei-
teres Verfahren geklärt ist.
Gegen fünf fugendlidre ist ein
Strafprozeß anberaumt wor-
den, in dem sie der ,,Beleidi-gunt des Kultusministers Holt-
noft, übler Naù¡ede oder Ver-
leumdr'rg z 'm Nadrteil des
Stadtdirektors Rethage und der
Verleumdung oder falsdren An-
sdruldigung z 'm Nadrteil von
Polizeibeamten" besùuldigt
werden.
Raguse: ,,Dabei wollten wir
nu¡ die versprochene Diskus-
sion mit dem Kultusminister."

f

Stadt ¡m Widerstand. Die Bevölkerung Hannovers kämpfte bis zum
Sieg gegen die geplante Erhöhung der Straßenbahnfahrpre¡se um
cl!.irchschnittlich 33 Prozent. Studentenverbände, Arbeiterjugend-
oiganisationen und Gewerkschaften standen in e¡ner Frónt-. Sie
forderten: Rücknahme der Erhöhung und neue Preisgestaltung, so-
wie Überführung der ,,Üstra", des Verkehrsbetriebês, in kommu-
nales E¡gentum. Durch eine Aktion ,,Roter Punkt" griff die Bevöl-
kerung zur Selbsth¡lfe, nachdem die ,,Üstra" den Verkehr einge-
stellt hatte. Privatfahrzeuge wurden zum Busersatz. Der Erfolg.:
die Forderungen nach kommunaler Verwaltung wurden erfüllt und
die Fahrpreise sind niedriger als zuvor!
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,,So klein mit Hut werdet ihr, wenn ihr mit mir diskutiert", verspracfi
Kultusm¡nister Holthoff. Doch dann kn¡ff er.
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Karl Schmidt und Robert Hufeland ,,arbei-ten" beide im selben Haus, in den
Metallwerken Besenbeck, einem metallver-
arbeitenden Betrieb am Stadtrand Ham-
burgs, der n¡r Zeit eine Belegschaft von
fast zweihundert Mann zählt und vor allem
landwirtschaftliche Spezialmaschinen her-
stellt. Spätestens seit der Rezession hat die
Firma mit zunehmendem Konkurrenz-
druck von seiten der Großindustrie zu
rechnen, einem Druck, dem die Betriebs-
leitung nachzugeben bestrebt ist, um ihn
auf die Arbeitnehmer abzuwälzen.

Karl Schmidt arbeitet in den Metallwerken
als Schlossergeselle, fünfmal in der Woche
acht Stunden lang. Robert Hufeland
kommt in der Regel zweimal in de¡ rrVoche

in den Betrieb, die übrige Arbeit erledigt er
zrt Hause. Seit dem Abschluß seines
betriebswirtschaftlichen Studiums im
Herbst 1967 ist er in der Firma offiziell als
Juniorchef läIig, an de¡ Seite seines Vaters'
des selbständigen Untemehmers Alfred
Hufeland, dem die Metallwerke Besenbeck
bislang allein gehören. Auch Karl Schmidts
Vater arbeitet schon seit der Währungsre.
form bei der selben Firma, aber von
,,partnerschaftlicher Kooperation zwischen
Alt und Jung", von der der alte Hufeland
gern redet, kann bei den beiden Schmidts
kaum die Rede sein.

Außer dem gemeinsamen Arbeitsplatz, der,
aus der Nähe betrachtet allerdings mehr
Unterschiede als Gemeinsamkeiten aufzu-
weisen hat, und einigen ,,Angaben zur
Person" haben Karl Schmidt und Robert
Hufeland wenig gemeinsam. Beide sind 27
Jahre alt, ledig und stammen aus demsel-
ben Ort. Viel mehr Gemeinplätze, die die
beidon miteinander verbinden könnten,
lassen sich schwer auftreiben, es sei denn,
man hält die Heimat, den Familien-Stand
und das Alter ñir das ,,menscltlich
Ausschlaggebende".

Gesehen haben sich die beiden im Betrieb
höchstens dreimal, und gesprochen haben
sie zusammen nur ein einziges Mal. Das war
bei der Weihnachtsfeier vor zwei Jahren,
als der neue Juniorchef seine erste
Ansprache an die Belegschaftsmitglieder
hielt. In aalglatten Worten, die niemand
verstand - einer sagte, der redet wie
Schiller -, versuchte er die wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten des Werkes zv
erläutern und begründete zum Abschluß
seiner Rede die erforderliche Senkung des
Weihnachtsgeldes von hundert auf siebzig
Mark. Er wandte sich besonders an die
jüngeren Arbeitnehmer und ging anschlie-
ßend auf seine ,,gleichaltrigen Kollegen"
zu, um ihnen der Reihe nach die Hand zu
schütteln. Namentlich mit Karl Schmidt,,
dem neugewählten Mitglied des Betriebs-
rates, führte er ein längeres Gespräch. Er
erkannte in ihm den früheren Mitschüler
und wußte nicht recht, ob er ihn nun
duzen oder siezen sollte. Wie er ihn auch
anredete, er hatte den Eindruck, es würde
auf alle Fälle verkehrt sein, und deshalb
versuchte er her¿lich zu sprechen, ohne
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Solidart¡ät
m¡t Jupp
lupp Angenfonwiedet
befuoht
VonWolfgang Baftels

heupten, deß die neuen Sdri-
k¡nen und politiedren Verfol.
gungsmaßnahmen nur in Hin-bli* auf meine Pcrson einge-leitet wurden. Idr muß die
Sdtlußfolgerung ziehen, daßauf diese Weise die Gegner
der Politik der Bundesregie-
rung und des hinter ihr ste-
henden Großkapitals einge-
sdrüchtert werden sollen."
fupp Angenfort appellierte andie Öffentlichkeit: ,,Ic¡ birtealle Demokraten und Sozia-
listen, alle, die meiner Fami-lie und mir bereits Solidarität
erwiesen haben und denen ich
meine Freihei verdanke: Ver-
langen Sie, daß Sdrluß ge-
madrt wi¡d damit, einen Anti-
f¿sdristen als Staatsbürgerzweiter Klasse einzustufen.
Fordern Sie, daß die diskrimi-
nierenden Folgen der politi-
schen Zuùthausstrafe aufge-
hoben werden. Verlangen Sie
beim Bundesjustizminister, daß
endlidr Schluß gemadrt werdemit der politisdren Verfolgungvon Kommunisten. Mögen
das fústizministerium und die
fustiz ihre Aufmerksamkeit
dem Neonazismus zuwenden.
Von dort kommt, wie die Ge-

.schichte unseres Landes bewie-
sen hat, die Gefahr für De-
mokratie und Frieden."
An die elan-Redaktion schreibt
|upp Angenfort:
,,Liebe Freunde und Genos-
sen. Die Schikanen und politischen Verfolgungsmaßnah-
men beginnen, wie ihr seht,
aufs neue. Die politisdre fu-stiz mödxte möglidrerweise be-
weisen, daß man sidr ihr beu-
gen muß. Idr denke, sie ver-
redrnet sidr wieder einmal. Die
Solida¡ität ist stärker."

Es ist erst zu'ei Monate her,
seit der Kommunist fupp Àn-
genfort auf Grund des Drucksder Öffentlidrkeit aus dem
Zudrthaus cntlassen werden
mußte. Dodr er bleibt weiter-hin den Schikanen einer poli-
tischen Verfolgung ausgesètzt.
{elan beridrtete darüber in den
Ausgaben Mai und funif.Zwar braudrte Angenfori niùt
den Rest seiner Zudrthausstra-fe abzusizen, zwar wurde die
Polizeiaufsidrt zurückgenom-
men, zwar wurden ihm die
Bürgerlidren Elrenredrte zrt-
rückgegeben, do¡h die Zucht-
hausstrafe an sidr wurde niciht
zurückgenommen. Bis an sein
Lebensende soll Iupp unter
den {iskriminierenden Folgen
einer Zudtthausstrafe leidèn.
Er wird kein Ehrenamt beklei-
den dürfen; so kann er z. Blnidrt Âbgeordneter eines Par-
lamentes werden.Im funi erhielt Angenfort
wieder eine gerichtlidrè Vor-
ladung. Gegen ihn wurde eine
Besùuldigung wegen Ver-
dachts des Hochveriates erho-
ben.
Angenfort meint dazu: ,Ichbin nidrt so vermessen, zu be-

NFJ.
Happen¡ng
Spanferkel im Ebberg-
Haus

Von Werner Wintet

Langsam sùlendere idr durdrdie Gänge des ,,Ebberg-Hau-ses", um miù vom lautstar-
ken Getöse einer Freiluft-Dis-
cothek zu erholen. Plötzlidr
vor mir: Von einer ro m len-
gen (Papier-f Wand glänzt mir
ein überdimensionaler Hintern
entgegeD, vetziett mit ,,3-ge-teilt niemals!", Karrikaturen,
Losungen, Sprtiùe, Verse und
Ungereimtes vervollständigen
das Bild. In kurzer Zeit hat-
ten hier fugendliùe siù, die
eigene Organisation und ihre
Umwelt karikiert. fugendlidre,von denen manú einer noô
¡¡pim¡rt, sie'wtlrden nur mit
Rud<sack und Git¿rre durdr
die Lande ziehen und die Na-
tur bewundern, nåimlidr Gästeund Delegierte zur r¡. Bun-
desjugendkonferenz der Natur-
freundejugend.

Sie hatten sidr hier in derNähe Dortmunds zv einem
Happening versammelt. Es wa-
ren junge Arbeiter und Schü-ler, die mit dem Filzschreiber
genau wie ein paar Meter wei-
ter mit Holz- und Linolsdrnit-
ten ihren Protest und ihre k¡i-
tisdre Haltung gegenüber der
Gesellsùaft formulierten.
So regten moderne Graffken
und die von Mitgliedern der
Naturfreundeiugend Westfalen
herausgegebene,,Proletenpres-
se" genauso zur Diskussion
und eigenen Gestaltung an wie
die Papierwand.
Diskussion über Form und In-halt drangen auch aus dem
Tonstudio, wo nadr Zeiôen-
t-rickfilmen Kurzfflme wie,,Von
der Revolte zur Revoluiion",
,,Demonstrantenselbstsdrutz,,
oder ,,Biafra, Dadrau und die
Beatles" die Gemüter erregten.
Höhepunkt des Abends aber
war die hollendisdre Folklore-
Group Vanlind. Eine Gruppe,
die zur Ërweiterung ihres -Re-
pertpirs auch die ausländi-
sdren Gäste der Naturfreundezu Darbietungen ermunterte.Ein Gag, der vor allem der
sowietis&en Delesation viele
Pluspunkte bradrte-.
lazz am Lagerfeuer, Spanferkel
am Spieß und Bier vom Faßbildeten den , Absdrluß des
Programms, aber nidrt das
Ënde des Happenings.

t
I
Von Peter Schütt

Wir sitzen alle in einem Boot, ohne Frage. Nur, wer rudert, und
wer Steuert? Wer bestimmt den Kurs des Staatsschiffs, wer
liegt auf dem Sonnendeck und wer vers¡eht den Dienst an der
Maschine? Selten sind es dieselben Leute'
Wir ziehen alle am selben Strick. Die einen, ohne festen Boden
unter den Füßen, versuchen die am andern Ende in den
Abgrund zu ziehen, damit sie selber s¡cher stehen' Die andern
veréuchen immerfort, den Karren aus dem Dreck zu ziehen,
mit einem Ruck oder lieber Stück für Stück. Sie sind dabei schon
einige Male auf den Bauch gefallen, aber totzukriegen sind sie
nichl und kleinzukr¡egen auch nicht.
,,Eigentlich sind doch alle Arbeiter!" Springers ,,WELT" hat
éouTel recht, wie sie Macht hat, der Wahrheit das Wort im Munde
herumzudrehen.,,Arbeitgeber die einen, Arbeitnehmer d¡e
andern." Statt,,Mitbestimmung arbe¡tsfremder Mächte" fordert
die ,,WELT", die immer noch ein bißchen besser im ,,BILD" ist,
darum,,Alleinbestimmung der Arbeitnehmer und Arbeitgeber".
Jedem óas Seine: dem Arbeitgeber das Reich und d¡e Kraft
und die Herrlichkeit, dem Arbeitnehmer vor allem Ruhe und
Ordnung!
Arbeitgõben ist hierzulande seliger denn Arbeitnehmen. ln
Wirklicikeit ist der, der angeblich Arbeit gibt, derjen¡ge, der dem
Arbeiter noch das letzte nimmt, und der die Arbeit zu nehmen
hat, weil ihm keine andere Wahl bleibt, ist ein armer Schlucker,
dem unaufhörlich gegeben wird, der alles einstecken muß,
dem nichts geschenkt wird!
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materieller Eþnzucht, wenn mancho
Eltern ih¡en Kindern nicht mehr als ein
lumpiges Marksttick mit auf die Klassen-
reise geben wollten! Tatsächlich widerrisf
die Iæh¡erin daraufhin ihre Bitte.
Die e¡ste größere Fahrt ging im úertcn
Schuljatrr für drei Tage in die Holsteinische
Schweiz. Karl heulte tagelang, weil die
Eltern die Kosten ñh Fahrt und Unte¡brin-
g¡¡ng nicht üb¡ig hatten; sie hatten sich
gerade ein paar Sachen fih die Küche
angeschafft und die erste Mieterhöhung um
zwanzig Prozent eingesteckt. Als Trost
durfte Karl in den Fe¡ien eine Woche lang
zu einer Tante auf dem Lande fah¡en. Er
war überglücklich und enählte solang
seinen Mitschütem von seinen Abenteuern
auf dem Bauernhof, bis Robert Hufeland,
einige Tage später, in die Schule zurück-
kam und von seiner Reise mit den Eltern
nach Spanien zu berichten anfing' Vater
kenne Spanien so gut wie Deutschland, gab
der Sohn an, er habe dort geschäftlich zu
tun. Die anderen Kinder fragten ihn, was

das sei, ,,geschäftlich", aber Robert war zu
stolz, eine solche selbstverståndliche Frage
überhaupt zu beantworten.
Zwischen 1954 und 1967, als Hut'eland
junior dem neuen Mitglied des Betriebs.
rates demonstrativ die Hand schüttelte,
haben sich die beiden bewußt nicht
wiedergesehen. Karl Schmidt und Robert
Hufeland waren nach Abschluß des æch-
sten Volksschufiahæs beide für den Über-
gîng zltt Obe¡schule empfohlen worden,
aber es gelang der læhrerin nicht, Karls
Vater davon zu überzeugen, daß es gut sein
könnte, den Sohn aufs GYmnasium zu
schicken; das wäre was für die Kinder de¡
reicheren Leute. Robert Hufeland fiel zwar
durch die Aufnahmepräfung, aber sein
Vater setzte alles daran, ihm die Bildung
zukommen zu lassen, die er brauchte. Er
fand für seinen Sohn rasch eín vornehmes
Intçrnat im Hessischen, das einige Jahre
später mit einem Schuflandheim im Rhein'
land vertauscht wurde, da der Vater in
dieær Gegend ohnehin viel zu tun hatte.
Robert schaffte sein Abitur ohne allzu
große Mühe, wenn auch mit eidähriger
Vetzögerung, fìir die sein Vater Verständ'
nis zeigte: ,,Mein Sohn, ich weiß schlie$
lich, was Du mi¡ wert bist!"
Die Internatserziehung war ziemlich strcng,
Ausgang gab es nur bis neun und
sonnabends bis elf' Aber wer sich gut mit
dem Hausmeister stand, konnte sich die
eine oder andere Freiheit einhandeln:
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Rußland haben Sie gekämPft, und in
Gefangenschaft haben Sie gesosæn! Tapfer,
tapfer!" - zwar nicht gleich als Maschinen'
schlosser, aber doch als einfachen Arbeiter
in der Reparaturabteilung einzustellen, fìir
einszehn die Stunde vorerst. Schmidt war,
wenn auch mit ungutem Gefiihl, einver-
standen und erzählte später resigniert
seiner Frau, der Alte habe nicht viel anders
als ein Naziboß getan. ,paß es diese Sorte
in Deutschland noch immer gibt", konnte
er schwer begreifen, nach all dem, was
inzwischen geschehen war.
Schmidt schaffte es, er blieb im Betrieb
und wurde nach sieben Monaten auch als
Schlosser bezahlt. Das Geld reichte jetzt
fìir eine Eineinhalbzimmerwohnung, nicht
allzuweit von der Fabrik entfernt. Die
Schmidts blieben dort wohnen, bis ihr
Sohn aus der Schule karn.
Robert Hufeland wurde von einer Pädago-
gikstudentin sorgfältig auf den Schulbe-
zuch vorbereitet. 1948, wenige Wochen
nach der Rückkehr der Familie Hufeland'

wurde er wie Karl Schmidt in der
Volksschule Besenbeck eingeschult. Robert
und Karl saßen in derælben Klasse und
hatten dieselben Lehrer, aber miteinander
gesprochen haben sie so gut wie nie.
Robert und einige Freunde, mit denen er
von Anfang an zusammen rtar' konnte
schon vorher die großen Buchstaben lesen
und sch¡eiben. Sie hatten immer saube¡e
Hemden, Hosen und Schuhe an und
schauten mitleidig-herablassend, mit dem
Blick ih¡er gutsituierten Väter, auf die
übrþn Schmierfinken in der Klasse herab.
Die trugen wie Karl Schmidt Hosen aus
alten Wolldecken, Hemden aus geflicktem
Fahnenstoff und Jacken aus Zeltplanen,
wie lauter kleine Soldaten sahen die
ABC-Schützen aus.
In der Klasse gab es viel zu zanken und zu
neiden, die Leh¡er hatten ihre eþenen
Sorgen. Bei Schulausflügen hatten die
wenigen Kinder aus bessetem Haus fifurf
Mark Taschengeld für Eis, Saft und
Schokolade bei sich, die andern gaben ihre
zwaruig und dreißig Pfennig, die sie von zu
Hause mitbekommen hatten, schon an der
ersten Eisbude aus. Als die Lehrerin einmal
die Eltern ih¡er Schüler gebeten hatte ,
den Kindern ein einheitliches Zehrgeld von
einer Mark mit auf die Reise zu geben'
bekam der Junge Hufeland ein geharnisch-
tes Schreiben seines Herrn Vate¡s mit auf
den Schulweg. Angesichts des wieder
erreichten Wohlstandes zeuge es von

persönlich zu werden. , {ir Jungen müssen
doch alle zusammenhalten!", wollte erdas
Gespräch mit Schmidt beenden, als der
plötzlich loslegte, so, daß es alle hören
kÒnnten: ,,Find ich auch, Herr Hufeland!
Wie wärs, wenn wi¡ uns die Fabrik mal
gefaeinsam ansehen würden, die zugigen
lVerkshrllen, die Frühstücksrnume und die
Toiletten. Und danach gehln wir dann
gemeinsarn durch die Di¡ektionsräume, wir
brauchen bloß mal ins Gästezimmer zu
gucken, dann wissen wir Bescheid, wie das
mit den Gemeinsa¡rkeiten zwischen Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern ist, von
denen Sie uns so viel enählt haben!"
Zuerst mochten die Kollegen Schmidts
Ausbruch für eine Entgleisung halten, aber
als dann der junge Hufeland kein Wort
mehr rausbrachte und Leine zog, und als er
später immer seltener im Betrieb zu sehen
war, da wußten sie, die Antwort hatte
gesessen.
Karl Schmidt wurde am 17. lul¿ 1942
geborer¡ wäh¡end eines schweren Bomben-

auch kaum bedroht war, außerdem be-
saßen sie einen bombensicheren Bunker,
den sie sich schon vor dem Krieg zugelegi
hatten, so machten die Flakgeschtitze und
¡ler nächtliche lViderschein der brennenden
Stadt seiner Frau doch einiges zu schaffen.
Am Abend, als die Wehen einsetzten,
mußte Alfr€d Hufeland vor dem Hamburgi-
schen Bankverein einen Vortrag über den
Beitrag der deutschen Stahlindustrie zur
Erringung des Endsieges halten. Gleich
nach æinem Referat ließ er sich von
seinem Chauffeur nach Kassel fahren und
.traf in Stella Maris nachts um drei ein, als
sein Sohn gerade eine halbe Stunde alt war.
Bis zum Tag ihrer Entlaszung blieb er in
de¡ Nähe seiner Frau und erledigte die
meisten geschäftlichen Sachen von Stella
ìdaris aus telefonisch.
Im Juli 1943, währen<t der schweren
Angriffe auf Hamburg, wurde auch
Schmidts Wohnung zerstört. Was Frau
Schmidt und ihrem kleinen Sohn blieb,

Kindergärtnerin vor übermildung einge-
schlafen, und nur $renn es Fliegeralarm
gab, packte sie ihre Zöglinge und schlepptesie zv dritt oder zu viert in den,
Lagerbunker.
Die Hufelands haben den Krieg heil
überlebt, die Villa in Blankenese ist
stehengeblieben. Nur ins obere Stockwerk
zog 1944 vorübergehend eine ostpreußi.
sche Flüchtlingsfamilie, einfache, nette
Iæute, wie Frau Hufeland sagte, gut für die
Haus. und Gadena¡beit zu gebrauchen.
Nach Kriegsende dauerte es kein Viertel-jahr, bis die Metallwerke Besenbeck trotz
einiger Beschädigungen in der Montage-
halle den Betrieb wiederaufnehmen konn-
ten, zunächst mit Reþaraturarbeiten für die
englische Besatzungsmacht. Nach dem
Einmarsch der Engländer wurde Alfred
Hufeland einige Mal zu Aussagen über seine
Täti8keit wäh¡end des Dritten Reiches auf
die Kommandantur bestellt, er mußte auch
eine Nacht in Untersuchungshaft bleiben -die einzige Nacht, die er bisher zumindest

angriffes, vor dem man seine Mutter in den
Bunker des Barmbeker Margarethenkran-
kenhauses gebracht hatte. Sein Vater war
damals als Soldat an der Ostfront und
erfuhr erst Wochen später von der leidlich
glücklichen Geburt seines orsten Sohnes, Er
kriegte ihn erst 1944 während seines
letzten Fronturlaubs zu sehen. Als er
damals aus dem schon halb zerbombten
Hamburg zurück an die Ostfront fuhr,
glaubte er, er wÍirde seine Familie nicht
;meh¡ wiedersehen. Er sah sie wieder 1948,
hach fast vierjähriger sowjetischer Gefan-
genschaft. Er dankte sein Leben den
.feindlichen Soldaten, die ihn rcchtzeitig
gefangengenommen hatten, kurø bevor
seine Einheit Ende 1944völhe aufgerieben
wurde. Seither feiorte er den Tag seiner
Gefangennahme für ein paar Jahre wie
seinen zweiten Geburtstag; später, wieder
zu Hause, trat dann der Tag der Entlaszung
,mehr in den Blickpunkt seiner Erinnerung.

Auch Alfred Hufeland konnte am 17.
August 1942 mcht dabei sein, als seinejunge Frau, eine geborene Freün von
Falkenhausen, ihrem ersten Sohn das
Leben schenkté. Er hatte sie schon einige
Wochen vor dem freudigen Ereignis in das
Mutte¡heim Stella Maris bei Kassel ge-
bracht, um sie aus allem Tn¡bel herauszu-
halten und ih¡ die Aufregung der zuneh-
menden nãchtlichen Bombenangriffe zu
eñiparen. Wenn ih¡e Stadtrandvilla selbst
I

war aulSer ihrer Gezundheit ein Kotïer mit
Kinderzeug und einþen Wertsachen, die sie
von den Verwandten zur Hochzeit ge-
schenkt bekommen hatte. Frau Schmidt
mußte mit ih¡em Sohn in ein Baracken-
lager am Stadtrand ziehen; dort bekam sieein Zimmer von sechs Quadratmetern
zugewiesen und war froh, ein Dach über
dem Kopf zu haben. Von ihrem Mann
bekam sie oft monatelang keine Nachricht.
Jedesmal, wenn der Telegrammbote oder
ein H4iottler ins Lager kam, wurde ihr
angst und bange, wie allen Frauen im
Lager. Ihren Kleinen mußte sie schon baldin ein Kindertagestreim geben, wo er das
,,$eil Hitler" eher lernte als das ,,GutenTag", und ih¡ selber blieb nichts anderes
übrþ, als täelich acht Stunden arbeiten zu
gehen. Zuerst wa¡ sie als Sekretärin in einer
^Vunitionsfabrik beschãftigt, dann, als die
Fabrik selber in die Luft gegangon war,
wurde sie zur Post abkommandiert. Sie
wurde im Paketdienst eingesetzt, und sie
merkte, wie dort die A¡beit von Monat zu
Monat weniger wurde: immer weniger
Sendungen trafen ein, und immer mehr
wurden unzustellbar. IVährend des Zustell-
dienstes - sie war entweder mit dem
Fahrrad oder zu Fuß unterwegs - hatte sie
bald immer häufiger Gelegenheit, rm
Kinderheim nach ih¡em Sohn zu schauen.
Sie wa¡ jedesmal entsetzt, daß ñinfzig oder
secbzig heulende Kinder ganz mit sich
allein gelassen $raren. Meistens wa¡ die

hinter symbolischen Gittern zugebrachtht -, aber mit Rücksicht auf seinen
angegriffenen Gesundheitszustand wurde
bald von einer weiteren Verfolgung abge-
sehen. Er konnte sich glücklich schätzen,
so glimpflich davongekommen zu sein, unS
auf die Engländer ließ er fortan so leicht
kein böses Wort kommen. ,,Feine Kede",
þflegte er zu sagen, Wegei'der unklarei
Verhältnisse in Deutschland zog es der
Industrielle jedoch vor, sich ftir einige Zeit
in die Schweiz zuntckzuziehen; er ließ sichin der Untemehmensleitung durch einen
alten Freund aus der Zeit vor 33, einen
biederen Sozialdemokraten, vertreten und
tîat selber, zusammen mit seiner Familie,
einen längeren Erholungzurlaub im oberen
Engadin an, wohin sie ihre beiden Kinder.
1943 war noch eine Tochter geboren,
schon ein halbes lahr vor Kriegsende in
Sicherheit gebracht hatten.
Frau Hufeland war übqrglücklich, ihre
Kinder im Herbst 45 wieder in die A¡me
schließen zu können; sie waren, besonders
der i{ltgste, in der Höhenluit prächtig
gediehen und kamen den Eltern sehr
altklug und vorlaut vor. Als Robert seinen
Vater zum ersten Mal mit offenen Augen
sah, fragte er ihn, und der Vater wird das
nie vergessen, ,rWer ist Hitler? ", urorauf
der alte Hufeland ant$rortete: ,,Weißt du,
Robert, das ist derBrudervom Rübezahl!'.
und seinen Gästen zu erzãhlen anfing, wie
das eþentlich war und wer schuld ist an

aârrt Ganzeî, Hufelands Frau pflegte später
iJ'orivaten Kreis zu sagen, die zweieinhalb
iäb in der Schweiz damals, das sei
lilentlich ihre gläcklichste Zeit gewesen'
lñne Krieg und Politik und Aufregung.
io¿ter sei alles so hastig geworden, so
íiäUtos un¿ nervös. tilenn sie in der Schweiz
iuch weniger Geld gehabt hätten, sie

-¿chte diese Jahre im Engadin nie missen.'Und. wissen Sie, wenn man mal ne Zeit
iäng úescheidener lebt, dann spuckt man
auch nicht so große Töne!"
Für Frau Schmidt und ihren Sohn waren
die Jah¡e nach 1945 die schlimmsten. Ihr
Mann galt als vermißt, sie war ohne Arbeit
und Einkommen, und seit das Baracken-
lager beim Einmarsch der Engländer
abgebrannt war, wohnte sie in einem
mühselig hergerichteten Pferdestall in
einem Dorf, dreißig Kilometer weg von
Hamburg. In die Stadt zu kommen, das
war mit dem Kind jedesmal eine Weltreise,
und sie schaffte es in all den Jahren, bis ihr'
Mann zurückkam, nur dreimal, ihre Mutter

und ihre überall in der Stadt verstreut in
Kellern, Ruinen und Massenunterkünften
wohnenden Verwandten zu besuchen.
Aber langweilig wurde das Leben auf dem
Dorf nie; morgens mußte sie mit dem
Kleinen die umliegenden Ortschaften ab'
klappern, um ih¡e Lebensmittelkarten
einzulösen, nachmittags hatte sie im
Garten zu tun, den ihr der Bauer hinter der
Scheune gegeben hatte, und abends ging sie
oft genug mit den Pferdeknechten Holz
stehlen, damit sie ihren Kanonenofen
heizen konnte. Harte Jahre, auch deshalb,
weil sie mit den Leuten vom Dorf
überhaupt nicht warm werden konnte.
Wenigè Tage, nachdem Vater Schmidt
überraschend aus sowjetischer Gefangen-
schaft zurückgekehrt war und den Krieg
und die, die ihn angezettelt hatten,
einñirallemal satt hatte, begann er mit der
Arbeitszuche. Er bemühte sich, wieder in
seinen Ben¡f als Maschinenschlosser, den er
vor neun Jahren, als er zum Kriegsdienst
eingezogen wutde, aufgeben mußte, zu
kommen. Nach tagelanger Suche klingelte
er auch bei den Metallwerkén Besenbeck
und kriegte dort, mit mehr Glück als
Geschick, auch den Chef zu fassen, der
wenige lilochen nach der Wähnrngsreform
wieder in seinen Betrieb zurückgekehrt
war. Er redete viel von ,,Chancengleich-
heit", vom beginnenden lViederaufbau rmd
von gemeinsamen Anstrengungen und
entschloß sich schließlich, Schmidt - ,,In
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Zuspätkommen, Mädchenbesuch oder
einen Kasten Bier. Zu Hause, in den Ferien
oder zum verlängerten Wochenende, hatte
Robert ein eigenes Zimmer fiir sich; als er
sechzehn wurde, durfte er seinen Freun-
den, die zum ersten Mal alle in Begleitung
kamen, eine große Gartenparty geben.
Höhepunkt des Festes war ein Minifeuer-
werk, das ihm ein Geschäftsfreund des
Vaters geschenkt hatte.
Mit vierzehn Jahren trat Karl Schmidt als
Lehrling bei den Metallwerken Besenbeck
ein; sein Vater hatte ihm die Stelle
verschafft. Er bekam monatlich siebzig
Mark, nicht ganz die H?ilfte von dem, was
Robert als Taschengeld überwiesen bekam,
und er mußte davon, fast als wäre er
Hufelands Sohn, Botengänge fiir den Chef
erledigen, die Zufahrtswege zur abseits
gelegenen Villa in Ordnung halten oder,
wenn für die Direktion nichts zu tun war,
auch mal Bier für die Gesellen heranschlep-
pen. Erst im zweiten læhrjahr wurde er,
nachdem sein Vater einige Male gegen die

Lehrlingen in den Metallwerken nach
stundenlanger Beratung beschlossen, aus
Protest gegen die unbegründete Entlassung
eines ihrer Freunde für eine Stunde in den
Streik zu treten und in der Berufsschule
Unterschriften zu sammeln, war Robert
gerade eifrig damit beschäftigt, in der
Mathematikstunde das vorher eingesägte
Lehrerpult zum Einsturz zu bringen. Beide
erhielten für ihr ,,ungebührliches Beneh-
men" dieselbe Strafe, eine Eintragung ins
Zeugnis. Robert nahm den Vermerk mit
Gleichmut, fast wie eine willkommene
Bestätigung seines Racheaktes, auf, Karl
hat einiges dazu gelernt, er beschwerte sich
bei der Schulbehörde und trat, durch
Schaden klug geworden, mit achtzehn in
die Gewerkschaft ein, ungefãhr zur selben
Zeit, als Alfred Hufeland seinen Sohn zum
ersten Mal zum Altherrentreffen der
Burschenschaft Germania mitnahm, als er,
auf dem Hamburger Presseball, dem
Bürgermeister vorgestellt wurde und als der
Vater den künftigen Fabrikbesitzer über-
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schlechte Behandlung der Lehrlinge pro-
testiert hatte, z:ur eigentlichen Arbeit
herangezogen. Zu Weihnachten bekam er
für seinen Fleiß in der Fabrik und für seine
guten Leistungen in der Berufsschule eine
Prämie von hundert Mark, für dje er sich
seinen ersten Anzug kaufen durfte. Sonst
mußte er zu Hause immer die Hälfte von
seinem Lehrgeld abgeben. Seine Mutter
war schwerkrank, und die Medikamente,
die die Krankenkasse längst nicht alle
bezahlte, kosteten viel Geld. Auch die neue
Wohnung, die Schmidts 1956 endlich
gefunden hatten, war teuer genug, 170
Mark im Monat. Aber Karl schlief jetzt
allein im Zimmer, und wenn die Eltern mal
abends im Kino oder bei Freunden waren,
durfte er sich Besuch einladen. Er lernte
seine erste Freundin kennen, da hatte
Robert Hufeland schon mehrere gehabt,
und als er mit siebzehn Jahren über die
Gewerkschaftsjugend zum ersten Mal ins
Theater kam, da war Robe¡t das Schau-
spielhaus längst leid: in den Ferien mußte
er zusammen mit seiner Schwester für die
Eltern, die ein Premierenabonnement be-
saßen, Theaterbesuche machen. Robert
¡prach wie ein Mann von Welt über die
Nachtlokale an der Reeperbahn, über das
Baden bei Rimini und über die Kunst des
Austernessens, da kannten Karl und seine
Kollegen den Duft der großen, weiten Welt
allenfalls vom Friseur.
Aber während Kari mit den übrigen
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redete, als Gast an den Tagungen des
Arbeitgeberverbandes teilzunehmen.
1959, nach dreieinhalb Lehrjahren, machte
Karl Schmidt seine Gesellenprüfung. Einige
Jahre später hatte Robert Hufeland sein
Wirtschaftsabitur in der Tasche. Er bekam
für das Zeugnis der Reife von seinem Vater
einen Sportwagen geschenkt und fuhr
damit mit seiner Freundin erst mal für zwei
Monate ans Mittelmeer; die Familie hatte
sich inzwischen an der Malagaküste ein
Ferienhaus angeschafft. Ka¡l kaufte sich
von seinem ersten vollen Monatslohn ein
gebrauchtes Motorrad. Seinen Eltern
schenkte er zum zwanzigsten Hochzeitstag
einen Fernseher, das glaubte er, ihnen
schuldig zu sein.
Robert Hufeland studierte in Hamburg,
Bonn und Freiburg Volks- und Betriebs-
wirtschaft. Die Scheine, besonders in
Statistik, machten ihm einiges zu schaffen,
aber in dem Thema, das ihm 1966 als
sch¡iftliche Prüfungsarbeit gestellt wurde,
kannte er sich gut aus: ,,Der betriebswirt-
schaftliche Schaden begrenzter Streiks und
die Möglichkeit ihrer Verhütung". Als
Musterbetrieb wählte er die Fabrik seines
Vaters und untersuchte kritisch, vom
Standpunkt der Rentabilität, fünf verschie-
dene St¡eikfälle, die den Betriebsfrieden in
den Besenbecker Metallwerken seit 1948
beeinträchtigt hatten. Sein letztes Beispiel
war der Lehrlingsprotest, bei dem sich Karl
Schmidt hervorgetan hatte.
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Hufeland nannte bestimmte soziale Miß
stände und betriebsklimatische Unruheher-
de, auch gegen den Widerstand seines
Vaters, beim Namen, trat in der Konse-
quenz aber für einen harten Kurs der
Unternehmensleitung gegenüber allen Ak-
tionen ein, die geeignet sein könnten, die
innerbetriebliche Ordnung zu stören. Zum
Abschluß seiner Arbeit erörterte er die
neuen Möglichkeiten, die die geplante
Notstandsregelung zur Bekämpfung be-
triebsinterner Störaktionen geben würde;
ein Abschnitt, den der urteilende Professor
als einen ,,mutigen Vorstoß" würdigte und
der fÌir die Gesamtnote ,,gut" mitausschlag-
gebend gewesen sein dürfte. Aufgrund
seiner Vorleistungen war für den Kandida-
ten Hufeland die mündliche Prüfung kein
Problem mehr; seine Vertrautheit mit der
Praxis und sein gewandtes Auftreten
machten bei der Prüfungskommission allge-
mein Eindruck. Er bestand nicht nur, er
gewann,
Nach der Gesellenprüfung, die sich, zumal

im praktischen Teil, einigermaßen schwie-
rig gestaltete, war Karl Schmidt die lästige
Kopfarbeit vorerst los, und es vergingen
einige Jahre, bis er sich nicht nur beruflich
weiterbildete, sondern sich von seinen
Kollegen breitschlagen ließ, eine Gewerk-
schaftsschule zu besuchen. Die Sache war
viel aufregender als er geglaubt hatte, und
zum Schluß probte er zusammen mit den
übrigen zehn Lehrgangsteilnehmern an
einem Planspiel, wie man in einem Betrieb
wie seinem einen allgemeinen Streik gegen
die Betriebsleitung vorbereiten, organisie-
ren und gewinnen kann. Er merkte, daß er
vorher vieles unüberlegt und verkehrt
gemacht hatte und erkannte immer mehr,
worauf es ankommt. Die Kumpels merk-
ten, als er nach zwei Wochen zurück in die
Fabrik kam, daß er den Kopf höher trug
und um Antworten und Vorschläge nicht
mehr verlegen war. Sein mutiges Auftreten
gegenüber dem Juniorchef zu Weihnachten
sprach sich bei allen Kollegen herum, unddie Zustimmung der Freunde in der
Gewerkschaft stärkte ihm den Rücken; das
konnte er gebrauchen. Der junge Hufeland
hatte Grund, dem jungen Schmidt aus dem
Weg zu gehen; er bekam gerade unter den
Jungen im Betrieb keinen Boden unter die
Füße und fühlte sich in der Firma nicht
recht zu Hause, ,,Die tun gerade so, als
gehörte ihnen die Fabrik!", beklagte er
sich bei seinem Vater, aber der hatte für
solche Betrachtungen wenig Sinn. O
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Triumph über
Hunger

und Chaos:
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Georg Polikeit
besuchte

die Demokratische
Republik Vietnam.

Hier se¡n
Bericht für elan.

Die Fahrt nach Haiphong, mit rund 500.000 Ernwohnern die
zweitgrößte Stadt de¡ DRV, etwa 100 Kilomete¡ von Hanoi
entfernt urrd als einzige Stadt mit einem größeren Hafen von
lebenswrchtiger Bedeutung für das ganze Land, dauerte auf der
schmalen Asphaltstraße, rechts und links mit einem fast
ununterbrochenen Strom von Radfahre¡n und Fußgängern
sowie mit gelegentl-ichen Lkw-Kolonnen noch verengt, runtl
drei Stunden. Das gab uns Gelegenheit, auch etwas von der
Landwirtschaft, vom Leben de¡ vietnamesischen Bauert' zu
sehen. Die gelbgrünen Reisfelder mit jungen Pflanzen, kaum
zehn Zentimeter hoch, soeben erst angepflanzt. begannen gleich
am Stadtrand. Charakteristisch die niedrigen Lehm-Dämme, die
einzelne Felder voneinander trennen und der ganzen, scheinbar
endlos ebenen Landschaft ein schachb¡ettartrges Aussehen
geben. Schwe¡ ist die Arbeit auf diesen Feldern. Der Reis
wächst in dem roten Lehm der Schwemmebene des Deltas des
Roten Flußes. In de¡ heißen Sonne trocknet er völlig aus, wird
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knochenhart und rissþ. Deshalb kann er nur gepflügt werden,
wenn Wasser auf ihm steht. Dann weicht er auf. Knietief sinkt
der Bauer hinter dem primitiven Holzpflug, der immer noch wie
vor tausend Jahren von einem Wasserbüffel gezogen wird, in
den Schlamm ein. Aber auch der Reis kann nur wachsen, wenn
Wasser auf dem Feld steht. Deshalb ist die Bewässerung das A
und O de¡ vietnamesischen Landwirtschaft.

Der Sozialis¡nus besiegte den Hunçr

Ganze 15.000 Quadratkilometer groß ist das Delta des Roten
Flußes, in dem der Reis wächst, etwa so groß wie Sctrleswig-
Holstein oder das Rhein-Main-Gebiet. Aber 75 Prozent der
Gesamtbevölkerung der DRV leben in diesem Gebiet, etwa 14
Millionen Menschen, 800 Einwohner pro qkm. In den æstlichen
140.000 Quadtratkilometern Bergland leben nur 5 Millionen, in
manchen Gebieten nur l0 - 15 Einwohner pro qkm. Dieses
Gebiet muß die ganze DRV ernähren. Es produziert das
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Hauptnahrungsmittel. Man wird daher begreifen, was es bedeu-
tet, dlaß seit der Befreiung in diesem Gebiet ein System von
Bewässerungskanälen und Dämmen mit entsprechenden Wasser-
stellen, Sperreinrichtungerr und Pumpstellen angelegt wurde,
das es erlaubt, heute 85 Prozent aller Reisfelder zu bewäósern
und dadurch zwei, an manchen Stellen sogar drei Reisernten
pro Jahr zu erzielen.
Vor allem, seitdem nach der Bodenreform in den ersten Jahren
der DRV ab 1958 der Zusammenschluß der Bauern zu
sozialistischen Genossenschaften begann, wurden diese Arbei-
ten im großen Umfang durchgeführt. Dank dessen produziert
die DRV heute doppelt soviel Reis wie früher. Der Durch-
schnittsertrag belãuft sich auf 35 bis 40 Doppelzentner pro
Hektar, gegenüber 13 dzlha unter der Kolonialñerrschaft. ber
Sozialismus hat die Grundlagen gelegt, durch die der Hunger
besiegt werden konnte. Man wird aber auch ermessen, was es
dann bedeutet, wenn man erfährt, daß die Terrorangriffe der
USA allein im Jahr 1967, sorgfältig gezielt,456 Deiche und
Anlagen des Bewässerungssystems zerstört haben, und zwar mit
hochentwickelter Präzision: im Sommer, in der Regenzeit, die
Dämme, um verheerende Überschwemmungen zu en eugen, und
im Winter, in der Trockenzeit, die Pumpanlagen und Wasser-
reservofue, um die Felder verdorren zu lassen - Humanismus a
la Johnson oder Nixon in Reinkultur.

Mit amerikanischer Präzision

Fast 94 Prozent aller Bauernfamilien sind heute in den
Genossenschaften zusammengeschlossen. Vor allem seit Beginn
des l. Fünfjahrplanes in der DRV (1961 - 1964) war eine
große Bewegung zur Modernisierung der landwirtschaftlichen
A¡beitsmethoden und Techniken im Gang. Erste Verzuche mit
Traktoren, mechanischen Pflügen und Reiserntemaschinen, die
völlig neu entwickelt werden müssen, wurden gemacht.
Die ersten 6500 Maschinen- und Gerätestationen wurden
installiert. Doch der Krieg erschwerte alles. Pumpstationen mit
Elektromotoren wurden zum Teil zerstört, zum Teil sind die
Aggregate ohne Strom, ohne Brennstoff. So sehen wir auf den
Feldern heute wieder Gruppen von Männern und Frauen, die
mit Schöpfgeräten an Stangen und langen Stricken von Hand
die Felder bewässern, im Rhythmus eintöniger Arbeitslieder,
oft stundenlang.
Die Dörfer, an denen wir vorbeikommen, liegen meistens nicht
di¡ekt an der Straße, sondern einige hundert Meter zurück,
hinter Feldern und Wasserti.impeln, Bambusbüschen, Palmen,
dichten Hecken und Bäumen verborgen. Die Kolonialherren
haben es seinerzeit vorgezogen, die Straße durch das freie Feld
zu bauen, die Dörfer mit der feindlichen Bevölkerung sorgfältig
meidend. An manchen Stellen sind noch die dicken Beton-
bunker zu sehen, mit denen sie wenigstens die überlandstraße
gegen die Bevölkerung im Befreiungskampf zu halten versuch-
ten. Die niedrþen Lehmhäuser der Dörfer sind also nur aus der
Ferne zu sehen. Dazwischen aber erkennen wir immer wieder
die Ruinen von Steinhäusem. Sorgfältig haben sie die amerika-
nischen Luftpiraten offenbar herausgepickt, Dorf fìir Dorf.
Zwei Steinbauten gab es seit der Befreiung allmählich in nahezu
jeder Gemeinde: das Gebäude der Gemeindeverwaltung, zu-
gleich Versammlungssaal, meistens kombiniert mit Schwestern-
station (Sanitätsstelle), vielfach auch Kindergarten - und dann
die Schule. Dazu Lagerhäuser der Genossenschaften, Schuppen,
Bahnstationen. Gerade diese Bauten haben die US Flugzeuge
systematisch zerstört.

Worauf sie zielten

Dabei war das sicher die zweite große Leistung des sozialisti-
schen Systems in der DRV: die Entwicklung des Bildungs- und
Gesundheitswesens auf dem Lande. Unter der Kolonialherr-
schaft kam in Vietnam eine dreiklassige Grundschule auf
hundert Dörfer. 95 Prozent der Bevölkerung konnten nicht
lesen und schreiben. 1965 gab es in der ganzen DRV eine
durchgängþe vierklassige Grundschulausbildung mit Schulen in

¡ahezl jedem Dorf, auf drei bis vier Gemeinden eine Mittel-
schule mit der 4. - 7. Klasse und pro Provinz mindestens eine
Oberschule mit der 7. - 10. Klasse, dazu 16 höhere Lehran-
stalten und 128 Fachschulen. Unter der Kolonialherrschaft kam
auf 180.000 Einwohner ein Arzt, in ganz Vietnam gab es 47
Krankenhäuser. Heute existiert in jedem Kreis mindestens ein
Krankenhaus, das zehnfache der Zahl von 1940, auf 13.000
Einwohner kommt ein Arzt, und in jeder Gemeinde des Deltas
sowie in 80 Prozent der Gemeinden der Berggebiete gibt es eine
Schwestern- und Entbindungsstation. Anstelle der schmutzigen
Wasserlöcher von früher gibt es heute einen gemauerten
Steinbrunnen pro I I Familien, und nach einer großen Kam-
pagne gegen jahrhundertealte Gewohnheiten wurden auf den
Bauernhöfen hygienische Aborte eingerichtet. Volksseuchen
wie Pocken, Pest, Cholera waren seit 1957 fast völlþ ver-
schwunden, andere wie Typhus, Diphterie, Kinderlähmung
wesentlich zurückgegangen. Die Malaria, Geißel der Tropen-
Bevölkerung, war praktisch ausgerottet. Immer wieder ging uns
durch den Kopf, daß hierin wohl das größte Verbrechen der
USA-Luftangriffe lag: in der Zerstörung der sanitären und
Bildungsemrngenschaften, der mühselig aufgebauten Ve¡kehrs-
einrichtungen und technischen Anlagen, die ein ehem¿liges
Kolonialvolk sich unter seiner sozialistischen Regierung geschaf-
fen hatte, das durch die jahrzehntelange brutale Ausplünderung
sowieso schon mit einer schweren Rückständigkeit belastet war.

Das Lcben, die Arbeit, der Kampf geht weiter

Die Zerstörungen in der Industrie wurden uns wieder sichtbar,
als wir schließlich Haiphong erreichten. In der Umgebung des
großen Haiphonger Zementwerkes, das im l. Fünfjahrplan zu
einem Großbetrieb ausgebaut war, ist erne riesþe Fläche in eine
Steinwüste verwandelt. Ein ganzes Stadtviertel eine Trümmer-
landschaft. Dabei muß man wissen, daß praktisch erst seit der
Befreiung überhaupt von einer Entwicklung der Industrie in
Vietnam die Rede sein kann. 1954 gab es in der ganzen DRV
gerade etwa 40 Betriebe, die diesen Namen ve¡dienten. Zehn
Jahre später machte der Anteil der Industrie am Wert der
gesamten Produktion der DRV schon etwa 50 Prozent aus. Es
gab rund 200 große und insgesamt über 1000 Industriebetriebe,
also praktisch war alle drei Tage ein neuer Betrieb entstanden.
Viele dieser Betriebe sind heute in die Berggegenden evakuiert,
verlagert, zum Teil zerstört. Unter den Bedingungen des Krieges
schlug die Regierung bewußt den Weg ein, die zentrale Industrie
nicht weiter zu entwickeln, sondern sie systematisch zu
dezentralisieren und zv evakuieren. Die wirtschaftlichen
Schwerpunkte sind daher heute neben der Verteidigungs-
industrie und dem Verkehrswesen sowie der Landwirtschaft vi¡r
allem die regionalen und örtlichen, kleinen und mittleren
Betriebe, die Waren fiir die jeweiligen Provinzen liefern.
Die Provinzen sind wirtschaftlich weitgehend selbständig, die
Versorgung der Bevölkerung mit den lebensnotwendigen Gütern
liegt praktisch in ih¡er Hand. Zentral geleitet werden im Grunde
nur noch die Versorgung der Armee, die Versorgung der Städte,
das Elektrizitätswesen, das Verkehrswesen und die wenigen
Großbetriebe, die nicht dezentralisiert werden konnten. Nur
durch diese Regionalisierung der Wirtschaft war das ifberleben
möglich - und die Fortsetzung des Kampfes gegen die
US-Aggression. Sie ist eines der Geheimnisse der vietnamesi-
schen Widerstandskraft. Mitten in den Trümmern sehen wi¡
plötzlich ein Strohdach: eine Familie hat einfach auf die Reste
der stehengebliebenen Steinmauern eines früheren Zimme¡s
Bambusstangen gelegt, ein Dach darauf befestigt, die fehlende
Vorderwand durch geflochtene Matten, mit Lehm beworfen,
wie bei den Bauemhäusern, ersetzt - so hat sie wieder eine
Unterkunft. Nebena¡ in einem kleinen Garten wächst inmitten
der Steinwüste Salat, Bananenstauden stehen darum herum.
Und wenig später stehen wi¡ in einem total zerstörten Betrieb.
Steine und Betonbrocken liegen herum, auf den Schutthaufen
weidet ein Esel. Aber inmitten dieser Trümmer steht eine
Werkhalle, notdürftig wiederhergestellt: dort werden Emaille-
schüsseln produziert. Nein, dieses Volk ist nicht besiegbar. ¡
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Antwort der
Bosse
Günter Wallraff schrieb in elan
4/69 úber Unternehmerideologie
in der BRD

Mit Bedauern habe idr in Ih-
rer t{,usgabe 4169 den Beitrag
von Günter lI¡allraff ,,Worte
der Bosse" gelesen. Abgesehen
von der Tåt¡¡aùe, daß ein der.
artiger Àufsatz ftir mein Emp-
ffnden kein saùlicher Diskus-
sionsbeitrag ist, entspriùt der
Absatz über die Akademie für
Führungskräfte der Wi¡tscihaft
niút qanz den Tatsadren.
Iù erlaube mir aus diesem
Grund, Ihnen in Form des Bu-dres ,,Fährungsbrevier der
Wirtsùaft" die Grundzüge des
Harzburger Modells zu äber-
¡eiùen und wfirde micb freu-
en, wenn Sie ilie Zeit fänden,
sió bei Gelegenheit einmal
demit auseinanderzusetzen.
HARTM{JT VOLK, Akademiefür Führungskräfte der \{i¡t-
sùaft, Bad Harzburg

Sexualität und
Herrschaft
Ein lebhaftes "Für und Wider"
hat unser Artikel ,,Sexualität
und Herrscfiaft" (Maiausgabe)
ausgelöst.

Mit groflem lnteresse habe iù
die Beiträge in Heft 5 von
elan über Sexualität und Herr-

sdraft, Petting und Beisdrlaf
gelesen. Idr möchte Sie ermuti-
gen, weitere Beiträge zu die-
ser Thematik zu bringen. Die
Entwicklung zuverlässig wir-
kender empfängnisverhtitender
Mittel bietet die Chance, eine
Sexualerziehung zu entwic.keln,
die nidrt mehr ihr Ziel darin
sieht, die Jugend von der Se-
xualität abzulenken. Sexual-
erziehung kann ietzt betrieben
werden wie jede andere Erzie-
hung: Durdr praktisihe übung
kann gelernt werden, das Se-
xualverhalten zu kultivieren.
Dazu aber braucht die |ugend
vor allem ridrtige und gründ-
lidre Information. Die Beiträge,
die elan veröffentlicihte, sind
dafur naùahmenswerte Bei-
spiele.
HELMUT KENTLER, Dipl.
Psydrologe, Berlin

Idr halte es für richtig, daß
ihr den A¡tikel ,,Sexualität und
Herrschaft "gebradrt habt. Die-
ses in der bürgerlichen Presse
breit ausgewalzte Thema muß-
te endlich einmal von sozia-
listischer Sicht aus behandelt
werden. Die fugendlidren wer-
den von Presse, Film und Mode
immer mehr mit sogenannter
,,Aufklärung" überschwemmt;
das Thema Sexualität wird,
audr in den Betrieben immer
häuffger diskutiert. Darum ist
es wichtig, daß wir diesen Be-
reich nidrt der Reaktion über-
lassen, sondern der fugend und
gerade der Arbeiterjugend die
Möglichkeit geben, sidr einen
klassenbewußten Standpunkt
zum ,,Sexrummel" zu erarbei-
ten.
AGNES HÜFNE,R, HAMbUTg

An den Anfang unserer beab-
sidrtigten Kritik mödrten wir
die Feststellung setzen, daß
die fugendzeitsdrrift ,,elaÍt"
nach Form und Inhalt grund-
såtzliù in Ordnung ist und
absolut niùt vergleidrba¡ mit
irgendwelùen bürgerlicl,en fu-
gen¡lmagazinen, ob sie nun
,,BfaYo" oder ,rTwen" heißen
mögen. Diese Einsdrätzung ist
u. Ê. sdron deshalb ric"htig, weil
,,ela\" einen Klassenstand-
punkt vertritt und sidr stets
mutig und unbei¡rbar ftir die

"-reôtigten Interessen der
iilt*rarig"n und studentisdren
lugend elnseEt'
üiäe Anerkennung entbindet
irns als Freunde dieser Zeit-
ichrift aber nicht von der Pflicht
iu¡ beredrtigten Kritik, wenn
sie uns dringend geboten er-
sdreint.
Liebe Freunde, was soll der
,Artikel ,,Sexualität Herr-
scåaft - Fakten" eigentlidr be-
zwecken? Soll das wirklidr Auf-
klärung sein? Wir haben ab-
solut nidrts gegen Aufklärung
auf sexuellem Gebiet, jedodr
müßte man sidr in der Redak-
uon naù unserer Meinung
über Inh¿lt und Form dersell
ben klar werden.
Wir haben als langj?ihrige Be-
zieher des ,,elan" nadr Stu-
dium des o. a. A¡tikels den
Eind¡uck gewonnen, daß sidr
die Redaktion ein wenig von
dem P¡oblem überrollen ließ,
von dem sie sidr und die fu-
gend eigentlidr befreien woll-
te. Wi¡ meinen die mäcåtig
heranrauschende und von den
herrsc¡enden K¡eisen in ihrem
Intefesse gaîz bewußt ge-
sdrürte Sexwelle.
Es ist uns nicht mögliù, an
dieser Stelle auf alle Details
einzugehen, aber einige grund-
sätzliche Fragen mödrten wir
Ihnen dodr stellen.r. Kann man das Sexualpro-
blem und die dazugehörigen
Theorien von den herrsdren-
den gesellsclaftlichen Verhält-
nissen und den in ihnen wir-
kenden Kräften losgelöst be-
tradrten?
z. Ist das Sexualproblem das
Hauptproblem in unserer Ge-
sellsdraft?
3. lst ore sexuelle Befreiung,
wie sie heute vielÍac.h propa-
giert wird, überhaupt ohne
vorhergehende soziale Beirei-
ung möglich? Oder anders:
Kann man die soziale Revolu-
tion etwa durdr die lautstark
propagierte sexuelle Revolution
ersetzen?
4. Halten Sie die außerordent-
lich deutlidre und grobe Form
lhrer.,,Aufklärung" wirklich
für geeignet, in einer fugend-
zeitsch¡ift mit dem Charakter
des ,,,elan" zu ersclreinen?
5. Meinen Sie, daß man Ihre
Zeitschrift mit dem - von uns

Wer schreibt
uns?
Zwei junge Mådchen aus der
DDR und ein junger Pole su-
chen Brielwechsel.

Vor einiger Zeit hatten wir
Gelegerheit, in einigen Aus-
gaben des elan zu lesen, was
sehr interessant war und uns
einige Zusammenhänge zeigte.
Da wir uns iür Politik interes-
sieïen, würden wir uns fteuen,
wenn uns zwei junge Männer
ab r8 fahre sdrreiben würden,
mit denen wir etwas politisie-
ren könnten. Mein Name ist
Ursula Treyße, meine F¡eun-
din heißt Renate Friedriù. Wir
sind beide r8 und stehen jetzt
kurz vor dem mündlichen
Abitur. Meine weiteren Pläne
sind ein erfolgreiches |ourna-
listikstudium, wenn iú die
Volontärzeit abgesdrlossen ha-.
be. Renate wird Tierzudrt und
Veterinärmedizin studieren.
URSULA TREYSSE,
XrSrr Reetz lDDRl, Belziger
Straße 13
RENATE FRIEDRICH,
XrSzr Reetz lDDRl, Mahlsdor-
fer Straße 13

Iù interessiere mió ftir die
Probleme der deutsùen fu-
gend. Deshalb mödrte idr mit
einem Freund bekannt werden,
der .A,nhänger des ideologi-
sdren Kampfes ist. Außerdem
sr-mle ich Briefmarken. Iù
würde gern polnisúe gegen
westdeutsdle tausdren.
R. MAJER, Ruda Sr-4, ul.
Marchlewskiego u7l5, Polen

Proteste und Forderungen von
Freunden des Friedens, von De-
mokraten und Sozialisten aus
aller Welt haben meine Frei-
lassung erzwungen. Die Rest-
strafe wurde aufgehoben, der
Verlust der burgerlichen Eh-
ren¡echte wurde beseitigt, die
Mögliùkeit der Polizeiaufsidrt
wurde zurückgenommen.
Die Tatsache aber, daß idr 1955
wegen meines Eintretens ft¡r
Frieden, Demokratie und So-
zialismus zu 5 fahren Zudrt-
haus verurteilt wurdê, hat
nadr wie vor diskriminierende
Folgen, die bis an mein Le-
bensende währen sollen. Zum
Beispiel kann ich kein Ehren-
amt bekleiden, also auù in
kein Parlament gewählt wer-
den. Offensidrtlicb soll iú in
meiner politisdlen Tätigkeit
behindert werden, während
ehemals führende Nazis alle
Sdrwierigkeiten aus dem Wege
geräumt bekamen.
I& bitte euù, meine Forde-
rung zu untersttitzen, daß die
diskriminierenden Folgen despolitisdren Zuchthausurteils
beseitigt werden müssen.
Bitte dankt in meinem Namen
allen Freunden und Genossen,
denen iù nidrt persönlich
schreiben kann, für die Soli-
darität.
JUPP .A,NGENFORT, Düssel-
do¡f

-

Aja hat in Prag einen jungen
Westdeutschen kennengelernt.
Leider fehlt ihr seine Anschrift.

Am ¿2. 5. habe idr in Prag bei
den Musik-Festspielen,,Praget
Frühling" einen fungen aus'Westdeutsdrland kennenge-
le¡nt. Vor Beginn habe idr mit
ihm gesprochen. Idr weiß nur,
daß er in der Nähe von Stutt-
gart wohnt, Biologie und Che-
mie studiert. Gern würde idr
mit ihm korrespondieren, dodr
ich habe seine Adresse nidnt.
Vielleiùt liest er diesen Brief?
AJÂ CEPELAKOVA, Domovm-
ladeze Pg. s., Berouh II, U Sta-
dionu 486.

Prager
Frühling

kritisierten A¡tikel in fedem
Haushalt auf dem Tisdr liegen
lassen könnte, auch wenn es
nodr 8 bis rriährige Familien-
mitglieder gibt, die ebenfalls
schon fleißig den ,,elan" le'
sen, oder sollte man besser die
zitierte und künftig vielleidrt
nodr andere Ausgaben mit ähn-
lidrem Inhalt vor den Kindern
verstedcen?
Als Eltern heranwadrsender
Kinder und als aufrichtige
Freunde des ,,elân" mödrten
wir Sie mit unserer Kritik an-
regen, Ihren Standpunkt be-
züglidr Inhalt und Form der
gebotenen Sexualaufklärung
einmal zu überprüfen.
Es ließe sich noch sehr viel
dazu sagen. Vielleicht laßt sidr
über dieses gewiß nidrt un-
wichtige Thema einmal eine
Ausspradre zwischen Redaktion
und Lese¡n des ,,elan" durch-
führen, so etwâs könnte si-
cher viel zur Klärung des Pro-
blems beitragen.
Weiterhin viel Erfolg für Ihre
auf ;eden Fall sonst sehr emp-
fehlenswerte Zeitsdrrift wtin-
sdren Ihnen herzlidr
ILSE HOKE, OTTO HÕKE
Dortmund

Jupp Angenfort
dankt
Jupp Angenfort möchte hiermit
allen danken, die für seine Frei-
lassung aus dem Zuchthaus ein-
getreten sind.

Von ganzem Herzen danke idr
für eure Solidârität. Sie war
für midr eine große Hilfe. Die

Briefkontakte?

Redaktion elan

liebe lesel, schre¡bt
uns Eufe

Adressenwünsche.
Wir werden Euch gern
Anschriften aus den

verschiedenen ländern
übersenden.
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1. DIZZY
Tommy Roe (Columbia)
2. GET BACK
Beatles (Apple)
3. PROUD MARY
Creedence Clearwater Revival
(Bellaphon)
4. THE BOXER
Simon & Garfunkel (CBS)
5. BOOL BANG.A-BANG
Lulu (Columbia)
6. PINBALL WIZARD
Who (Polydor)
7. DAS MADCHEN XARIT{A
Roy Black (Polydor)
8. OH HAPPY DAY
Edwin Hawkins S¡ngers
(Buddah)
9. AOUARIUS _ SUN SHINE
Sth Dimension (L¡berty)
10. GOODBYE
Mary Hopkin (Apple)

I

lmmer mehr Gruppen gehen
zt) Monsterstücken über, diebis zu zwanzig Minuten dau-
ern und ganze LP-Seiten be-
anspruchen, sie wollen auf
diese Weise die Vorstellungen
ihrer Musik verwirklichen. So
auch ,,lron Butterfly" auf ihrer
zwe¡ten LP,,ln-A-Gadda-Da-
Vida" (Atco SD33-250). tm 1Z-
minüt¡gen Titelstück wird ein
Thema aufgegr¡ffen und auf
hervorragende Weise ständig
variiert. D¡e verarbeiteten Stil-
elemente reicien von Beat
über typiscñe Undergroundef-
fekte bis an den Jazz heran. Die-
ses Stück ist so gemacht, daß
es für eine sehr schwache A-
Seite entschädigt.

,,D¡e indische Musik zeigt einen
spirituellen Weg zu Gott. Sie
läßt dich erkennen, daß Gottim Klang ist." Ein solchesmeint George Harrison, derkleine lndividualist unter denBeatles und Komponist von
,,Blue Jay Way", ,,Within You,
Without You", ,,While My Gui-tar Gentley Weeps". Als erste
Beatle Solo-LP legt er uns
,,Wonden¡vall Music" vor, die
genau dem entspricht, was wir
von George gewohnt sind. Mit
wundersamen und -sciönen
Melodien läßt er jeden, der von
dieser pervertierten Konsumge-
sellschaft noch nicht aufgeèo-
gen worden ist, die Mauer zum
,,Erkennen" durchstoßen.
(Apple Records SHZE 2SO)

Love Of lvy"), ferner Ever-
greens w¡e ,,Tw¡st and Shout"
oder ,,My Girl". Die lnstrumen-tierung bleibt konvent¡onell;
hervorragend s¡nd - überflüs-
sig zu erwähnen - die Ge-
sangsharmonien des Pop-Quar-
tetts.

Die Mamas & Papas, m¡t,,Mon-
day, Monday" bekannt gewor-
den und m¡t Titeln wie ,,Dedi-
cated To The One I Love" er-
folgreich geblieben, stellen in
ihrem Album GOLDEN ERA 2
(Electrola SHZ 249, Stereo,19,-) zwölf ihrer besten Auf-
nahmen vor, davon vier John
Ph¡llips-Kompos¡tionen (beson-
ders erwähnenswert: ,,For The

Love You", I A¡n't Supersti-tious"), bisweilen aber auchzafte, zugleich perfekt ver-
fremdete Nummern (,,Morning
Oew"). Besonders hervozuhe-
ben wäre noch die grandiose
Neu¡nterpretation des Old-
timers ,,Old Man River".

scheinung traten. Die Gruppe(eine der besten Bluesforma-tionen überhaupt) präsentiert
wieder ihren ,,kratzigen,,, un-
verfälschten Sound, der sievon ,,Musiktechnikern,, wieCream oder Fleetwood Mac
abhebt.

I THREW IT ALL AWAY
Bob Dylan (CBS)
Wir hören auf dieser Single
(der ersten seit fast drei Jah-
ren) einen, wie manche mei-
nen, ,,reif gewordenen" Bob
Dylan, der sich nicht mehr um
Politik schert, sondern über die
Liebe ¡m privaten Bereich singt.
Abgesehen von d¡esem fatalen
RückschrittBdurciaus getällig.

TIME WAS
Canned Heat (Liberty)
Nach ,,Going Up The Country"
wurde es still um Canned Heat
- bis sie mit dem Doppel-
album ,,Living The Blues" und
dieser Single wieder in Er-

MAN OF THE WORLD
Fleetwood Mac (lmmediate)
Die fünfköpfige Gruppe um pe-
ter Green, früher aul ,,schwe-ren" Blues festgelegt (,,Need
Your Love So Bad"), schwimmt
seit Albatros" auf der weichen
Welle. Sie produziert allerdings
keinen Kitsch, sondern faszi-
niert vielmehr mit ihren zarten
ausgeklf¡gelten Arrangements.
,,Man Of The World" bringt imText die Lebensbeíchte èines
,,Weltmannes".

BORN TO BE WILD
Steppenwolf (Columbia)
,,Amerikas Antwort auf d¡e Rol-
ling Stones", so versudrte man
Steppenwolf zu cñarakterisie-
ren. Ein Vergleicfr mit den frü-

hen Move liegt allerdings nä-her: Diese erste Single def
Gruppe, nun endlich auch bei
uns erschienen, ¡st e¡ne mit-
reiBende Rocker-Verherrlich ung.

THE BALLAD OF JOHN AND
YOKO
The Beatles (Apple)
Nach ,,Get Back" nun die zwei-te ultrakommerzielle Beatles-
Single: Ein flotter Report über
die Flitterwochenerlebnisse des
Ehepaars Lennon mit interes-
santer Baßbegleitung und Hil-
bi I ly-Hinterg ru ndtönen.

Jeff Beck war der frühere Lea-
der der vozüglichen Yardbirds
(,,Shapes Of Things"), zu der
damals auch noch Eric Clapton
gehörte. lm Jahre 1967 beganner eine Solokarriere mit der
Single ,,Hi Ho Silver Lining".
seine erste LP TRUTH (Elec-
trola SMC 74499 Stereo,'19,-)
stellte der fähige Gitarrist iniStil von John Mayall zusam-men: Er selbst wählte dieSongs aus, stellte die Arran-gements zusammen und enga-gierte ausgewählte Musiker zurAufnahme. Das Ergebnis sindknallharte, bizarre Blues-Bom-
ben (,,Blues De Luxe", ,,Let Me

THE BOXER
Simon & Garfunkel (CBS)
Der,,Mrs. Robinson"-Nachfol-
ger zeigt sich als eingängige
Folk-Ballade mit einem Hauch
Sozialkritik.,,Bookends"-Quali-
tät, wie bei Songs von Paul
Simon nicht anders zu erwar-
ten.

il[EMlll

Carsten Linde
**********

fordert. Wie vielfältig die stimm-
liche Modulaiion Bikels ist, wird
auf der genannten LP deutlich.
Ob er ein irisches Zigeunerlied
a capella vorträgt oder das rus-
sische ,,Dve G¡tari" m¡t hervor-
ragender instrumenteller Beglei-
tung interpret¡ert immer
kommt das Wesen der Lieder
zum Ausdruck, die in Theodore
Bikel e¡nen temperamentvollen
und sachkundigen Sänger ge-
funden haben.

¡n englischer Sprache ist Mirianì
Makeba ebenso gewachsen, wie
ihr Vortrag von ,,4 Pieco of
Ground" zeigt. Eine sehr emp-
lehlenswerte Platte.
($) o," e¡nst so radikare Mu-

ll sik der FUGS ist leiser
\) und angenehmer gewor-

den. Auch den Texten wohnt nur
noch selten direkte politische
Ag¡tation inne. Über aller Lyrik
und der vermeintlichen ,,Soft-
masche" der LP ,,lt crawled into
my hand, honest" (REPRISE RS
6305, 19 DM) sollte man sich
nicht einlullen lassen. Hörens-
wert ersche¡nen die Titel ,,Man-juana" und ,,The National Haiku
Contest The Divine Toe lrene".
Vom politischen Engagement
der Fugs und dem Glanz ihrer
Formulierungen ist auf dieser
LP leider nur noch wenig zu
spüren.

Kay) und ,,Hoochie" (von MobY
Grape) durch ihre BluesrhYth-
mik und -diktion die ursPrüng-
lichsten sein. (POP REVOLU-
TroN cBs sPR 30, 10 DM)

($) o," Band MoBY GRAPE
l/ verzichtet auf ihrer neue-

U sten LP ,,MOBY GRAPE
69" (CBS S 63430, 19 DM) auf
Arrangements, die ihrer Musik
die Gradlinigkeit nehmen könn-
ten. lhr St¡l läßt durch die er-
neute Verwendung von Folklore-
Elementen aufhorchen. Beste-
chend sind die Boogie-Woogie-
Soli und der wieder harte Beat
der Gruppe. Der LP liegt ein Su-
per-Poster bei, aber auch ohne
dieses ist die Platte der Musi-
kerkommune recht attraktiv.

À Einen Bild- und Textbe-
Üz ncnr uoer oas LlvrNGÃ rnelrnE geben Erika
Billeter und Dölf Preisig unter
dem Titel ,,PARADISE NOW"
(Scherz-Verlag, 140 Seiten, viele
Photos, 9,80 DM). Der Band
br¡ngt einleitend eine gedrängte
Darstellung der künstlerischen
Grundidee des Living Theatre

und eino Reìhe von \nterv\e\¡s
mit Angehörigen der legendären
Großkommune. Sehr aufschluß-
reich ist eine kritische AnalYse
des Stückes ,,Paradise Now" mit
vielen Szenenfotos. Ein sehr
empfehlenswertes Buch.

  DAs BUCH DER NEUENX i"î',;T,!'"?'å, i",l,ï:i,ff :
ser (Econ-Aktuell, 204 Se¡ten,
1O DM). Das Buch ist informativ
geschrieben und versucht einen
Úberblick über die ,,revolutio-
näre" Pop-Szene zu geben. Kai-
ser fügt seiner Deutung der ver-
schiedenen PoP-Stilrichtungen
ein ,,Pop-Musik-Lexikon" bei mit
63 Porträts, die sich leider zum
großen Teil auf die Pressemit-
teilungen der SchallPlattenfir-
men stützen und dadurch ein
teilweise manipul¡ertes Bild ab-
geben. Denjenigen, die sich über
Rolf-Ulrich Kaisers EssaYs wei-
ter informieren möchten, wird
es schwer gemacht: die ,vom
Pop-Papst verwendeten Zitate
sind selten gekennze¡dlnet.
Trotz allem: durdraus lesens-
wert.

Seit über 10 Jahren
der Schauspieler
DORE BIKEL als erner

der vielseitigsten Folksinger in
den USA. Über ein Dutzend LPs
wurden von ihm mit Liedern aus
aller Welt besungen, von denen
die beiden jiddisctren und russi-
schen auch in Deutschland viele
Freunde gewannen. Zum 1Oiäh-
rigen Jubiläum wurde ein Live-
Konzert von Bikel mitgeschnit-
ten und bei uns unter dem Titel
"THEODORE 

BIKEL SINGl LIE.
DER DER VULKER" (Reprise
RS 5114, 19 DM) veröffentlicht.
Diese empfehlenswerte LP bie-
tet einen Ausscfinitt aus dem
umlangreichen Reperto¡re des
Sängers m¡t 16 Liedern aus ls-
rael, Spanien, USA, Deutsch-
land, Frankreich, lrland, Rumä:
nien, Rußland und Serbien. Hin-
zu kommen zwei jiddische Lie-
der, von denen das Ghettolied
,,Sog nit keinmol" vom Wider-
stand ¡m Warschauer Ghetto be-
richtet und zur Solidar¡tät auf-

ALEXIS KORNER, der
,,Großvater des weißen
Blues", glaubt zuversicht-

lich, daß seine Art von Musik
schon bald populärer se¡n wird,
als Beat, Soul, Psychodelic und
Underground-Musik. Seine neue
LP heißt ,,4 new Generation of
Blues" (Liberty LBS 83147 E,
19 DM) und auf ihr sind harte,
einfache Rhythmen und Texte zu
hören. lm Gegensatz zum kla-
genden Blues der Neger sind
diese Lieder voller Lebensfreu-
de und Dynamik. Korners kraft-
volles Gitarrenspiel und vor
allem seine St¡mme knüpfen andie Tradition afro-amerikani-
scher Blues an, führen diese
aber in einer für weiße Musika-
lität und Mentalität beeindruk-
kenden Art fort.

MIRIAM MAKEBA, afrika-
nische Sängerin aus Jo-
hannesburg und Frau des

Black-Power-Sprechers Stokeley
Carmichael, trägt Volkslieder
und Tanzweisen der südafrika-
nischen Neger sehr mitreißend
und akzentuiert auf ihrer LP
,,PATA PATA" (Reprise RS 6274,
19 DM) vor. Miriam Makeba hat
eine herbe Stimme, die ihre Zu-
hörer schnell in ihren Bann
zieht. Sicher tragen Vitalität und
rhythmiscies Feuer der Lieder
viel zum Erfolg der LP bei. Un-
übertroffen sind die gutturalen,
geflüsterten lnterpretationen
von ,,Jol inkomo" und ,,Yetentu
Tizaleny". Modernen Balladen

RAVI SHANKAR'S "FE-STIVAL FROM INDIA"
(Liberty Records, LBS

83226127 X, 29 DM) fasziniert
durch die Vielfalt und ausge-
prägte Tonalität der indischen
klassischen Musik und der indi-
schen Folklore. Für nur 29 DM
erhält man 2 LPs mit einem
Querschnitt durch beide Stilrich-
tungen und sehr guten Be¡spie-
len fûr verschiedene Ragas und
Liedformen. Erregende Töne
klingen aus Flöten oder perlen
von Saiteninstrumenten und lüh-
ren in ein selten gehörtes musi-
kalisches Nirvana. Ravi Shankar
hat die besten Virtuosen ãuf so
unterschiedlichen lnstrumenten
wie Sitar, Rabab, Tota, Tabla,
Dholak, Nakara, Santoor (116
Saiten!) und Shenai um sich ge-
schart und diese einmaligen
Aufnahmen produziert. Wer die-
se lnstrumente noch nicht kennt,
sollte die LP hören und den prä-
zisen Covertext studieren, es
lohnt sich.

I

I

I

I POP-REVOLUTION, der
zweite Sampler von CBS
mit Underground-Musik,

vereinigt auf einer buntgepreß-
ten LP so bekannte Gruppen wie
Blood, Sweat & Tears, Spirit,
The Electric Flag, The Cham-
bers Brothers und Moby Grape
sowie die hervorragenden Soli-
sten Mike Bloomfield und Al
Kooper. Unter all den gar nicht
besonders,, revolutionär" arran-
gierten unC getexteten Titeln
dúrften,,Tw¡sted" (von John

or



DDR.FITIIIE
I]I DER BRII
Der Versuch der Oberhause-nsr Veranstalter, dem bundes-
republikaniscfren Filmpublikumeinen repräsentativen euer-
schnitt durcñ das Filmscfraffenin der DDR zu b¡eten (DEFA-
Produktionen), darf als'gelun-gen angesehen werden. Unbe-streitbar bleibt das Resultat,das Heinz Kersten so formu-
lierte:
,,ln der Bemühung um e¡ne
Auseinandersetzung mit pro-
blemen unserer gemeinsamen
Vergangenheit und auch mit

Problemen der Gegenwart war
und ¡st der Film in der DDR
dem Film in der BRD eindeu-
tig überlegen."
Damit ist ausgedrückt, was
DDR-Filme von BRD-Filmen un-
terscñeidet: sie sind nicfit nur
bewuBt politiscfr konzipiert,
d. h. sie haben nicht nur eine
Funktion in der gesellschaftli-
cfien Gegenwart, sie dienender Erreichung einer ange-
strebten Zukunft. ln ihnen solldas sozialistische Menscfren,
bild geformt werden durcfr Ver-
mittlung von Denkanstößen,
Vorbildern und Negativmodel-
len. Sie beziehen so ideolo-
giscfr Position, die Position des
Pädagogen oder beeinflussen-
den Humanisten, des Aufklä-
rers.
Man kann es jedocfi auc*r mit
dem verpönten Wcirt Propagan-
da bezeichnen. Der qualital¡ve
Unterscñied zuÍ westlichen
Form, der Manipulation, ist nur
schwer zu packen: Die Verfäl-
sdtungs- und Betrugstheorie
verscñleiert den objektiven ka-
pitalistiscfien Grundwidersprucfr
zwischen Bourgeoisie und Ar-
beiterklasse, der létzten Endes
lnhalt, Funktion und Strukturder Manipulation bestimmt,
nämlicfr das politiscfr-ökonomi-
scñe Ausbeutungsverhältnis. So
reduziert sic|r -die Recfrtferti-

gung der Verwendung ähnli-
cher Mittel wle ln der westli-chen BewuBtseinsindu¡tríe
nicht alleln nur aul die ûber-
zeugung, die ricfrtige Sacfie zuvgrtr€lgn, sondern auf die
Grundverscfiiedenheit der Sy-
steme: hie Klassengesgllscñatt,
dort Arbeitermacfrt, d. h. rela-
tiv erreicfite Belreiung von Aus-
beutung.
Die Alt€rnative zur Manipula-
tion, die sozialistiscfre BewuBt-
seins- und Persönlichkeitsbil-
dung, gescfiieht im Mediumdes DDR-Films durcfr eine
ganze Skala von Methoden: siereicfit von plakativen VerhaÈ
tensmodellen, positiven Helden,
Schwarz-Weiß-Malerei bis zur
Analyse von menscfilicfr-gesoll-
scf¡aft lidren Konfliktsituationen
während der Aufbauzeit, zur
Feinddifferenzierung von Cha-
rakteren, zur Auseinanderset-
zung und schonungslosen Of-fenlegung der Probleme der
gegenwãrtigen Republik.
Die Ause¡nandersetzung mit
gesamtdeutscñer Vergangen-neit wurde durdr ¡nsgesamt
fúnf formal und inhaltlicfr un-
tersch¡edl¡ch qualitat¡ve Filme
vprgeführt:
KRI,,PP UND KRAUSE, einefünfteilige Fernsehfolge (Ja-
nuar 1969), verfolgt parallel die
h¡storiscñe Rolle der Firma
Krupp und ihrer Besitzer wäh-
rend der NS- und Nachkriegs-
zeit und die des Krupp-Arbei-ters Krause. Die nicht-¡denti-
schen Klasseninteressen wer-
den am privaten Sctid<sal der
Figuren nachlesbar. Der Weg
der Firmenbosse verläuft trotzder zeitweilig geschickt ver-deckten Anpassungsmanöver,
die politisch verheerende Fol-gen wie die Rüstungssteige-
rung ermöglichten, im Grund
gracllinig, wie der jedes Kapi-
tal¡sten: Profitmaximierung istNorm alles Verhaltens. DerFilm zeigt demgegenüber die
komplizierte langsame Wand-
lung eines Unterdrückten. Die-ser macfìt es sicfi nicfit ein-fach und braucht viele Um-
wege, um die seiner Klassen-lage entsprechende Haltung
und Position zu finden. Nacfr
Erreicñen dieses inneren, so-
zusagen theoretiscfren Zielesläßt die Anerkennung seiner
Le¡stung in der Praxis des Auf-
baus def W¡rtschaft der DDRnicñt auf s¡cñ warten: er ¡st
Verhandlungsparlner der Firma
Krupp. Viel berecfrtigter Stolzauf das Erreichte drückt sicfrin dieser Prämiierung aus, ob-wohl uns die Parallelführung
hier ein wenig platt, zu weit
getr¡eben erscñeint.
lnteressanterweise konzentriert
sich die anscùrließende Diskus-
sion des Films auf diesen Epi-
logteil, ohne auf die histori-
scñe Bewältigung der Krupp-
Story näher einzugehen. Hier

ry.ürde_1s. vieilelcfrt petnllcfi ¡¡¡die BRDIWie in dleser Fernsehtolge
liegt der Akzent des Films OîÀ
FAHNE VON KRIWOJ ROG;,ìdem Moment des t,la*rertÀl
bens. Eine Mansfelder Beii_
erbeitertamil¡e - Kommunisiei
- wird in ihrem ant¡fascfrisii-
scfien Wíderstand um das Svm_bol der Verbundenheit mit ius-
siscfien Genossen, eine Fahne
gesammelt. Sie wird zur Gel
w¡ßheit' vom Neuanfang, Kraft-quelle des Durcfihaltens: dem
Heroismus einfacñer Menschen
scfiuf der Film ein etwas zupathetiscfi geratenes Denkmal.

Ehrlicher, weil die Aussageab-
sicfit weniger verbal und the-
senhalt als optiscfr umsetzend,
darum weniger kliscfreehaft und
åsthetisch befriedígender ist
ICH WAR NEUNZEHN von Kon-
rad Wolf, dem anerkannten Ta-lent dês DDR-Films. Seine
Story ist die Suche eines Emi-
grantenjungen nacfr seinem
Deutschland während des Vor.
rückens der Roten A¡mee, de¡
er angehört. Gregor Hecker, 19
Jahre, bringt weder Haß noch
romantiscie Liebe zu seinem
Vaterland mit, sondern Zwei-fel und Skepsis. Außerdem
aber e¡ne Unmenge Vertrauenund Bereitschaft, die Realitätdes Krieges zu beenden undFrieden zu schaffen. Sein
menschliches und politisches
U nterscheidu n gsvermögen
wächst mit zunehmendér Kennt-nis der konkreten Situation,
der Menscñen und der Zeichen
des Neubeginns. Er nimmt sein
,,Deutschsein" auf sicl¡ als
Kampf gegen d¡e Kräfte der
Zerstörung. Ein überzeugender,weil ditferenzierter, voñ Ver-
ständigungsbereitschaft trotz
sozialistischer Kompromißlosig-
keit getragener Film.

Die Verfilmung des Becher-Romans ABSCHIED durcfr
Egon Günther kann als besterBeitrag bezeichnet werden.
Aus dem lnteresse des Regis-seurs an moralisch-ethiscfren
und pol¡t¡schen Haltungen her-
aus gew¡nnt die Aufarbeitung
einer typiscfren lntellektuellen-jugend vor dem ersten Welt-krieg Aktualität und exempla-
rischen Charakter. ,,Was in un-
serem F¡lm vorlaschistisch er-
scheint, das könnte genauso-gut neofaschistisch se¡n undtritt auch in der restaurativen
bürgerlichen Gesellschalt
auf gleiche oder ähnliche Wei-se in Ersctre¡nung." So ist füruns Bechers ,,Absciied" ein
Roman, der von einem Eltern-
haus handelt und eine Nation
meint. Hans Gastl, die Haupt-
figur, nimmt Abschied aufgrund
einer Entscheidung: er will an-
ders werden - das Ziel ist al-
lerdings erst vage zu ahnen
und der Weg dahin dunkel.

'rÍfrrt¡la¡n
Hexenverfolgungen wird die
schöne Sara, Braut des eben-
falls recht ansehnlièhen Crom-
well-Offiziers Richard geschän-
det. Richard wird zum rasenden
Råcher und zersprengt, als er
mit Sara zusammen der Tor-tur unterworfen werden soll,
wie Samson die Ketten, hackt
im Wahnsinn den Hexenjäger
mit einer Axt kurz und klein.
Sara ist inzwischen dureh die
Folrerungen ebenfalls um den
Verstand gebracht.

Die Zuschauer atmen beruhigt
auf: Hopkins ist ein Opfer sei-
nes Berufs geworden. Das We-
sentliche aber und das eigent-
lich Barbarische dieses Films
liegt nicht in dem reichlich und

plastisch fließenden Blut, n¡cht
in den peinlich genau geschil.
derten Folterungen und- Hin
richtungen, sondern in seiner
Wirkung: Was will Reeves mit
dem,,Hexenjáger" beweisen?
Etwa, daß Brutalität in jedem
schlummert? Dann dürfte er
wohl übersehen haben, daß
diese sinnlose und unreflek-
tierte Anhäufung von Grausam-
keiten selbst wieder zum An-
reiz werden kann oder auf die
Dauer den weniger empfindli-
chen Kinogånger so weit ,,ab-
härtet", daß er in konkreten
Situationen ebenfalls ohne Ma-
genschmerzen zuÍ Tagesord-
nung übergehen kann. Fazit:
ein ganz übles Stück,,Film-
kunst".

Subm¡rlne

YEttOW
SUBMARINE

q:i :',i"" ilåT: i #'î:'i:i' iå3;
\'.Ïhwell-Zeil, nimmt der iun-ul" enol¡sche Regisseur Mi-
9jo"l- ãeeves zum Anlaß, sein
l"-¡torrorf ilmen bereits erprob-
l)" falent, SuPersadismen und
à"rt"t¡tat"n auf die Leinwand
iu bringen, wieder einmal zu
¡eweisen. Fabel und Psvcho-
looie, die dazu herhalten müs-
se-n, sind schlicht und beschei-
den: vor dem Hintergrund von
Bürgerkrieg, Puritanismus und
det daraus resultierenden

Walt Disney und seinen Zei-
chentr¡c|<film kann man nach
Heinz Edelmanns Gelbem Un-
terseeboot getrost begraben,
denn Yellow Submarine ist ein
Film, der einfach Spaß macht,
in dem alles - von der Flower-
Power-Story bis zur vielfältigen
und überraschenden Trickfilm-
technik - stimmt. Das Landauf dem Meeresgrund ist ein
Märchenland mit glücklichen,
musizierenden Menschen - so
lange bis den Blaumiesen, tük-kisch aggressiven Monstern,
dieser paradiesische Zustand
unerträglich ersclieint. Mit ih-
rer blauen düsenschnellen Ar-
mee fallen sie über das heitere
Land her und zertrampeln diebunte, farbenprächtige Pop-
Welt, alles ist grau, tot und er-
starrt. Der letzte überlebende
entkommt und holt Hilfe - bei
den Beatles. Sie besieoen, nacheiner abenteuerlichen Fahrt
durch das Meer der Zeit, dâs
Meer der Löcher und ,,no-
where-land" die Blaumiesen
mit ihrer Musik, retten das Pa-
radies. - Die Bilder illustrieren
dabei weniger d¡e bekannten
Songs aus ,,Revolver" und
,,Sgt. Pepper's Lonely Hearts
Club Band", machen sie eher
sinnlich faßbar. Eleanor Rigby
und Lucy in the Sky finden ihre
adäquate Umsetzung in erre-
genden Farbspektren und herr-
lichen Pop-Grafiken, die ro-
mantische Story vom Sieg des
Guten und Schönen wird ge-
füllt mit witzigen Dialogen, ist
darum weit entfernt von blas-ser Sing-Out-ldeologie. Aus
dem Nein der Blaumiesen wird
Ja, aus der Glove-Waffe Love:ein wunderschöner romant¡-
scher Filmtagtraum.

SOMMER.
SPROSSEil
Eine ,,Bonny and Qlyde"-Storyim Stil des Jungen Deutschen
Films: in den dreißiger Jahren
machen zwei junge Ganoven
und die dazugehörigen Damen
erst Deutschland und dann die
Schweiz unsicher und enden
dann in scheinbar aussichts-
loser Situation durch Selbst-mord. Banküberfall, Dieb-
stahl, schwerer Raub, die üb-
lichen grünen Wiesen, herrli-
che Old-Timer, flotte Kostüme,ein bißchen verkorkste Nietz-
sche-Philosophie (Nazis spie-len übrigens auch mit): das
ganze, schön bunt und mitfreundlichen Landschaltsauf-
nahmen - ist einfach fad, nicht
mal ärgerlich.
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,,lJnsere neue Verpackung lst einÍach ganz
toll - ke¡n Mensch redet noch von unsetem
Programm!"

,,Gtatul¡ere! Und die Vorbeugehaft werden
wir auch noch gemeinsam schaffen!,,

*Nachdem wir gut durch die Ktise gekommen
s¡nd,sollten unsere Mitarbe¡ter endl¡ch auch
sehen, daß es aufwärls geht . . , !"

,,Da mit der Verabschiedung der
Nofsfandsgesetze auch der Ein-
satz der Bundeswehr im lnneren
besch/ossen wurde - sollten wir
uns schon ietzt über alle unsere
Möglichkeiten besfens inÍormie-
ren!"


